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 Berlin kann Paris 

Warum dieses Papier? 
Berlin verfügt über ambitionierte Ziele, umfang-
reiche Fachpläne und viel verkehrspolitisches 
Wissen. Trotzdem gelingt es der Stadt nur be-
grenzt, daraus kontinuierlich sichtbare Verän-
derungen zu machen. Genau diese Lücke zwi-
schen Ziel und Umsetzung steht im Mittelpunkt 
dieses Papiers. 

Wie müssen Politik und Verwaltung 
zusammenarbeiten, damit Berlin 
seine Mobilitätspolitik auch umset-
zen kann? 

Meine Perspektive auf diese Frage ist aus der 
Verbindung von Mobilitätsforschung und Pla-
nungspraxis entstanden. Ich habe mich wissen-
schaftlich mit Mobilitätsplanung, Erreichbarkeit 
und den institutionellen Bedingungen der Ver-
kehrswende beschäftigt und begleite heute 
konkrete Planungs- und Umsetzungsprozesse 
mit Senats- und Bezirksverwaltungen. 

Dabei interessiert mich besonders die Schnitt-
stelle zwischen fachlichem Wissen und tatsäch-
lichem Verwaltungshandeln: Wie werden politi-
sche Ziele übersetzt? Wo entstehen Verzöge-
rungen? Welche Zuständigkeiten, Ressourcen 
und Entscheidungswege braucht eine inte-
grierte Mobilitätsplanung? 

Der Anspruch dieses Papiers ist deshalb nicht, 
einen weiteren Maßnahmenkatalog vorzulegen. 
Es soll zeigen, welche institutionellen Voraus-
setzungen Berlin schaffen kann, um beschlos-
sene Mobilitätspolitik verlässlicher umzuset-
zen. 
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 Berlin kann Paris 

Das Papier auf einen Blick 

Berlin fehlt es nicht an verkehrspolitischen Zielen. Entscheidend ist, Politik, Ver-
waltung, Finanzierung und lokale Umsetzung so zu organisieren, dass aus diesen 
Zielen verlässlich sichtbare Ergebnisse werden. 

Kurzfassung 

Dieses Policy Paper untersucht, wie Berlin seine Mobilitätspolitik 
in der Legislaturperiode 2026–2031 verlässlicher umsetzen kann. 
Es verbindet wissenschaftliche Literatur, öffentlich zugängliche 
Daten und Planungsdokumente mit ausgewählten Erkenntnissen 
aus der Berliner Planungspraxis. 

Paris, London und Barcelona dienen dabei als Referenzfälle für un-
terschiedliche institutionelle Ansätze. Der Vergleich richtet den 
Blick nicht auf einzelne Vorzeigeprojekte oder ein Ranking der 
Städte, sondern auf die Voraussetzungen ihrer Umsetzung: politi-
sche Führung, Verwaltungsorganisation, Finanzierung, lokale Ver-
antwortung und Wirkungsbeobachtung. 

Daraus werden drei Reformschwerpunkte für Berlin abgeleitet: 
eine handlungsfähigere Senatsverwaltung, ein verbindlicher Ber-
lin-Mobilitätsvertrag mit den Bezirken und fünf gesamtstädtische 
Programme für die kommende Legislaturperiode. Vier Entschei-
dungen für die ersten 100 Tage zeigen abschließend, wie die neue 
Landesregierung diesen Umbau unmittelbar beginnen kann. 
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1. Berlin hat vor allem ein 
Umsetzungsproblem 
Ziele und Fachkonzepte sind 
weitgehend vorhanden. 
Schwächer ist ihre dauer-
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zierte und umgesetzte Pro-
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2. Umsetzung braucht klare 
Verantwortung 
Wer Zuständigkeiten, Finan-
zierung und Entscheidungs-
wege verändert, beeinflusst 
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kommt. 

3. Wenige Programme müs-
sen sichtbar liefern 
Die Reform muss sich daran 
messen lassen, ob sichere 
Wege, verlässlicher ÖPNV, 
geschlossene Netze, lebens-
werte Kieze und funktionie-
rende Stadtlogistik tatsäch-
lich entstehen. 
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1 Berlin kann Paris 

Was Berlin für eine handlungsfähige Mobilitätspolitik braucht 

„Berlin kann Paris“ ist kein Versprechen, die französische Hauptstadt nachzubauen. Die Formel bezeich-
net einen institutionellen Anspruch: Eine Metropole kann den öffentlichen Raum über mehrere Jahre 
sichtbar verändern, wenn politische Ziele, Programme, Finanzierung und Verwaltungsorganisation auf-
einander ausgerichtet werden. 

Leitthese 
Berlin muss Paris nicht kopieren. Es muss die eigenen Ziele mit vergleichbarer politischer Kontinui-
tät, programmatischer Geschlossenheit und administrativer Umsetzungskraft verfolgen. 

Berlin beginnt dabei nicht bei null. Das Berliner Mobilitätsgesetz verankert Verkehrssicherheit, Barrie-
refreiheit, Klimaschutz und eine faire Verteilung des öffentlichen Raums als verbindliche Leitlinien.1 Der 
Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr 2030 konkretisiert diese Ausrichtung mit dem Ziel, den 
Anteil des Umweltverbunds bis 2030 auf mindestens 82 Prozent zu erhöhen. 2 

Die zentrale Herausforderung liegt daher weniger in einem Mangel an Zielen oder bekannten Maßnah-
men. Sie liegt in der verlässlichen Übersetzung strategischer Vorgaben in priorisierte Programme, fi-
nanzierte Vorhaben und dauerhaft veränderte Routinen. Diese Diagnose entspricht einer lange bekann-
ten Erkenntnis der internationalen Mobilitätsforschung: Die Instrumente nachhaltiger Mobilität sind 
weitgehend bekannt; entscheidend sind ihre konsistente Bündelung, eine hochwertige Umsetzung, po-
litische Führung und gesellschaftliche Legitimation.3 

Paris ist dafür ein geeigneter Referenzfall, gerade weil der Vergleich nicht als einfacher Leistungsver-
gleich funktioniert. Berlin ist flächenmäßig, räumlich und institutionell anders strukturiert und weist 
beim Radverkehr bereits einen höheren Wegeanteil auf: Eine aktuelle vergleichende Studie beziffert 
den Radverkehrsanteil 2023 für Berlin auf 19 Prozent und für Paris auf 11 Prozent.4 Paris dient also nicht 
deshalb als Vorbild, weil dort jeder verkehrspolitische Indikator besser wäre. Vorbildlich ist vielmehr die 
Fähigkeit, eine politische Richtung über mehrere Jahre in eine zusammenhängende Veränderung des 
Straßenraums zu überführen. 

Paris als Referenz für Umsetzungsfähigkeit 
Diese Geschlossenheit wird im Pariser Mobilitätsplan sichtbar. Er verbindet 18 strategische Ziele – unter 
anderem Zugänglichkeit, Vision Zero, Verkehrsberuhigung, Radverkehr, emissionsarmen Verkehr, leis-
tungsfähigen öffentlichen Verkehr, urbane Logistik, Gesundheit, metropolitanes Zusammenwirken und 

 

1       Land Berlin: Berliner Mobilitätsgesetz (MobG BE) vom 5. Juli 2018, in der im August 2026 geltenden Fassung, insbesondere §§ 1–15; amtli-
che Fassung und Änderungsgesetze. 

2      Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz (2021): Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr Berlin 2030, Berlin, insbe-
sondere Ziel eines Modal-Split-Anteils des Umweltverbunds von mindestens 82 Prozent bis 2030. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobili-
taet-und-verkehr/verkehrspolitik/stadtentwicklungsplan-mobilitaet-und-verkehr/. 

3      Banister, David (2008): The sustainable mobility paradigm. In: Transport Policy 15(2), S. 73–80, hier S. 73 und 78 f. 
https://doi.org/10.1016/j.tranpol.2007.10.005. 

4      Buehler, Ralph; Pucher, John; Moran, Marcel; de Lanversin, Emmanuel; Aldred, Rachel (2026): Cycling in New York, London, Paris, and 
Berlin before, during, and after the COVID-19 pandemic. In: International Journal of Sustainable Transportation. 
https://doi.org/10.1080/15568318.2026.2649315. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/stadtentwicklungsplan-mobilitaet-und-verkehr/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/stadtentwicklungsplan-mobilitaet-und-verkehr/
https://doi.org/10.1016/j.tranpol.2007.10.005
https://doi.org/10.1080/15568318.2026.2649315
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Beteiligung – mit einer gemeinsamen Perspektive auf Mobilität und öffentlichen Raum.5 Einzelne Fach-
programme sind zudem mit konkreten Ressourcen unterlegt. Allein der Pariser Radverkehrsplan 2021–
2026 umfasst Investitionen von mehr als 250 Millionen Euro und kombiniert Netzausbau, Abstellanlagen, 
Verkehrssicherheit, Betrieb und Förderung des Radverkehrsökosystems.6 

Der entscheidende Punkt ist nicht die Höhe eines einzelnen Budgets, sondern die Verbindung von Ziel, 
Programm und Durchführung. Die Pariser Entwicklung zeigt zudem, dass eine großräumige Neuvertei-
lung von Straßenkapazität nicht zwangsläufig zu einem entsprechenden Anstieg der Netzüberlastung 
führt. Eine empirische Untersuchung der Plan-Vélo-Maßnahmen stellt trotz deutlich verringerter Kfz-
Kapazitäten keine Zunahme des gesamtstädtischen Überlastungsniveaus fest und deutet dies vorsich-
tig als Hinweis auf Verlagerungen zu anderen Verkehrsmitteln.7 

Drei Anforderungen an Berlin 
Aus dem Pariser Beispiel lassen sich drei grundlegende Anforderungen ableiten, die Berlin auf die eige-
nen institutionellen Bedingungen übersetzen muss. 

Erstens braucht die nächste Legislaturperiode politische Kontinuität. Strategische Ziele müssen durch 
einen nachvollziehbaren Zeitplan, räumliche Prioritäten und überprüfbare Zwischenstände regierungs-
praktisch verbindlich werden. Neue politische Mehrheiten können Prioritäten verändern; solche Ände-
rungen sollten jedoch gebündelt entschieden und mit ihren Folgen für laufende Programme, Haushalte 
und Planungskapazitäten transparent gemacht werden, statt Grundsatzfragen auf Ebene einzelner Pro-
jekte immer wieder neu zu öffnen. 

Zweitens braucht Berlin programmatische Geschlossenheit. Der Umbau darf nicht als Addition vonei-
nander unabhängiger Radwege, Busspuren, Kreuzungen oder Kiezprojekte organisiert werden. Für eine 
dauerhafte Veränderung des Mobilitätssystems sollten Maßnahmen als abgestimmte Pakete aus attrak-
tiven Alternativen, Flächenmanagement, Verkehrssteuerung, Preissignalen, Kommunikation und Evalu-
ation zusammenwirken. 

Drittens braucht Berlin administrative Umsetzungsfähigkeit. Für prioritäre Programme muss eindeutig 
sein, wer über die gesamte Umsetzungskette verantwortlich ist – von der strategischen Planung über 
Finanzierung und straßenverkehrsrechtliche Anordnung bis zu Bau, Betrieb und Wirkungskontrolle. Die 
Forschung zur Verkehrspolitik warnt gerade davor, technische Konzepte isoliert von Macht, Ressour-
cen, institutionellem Kontext und Legitimität zu betrachten.8 

VON ZU 

Zielverkündung nachprüfbarer Programmumsetzung 

geteilten Prozesszuständigkeiten eindeutiger Ergebnisverantwortung 

jährlich neu verhandelten Einzelprojekten mehrjährigen Programmen mit gesichertem Budget 

nachträglicher Berichterstattung laufender Steuerung mit Meilensteinen 

 

5      Ville de Paris (2025): Synthèse du Plan local de mobilité de la Ville de Paris, insbesondere die 18 strategischen Ziele, S. 3. https://cdn.pa-
ris.fr/paris/2025/06/26/6-synthese-des-apports-de-la-ppve-au-plan-local-de-mobilite-de-paris-vf-BMmt.pdf. 

6      Ville de Paris (2024): A new cycling plan for a 100% bikeable city. Plan Vélo 2021–2026, Investitionsvolumen von mehr als 250 Mio. Euro. 
7      Natterer, Elena S.; Loder, Allister; Bogenberger, Klaus (2026): Effects of Paris’ Cycling Policies on Vehicular Flow: An Empirical Analysis. 

In: Transportation Research Record 2680(1), S. 138–152. https://doi.org/10.1177/03611981251356507. 
8      Marsden, Greg; Reardon, Louise (2017): Questions of Governance: Rethinking the Study of Transportation Policy. In: Transportation Re-

search Part A 101, S. 238–251. https://doi.org/10.1016/j.tra.2017.05.008. 

https://cdn.paris.fr/paris/2025/06/26/6-synthese-des-apports-de-la-ppve-au-plan-local-de-mobilite-de-paris-vf-BMmt.pdf
https://cdn.paris.fr/paris/2025/06/26/6-synthese-des-apports-de-la-ppve-au-plan-local-de-mobilite-de-paris-vf-BMmt.pdf
https://doi.org/10.1177/03611981251356507
https://doi.org/10.1016/j.tra.2017.05.008
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Der Maßstab für die nächste Legislaturperiode 
Der Vergleich mit Paris verschiebt damit auch den Maßstab, an dem Berliner Verkehrspolitik beurteilt 
werden sollte. Entscheidend ist nicht die Zahl angekündigter Einzelprojekte, sondern ob die Regierung 
einen vollständigen Umsetzungskreislauf herstellen kann: ein politisch beschlossenes Ziel, ein priori-
siertes Programm, ein mehrjährig gesichertes Budget, eine eindeutig verantwortliche Leitung, veröf-
fentlichte Zwischenstände und die Fähigkeit, bei Abweichungen nachzusteuern. Erst diese Verbindung 
macht aus strategischer Planung tatsächlich steuerbares Regierungshandeln. 

Für die nächste Legislaturperiode ist Mobilitätspolitik deshalb zugleich Verwaltungsmodernisierung. Ich 
verstehe Mobilitätspolitik dabei bewusst weiter als klassische Verkehrspolitik: Maßstab ist nicht allein, 
wie effizient Verkehr abgewickelt wird, sondern ob Menschen ihre Alltagsziele sicher, verlässlich und 
selbstständig erreichen können. Erreichbarkeit, individuelle Handlungsmöglichkeiten und subjektive 
Nutzbarkeit werden damit zu eigenständigen politischen Zielgrößen.9 Die Senatsverwaltung muss folg-
lich nicht nur Recht anwenden, Fachpläne erarbeiten und Einzelvorhaben prüfen, sondern die gesamt-
städtische Umsetzung aktiv steuern können. Die Bezirke benötigen dafür verlässliche Standards, Res-
sourcen und Entscheidungswege; die politische Leitung muss ressort- und ebenenübergreifende Kon-
flikte verbindlich entscheiden. Die späteren Kapitel konkretisieren diese Anforderungen. 

Daraus folgt keine pauschale Diagnose eines Verwaltungsversagens. Die Berliner Umsetzungslücke ist 
das Ergebnis eines politisch-administrativen Systems, in dem Zuständigkeiten, Haushaltsmechanis-
men, Fachverfahren und räumliche Ebenen nur begrenzt auf eine ressort- und ebenenübergreifende 
Veränderung des Mobilitätssystems ausgerichtet sind. Sie ist deshalb institutionell erklärbar und damit 
politisch veränderbar.  

Paris ist somit weder Blaupause noch unerreichbares Ideal. Die Stadt ist ein Beleg dafür, dass eine eu-
ropäische Metropole eine umstrittene Neuordnung des öffentlichen Raums über längere Zeiträume 
durchführen kann, wenn Mandat, Programme, Ressourcen und Umsetzung miteinander verbunden 
sind. Die Leitfrage für Berlin lautet daher nicht, ob es Paris werden soll. Sie lautet, ob Berlin bereit ist, 
die eigenen verkehrspolitischen Ziele mit einer vergleichbaren Konsequenz zu organisieren. 

 

9      Rammert, Alexander (2026): Mobilitätspolitik: Handlungsfelder und Leitbilder für die Mobilität von morgen. In: Schwedes, Oliver et al. 
(Hrsg.): Handbuch Verkehrspolitik. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden. https://doi.org/10.1007/978-3-658-04777-1_62-1. 

Abbildung 1: Place de la Catalogne in Paris vor und nach der Umgestaltung (@emmanuelSPV/Reddit) 

https://doi.org/10.1007/978-3-658-04777-1_62-1
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2 Warum Berlin bei der Umsetzung stockt 

Das strukturelle Problem der Berliner Mobilitätspolitik 

Ein Blick auf die bestehenden Pläne und Strategien zeichnet kein Bild einer Stadt ohne Ziele. Berlin ver-
fügt über einen dichten Rechts- und Planungsrahmen, und seine Bevölkerung legt bereits 78 Prozent 
ihrer Wege zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurück. Gleichzeitig doku-
mentieren amtliche Berichte deutliche Abstände zwischen Zielvorgaben, verfügbaren Mitteln, Projekt-
reife und sichtbarer Umsetzung. Die Befunde sprechen deshalb weniger für ein bloßes Wissensdefizit 
als für ein Kopplungsproblem zwischen politischer Priorität, Organisation, Finanzierung, bezirklicher 
Leistungsfähigkeit, Betrieb und Konfliktentscheidung.10 

Arbeitsdiagnose 
Berlins Mobilitätsverhalten ist weiter als seine Umsetzungsarchitektur. Die Stadt kennt die Richtung; 
ihr fehlt bislang ein hinreichend verlässliches System, das Ziele in finanzierte, genehmigte, gebaute 
und betriebene Programme übersetzt. 

Ziele und Mobilitätsverhalten sind nicht das Hauptproblem 

Das Berliner Mobilitätsgesetz verankert unter anderem den Vorrang des Umweltverbunds, Verkehrssi-
cherheit nach dem Leitbild Vision Zero, Barrierefreiheit sowie klima- und stadtverträgliche Mobilität. 
Der Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr 2030 bündelt diese Zielrichtung und strebt für 2030 
einen Anteil des Umweltverbunds von mindestens 82 Prozent an. Hinzu kommen Fachpläne für den öf-
fentlichen Verkehr, den Rad- und Fußverkehr sowie den Wirtschaftsverkehr. Der politische und fachli-
che Zielkorridor ist damit ungewöhnlich dicht beschrieben.11 

Auch das Mobilitätsverhalten liefert keine 
Begründung für einen vollständigen Neu-
start. Nach der repräsentativen Ver-
kehrsbefragung SrV 2023 entfallen 34 
Prozent aller Wege der Berliner Wohnbe-
völkerung auf das Zufußgehen, 18 Prozent 
auf das Fahrrad, 26 Prozent auf den ÖPNV 
und 22 Prozent auf den motorisierten In-
dividualverkehr. Der Umweltverbund er-
reicht damit bereits 78 Prozent. Der ge-
samtstädtische Durchschnitt verdeckt 
allerdings erhebliche räumliche Unter-
schiede zwischen innerer und äußerer 
Stadt sowie zwischen den Bezirken. Er 

 

10    Land Berlin: Berliner Mobilitätsgesetz (MobG BE), geltende Fassung. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/ver-
kehrspolitik/mobilitaetsgesetz/; Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt: Stadtentwicklungsplan Mobilität und 
Verkehr Berlin 2030. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/stadtentwicklungsplan-mobilitaet-
und-verkehr;„Mobilität in Städten – SrV 2023“ in Berlin, Modal Split 2023. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-ver-
kehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobilitaet-in-staedten-srv-2023/. 

11     Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz (2021): Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr Berlin 2030, insbesondere 
Zielkorridor Modal Split. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/verkehr/verkehrspolitik/step/broschuere_stepmove.pdf. 

:%20https:/www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/mobilitaetsgesetz/
:%20https:/www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/mobilitaetsgesetz/
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1733.C-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1733.C-v.pdf
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobilitaet-in-staedten-srv-2023/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobilitaet-in-staedten-srv-2023/
https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/verkehr/verkehrspolitik/step/broschuere_stepmove.pdf
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belegt deshalb keine gleichmäßige Qualität des Angebots, wohl aber eine breite alltägliche Nutzung der 
Alternativen zum privaten Auto.12 

Die Novelle des Mobilitätsgesetzes vom Juli 2026 macht zugleich sichtbar, dass nicht nur über einzelne 
Maßnahmen, sondern über den Grad der Verbindlichkeit gestritten wird. Das vollständige Radverkehrs-
netz soll nun bis 2035 statt bis 2030 entstehen; das 865 Kilometer lange Radvorrangnetz behält das Ziel-
jahr 2030. Für Hauptverkehrsstraßen wurden Ausnahmen und alternative Führungen über Nebenstra-
ßen ausdrücklich erweitert. Die aktuelle Koalition begründet dies mit mehr Pragmatismus und Flexibili-
tät; Umwelt- und Verkehrsverbände sehen darin eine Schwächung von Planungssicherheit, Verkehrssi-
cherheit und Flächenzielen. Für die Problemanalyse ist weniger entscheidend, welche Position normativ 
überzeugt. Relevant ist, dass wiederholte Änderungen zentraler Vorgaben laufende Planungen und die 
Erwartung an ihre Dauerhaftigkeit beeinflussen.13 

Die Umsetzungslücke zeigt sich in mehreren Bereichen 

Projektreife, Personal und Finanzierung 

Der Fortschrittsbericht „Fahrrad Berlin 2024“ zeigt sowohl Leistung als auch Engpass. Im Jahr 2024 wur-
den 23,6 Kilometer Radverkehrsstrecken neu gebaut oder verbessert; weitere 24,3 Kilometer befanden 
sich in Bau oder Bauvorbereitung und 84,9 Kilometer in Planung. Der Bericht weist ausdrücklich darauf 
hin, dass Planung und Umsetzung von den personellen Kapazitäten der Bezirke, der Senatsverwaltung 
und der infraVelo abhängen. Zwar waren in allen Bezirken Stellen für Radverkehrsbelange geschaffen, 
sie waren jedoch nicht überall besetzt; als Ursache wird insbesondere die Konkurrenz um begrenzt ver-
fügbare Verkehrsingenieurinnen und -ingenieure genannt.14 Zugleich übersetzt sich der Aufbau zusätz-
licher Stellen nicht unmittelbar in zusätzliche Bauleistung. Die Berliner Erfahrungen zeigen, dass neue 
Personal- und Organisationskapazitäten zunächst Einarbeitung, veränderte Prozesse und zusätzliche 
Schnittstellen mit sich bringen.15 Hinzu kommt, dass Planungsbüros, Bauwirtschaft und andere Umset-
zungspartner den Kapazitätsaufwuchs mittragen müssen. Ein Teil der administrativen Leistung bleibt 
deshalb zunächst unsichtbar, obwohl er Voraussetzung späterer Umsetzung ist. 

Noch deutlicher wird die Differenz in der Finanzierung. Für 2024 weist der Bericht bei der Senatsverwal-
tung rund 81,97 Millionen Euro für die Radverkehrsförderung verfügbare Landesmittel aus, denen Ist-
Ausgaben von rund 22,05 Millionen Euro gegenüberstehen. Bei den SIWA-Titeln betrug die Relation rund 
50,50 zu 2,50 Millionen Euro. Diese Zahlen dürfen nicht mechanisch als „nicht ausgegebenes Jahres-
budget“ oder als Beleg individueller Ineffizienz gelesen werden: SIWA-Mittel sind mehrjährig, Vorhaben 

 

12    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt: SrV 2023, Berlin gesamt sowie getrennte Berichte für innere und äu-
ßere Stadt und die Bezirke. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobili-
taet-in-staedten-srv-2023/. 

13     rbb24 (2. Juli 2026): „Schwarz-Rot verschiebt Zieljahr des Berliner Radverkehrsnetzes um fünf Jahre“; Senatsverwaltung für Mobilität, 
Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (8. Februar 2026): „Fünf Jahre Berliner Mobilitätsgesetz: Anerkennen, was wirkt – pragmatisch weiter-
entwickeln, was den Alltag bremst“. Online: https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2026/07/berlin-mobilitaetsgesetz-verkehr-rad-
wege.html und https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1641408.php. 

14    Senat von Berlin / SenMVKU (2025): Fahrrad Berlin – Fortschrittsbericht 2024, S. 7 f. und 38–40; Vorlage an den Hauptausschuss, rote Nr. 
1733 C. Online: https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1733.C-v.pdf. 

15     Hausigke, Sven; Wisken, Lea (2026): Verkehrspolitik und Verwaltung: Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten der öffentlichen Verwal-
tung bei der Umsetzung der Verkehrswende. In: Schwedes, Oliver et al. (Hrsg.): Handbuch Verkehrspolitik. Wiesbaden: Springer Fach-
medien Wiesbaden, hier S. 10–12. https://doi.org/10.1007/978-3-658-04777-1_68-1. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobilitaet-in-staedten-srv-2023/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsdaten/zahlen-und-fakten/mobilitaet-in-staedten-srv-2023/
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2026/07/berlin-mobilitaetsgesetz-verkehr-radwege.html
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2026/07/berlin-mobilitaetsgesetz-verkehr-radwege.html
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1641408.php
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-1733.C-v.pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-658-04777-1_68-1
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befinden sich in unterschiedlichen Planungsständen, und Mittelbindung, Zuwendung und bauliche Leis-
tung fallen zeitlich auseinander. Die Größenordnung zeigt dennoch, dass finanzielle Ermächtigung allein 
keinen umsetzungsfähigen mehrjährigen Vorhabenplan erzeugt.16 

Die Umwidmung von 30 Millionen Euro aus dem SIWA-Titel für Radverkehrsinfrastruktur zugunsten der 
Erkundung tiefer Geothermie ist hierfür ein aufschlussreicher Einzelfall. Die Vorlage an den Hauptaus-
schuss begründete den Zugriff ausdrücklich mit der „mittelfristig nicht gegebenen Umsetzbarkeit“ der 
vorgesehenen Radverkehrsmaßnahmen durch infraVelo. Die Umwidmung war eine politische Prioritäts-
entscheidung und finanziert ihrerseits ein relevantes Klimaschutzvorhaben. Institutionell zeigt der Vor-
gang jedoch: Bleiben Programme über längere Zeit ohne ausreichende Projektreife, werden ihre Mittel 
disponibel und der ursprüngliche Umsetzungsrückstand verstetigt sich.17 

Beim Fußverkehr ist das Muster weniger quantifizierbar, aber ähnlich. Der Senat beschloss den Bericht 
zum ersten Fußverkehrsplan im September 2025. Im Zentrum stehen zunächst zwölf Modellprojekte, ei-
nes je Bezirk; der Bericht dokumentiert unterschiedliche Planungsstände, Verzögerungsgründe, Kos-
tenentwicklungen und angestrebte Kofinanzierungen. Modellprojekte können Standards erproben. Ge-
messen am hohen Wegeanteil des Fußverkehrs und an der gesamtstädtischen Aufgabe bleibt jedoch 
offen, wie aus zwölf Einzelvorhaben ein stadtweit wirksames Umsetzungsprogramm entsteht.18 

Verkehrssicherheit, Betrieb und Bestandserhalt 

Auch die Ergebnisindikatoren begrenzen eine rein optimistische Bewertung. 2025 wurden in Berlin 
137.370 Straßenverkehrsunfälle registriert. Bei 14.161 Unfällen mit Personenschaden verunglückten 
17.004 Menschen; 1.840 wurden schwer verletzt und 37 getötet. Die Zahl der Getöteten lag damit zwar 
deutlich unter dem außergewöhnlich hohen Wert von 2024, bleibt aber mit dem gesetzlichen Leitbild 
Vision Zero unvereinbar. Dass 17 der 37 Getöteten zu Fuß unterwegs waren, verweist zusätzlich auf die 
besondere Schutzbedürftigkeit des Fußverkehrs.19 

Im öffentlichen Verkehr zeigt sich ein anderes, aber verwandtes Langfristproblem. Die Zuverlässigkeit 
der U-Bahn sank 2025 auf 94,34 Prozent, nachdem sie 2023 noch bei 98,01 Prozent gelegen hatte. Mit 
der Einflottung neuer Fahrzeuge verbesserte sich der Wert im ersten Quartal 2026 auf 98,6 Prozent. Das 
ist ein substanzieller Fortschritt und spricht gegen eine pauschale Niedergangserzählung. Zugleich 
macht die Entwicklung sichtbar, wie lange zurückliegende Beschaffungs- und Erhaltungsentscheidun-
gen die aktuelle Leistungsfähigkeit bestimmen und wie begrenzt kurzfristige politische Steuerung im 
Betrieb sein kann.20 

Parallel zur Transformation muss Berlin einen erheblichen Bestand erhalten. Der 2026 beschlossene 
Masterplan Brücken sieht bis 2040 für 175 Bauwerke Ersatzneubauten und für weitere 125 umfangreiche 
Instandsetzungen vor. Mobilitätspolitik konkurriert daher nicht schlicht zwischen „alten“ und „neuen“ 

 

16     ebd., S. 40–43, insbesondere Tabelle 12: 81.970.726 Euro verfügbare Mittel der SenMVKU und 22.047.782 Euro Ist-Ausgaben im Jahr 2024; 
Kapitel 9810 (SIWA): 50.495.726 Euro verfügbar und 2.503.374 Euro Ist. 

17    SenMVKU (29. November 2024): Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt, Titel 84027 – Antrag auf Streichung der Maß-
nahme und Umwidmung von 30 Mio. Euro zugunsten der Erkundung des geologischen Untergrunds, rote Nr. 2045, S. 1–4. Online: 
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2045-v.pdf. 

18    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt: „Fußverkehrsplan – Senat beschließt Bericht zum Fußverkehrsplan“, 9. 
September 2025. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/fussverkehr/fussverkehrsplan/. 

19    Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2026): Straßenverkehrsunfälle 2025; Polizei Berlin: Verkehrsunfallstatistik 2025. Online: 
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/h-i-2-j und https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/verkehrssicherheit/verkehrsunfallsta-
tistik/. Zur Verteilung der Verkehrstoten: rbb24, 20. Dezember 2025. 

20    rbb24 (8. April 2026): „Mehr Ausfälle bei der U-Bahn, weniger bei Bus und Tram“; BVG (2026): Jahresbilanz und Angaben zum ersten Quar-
tal 2026. Online: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2026/04/zuverlaessigkeit-bvg-u-bahn-bus-strassenbahn-2025.html. 

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2045-v.pdf
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/fussverkehr/fussverkehrsplan/
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/h-i-2-j
https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/verkehrssicherheit/verkehrsunfallstatistik/
https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/verkehrssicherheit/verkehrsunfallstatistik/
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2026/04/zuverlaessigkeit-bvg-u-bahn-bus-strassenbahn-2025.html
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Verkehrsträgern. Sie muss Erhalt, Klimaanpassung, Barrierefreiheit, Verkehrssicherheit und Neuvertei-
lung des Straßenraums in denselben Planungs-, Bau- und Haushaltskapazitäten bewältigen.21 

Die Umsetzungskette ist institutionell fragmentiert 

Die formale Organisation erklärt einen Teil dieser Befunde. In der Senatsverwaltung sind strategische 
Mobilitätsplanung, Tiefbau und Verkehrsmanagement in getrennten Abteilungen organisiert. Die Be-
zirke übernehmen als Straßenbaulastträger und örtliche Verwaltung wesentliche Planungs- und Bauauf-
gaben; hinzu kommen infraVelo, BVG, VBB, Polizei, Leitungsunternehmen und weitere Träger. Fachliche 
Spezialisierung und die Verteilung von Zuständigkeiten sind in einer Metropole unvermeidbar. Aus einem 
Organigramm lässt sich auch nicht ableiten, dass keine Kooperation oder Gesamtverantwortung exis-
tiert. Es zeigt aber, dass fast jedes relevante Straßenraumprojekt mehrere organisatorische Grenzen 
überschreiten muss.22 

Damit verschiebt sich die entscheidende Frage: Nicht nur „Wer ist zuständig?“, sondern „Wer trägt die 
Verantwortung für das Ergebnis über die gesamte Kette?“ Strategie, Finanzierung, straßenverkehrs-
rechtliche Anordnung, Entwurfs- und Ausführungsplanung, Vergabe, Bau, Betrieb und Evaluation folgen 
unterschiedlichen Routinen und Entscheidungsmaßstäben. Wird diese Kette lediglich durch einzelne 
Übergaben verbunden, entstehen Wartezeiten, Rückfragen und erneute Grundsatzprüfungen. Das ist 
kein spezifisch Berliner Charakterfehler, sondern ein typisches Steuerungsproblem integrierter Mobili-
tätsplanung. 

Die Forschung stützt diese mehrdimensionale Diagnose. Hausigke unterscheidet individuelle, organisa-
torische, institutionelle, politische, fachliche, kommunikative, rechtliche und finanzielle Grenzen der 
Verwaltung.23 Die gemeinsame Fallstudie von Hausigke und Schwedes zu Berlin-Pankow zeigt zugleich 
Lern- und Anpassungsfähigkeit – etwa durch ein Mobilitätsmanagementteam und ämterübergreifende 
Formate –, aber auch, dass Konflikte um nachhaltige Mobilität teilweise umgangen oder vertagt werden 
und die Umsetzung dadurch schwer nachvollziehbar wird. 24 

In meiner Forschung habe ich hingegen ergänzend herausgearbeitet, dass hierarchische Strukturen und 
starre Aufgabenspezialisierung die für integrierte Mobilitätsplanung erforderliche interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit erschweren können.25 Diese Diagnose entspricht auch den in der Mobilitätsplanung be-
schriebenen Reibungsverlusten: Je stärker fachlich zusammenhängende Vorhaben über spezialisierte 
Einheiten und hohe Hierarchieebenen vermittelt werden müssen, desto größer werden Abstimmungs-
aufwand und Verzögerungsrisiko. 26 

Die Berliner Verwaltungsreform eröffnet deshalb ein relevantes Zeitfenster. Seit Januar 2026 gelten das 
neue Landesorganisationsgesetz, eine stärkere Politikfeldorientierung und geschärfte Instrumente ge-

 

21   Senat von Berlin (2026): Masterplan Brücken 2025 bis 2040, beschlossen am 24. März 2026. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/_as-
sets/verkehr/infrastruktur/brueckenbau/masterplan-bruecken-berlin/masterplan_bruecken_broschuere_senmvku.pdf. 

22    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt: Organisationsplan, Stand 1. Mai 2026, insbesondere Abteilung IV Mobi-
lität, Abteilung V Tiefbau und Abteilung VI Verkehrsmanagement. Online: https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/ueber-uns/organisa-
tion/org_senmvku_260427.pdf. 

23    Hausigke, Sven (2024): Die Grenzen der Verwaltung für nachhaltige Mobilität. Journal für Mobilität und Verkehr 20, S. 28–36. 
https://doi.org/10.34647/jmv.nr20.id137 

24   Hausigke, Sven; Schwedes, Oliver (2024): Politics and administration in support of transformation for sustainable mobility: a case study 
of the municipality Berlin–Pankow. Discover Sustainability 5, Art. 483. https://doi.org/10.1007/s43621-024-00683-8. 

25   Rammert, Alexander (2025): Transforming mobility governance: challenges faced in Germany. Discover Sustainability 6, Art. 576. 
https://doi.org/10.1007/s43621-025-01489-y. 

26   Rammert, Alexander (2024): Mobilitätsplanung. Theorien, Aufgaben und Prozesse. Wiesbaden: Springer VS. https://doi.org/10.1007/978-
3-658-43265-2. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/verkehr/infrastruktur/brueckenbau/masterplan-bruecken-berlin/masterplan_bruecken_broschuere_senmvku.pdf
https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/verkehr/infrastruktur/brueckenbau/masterplan-bruecken-berlin/masterplan_bruecken_broschuere_senmvku.pdf
https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/ueber-uns/organisation/org_senmvku_260427.pdf
https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/ueber-uns/organisation/org_senmvku_260427.pdf
https://doi.org/10.1007/s43621-024-00683-8
https://doi.org/10.1007/s43621-025-01489-y
https://doi.org/10.1007/978-3-658-43265-2
https://doi.org/10.1007/978-3-658-43265-2
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samtstädtischer Steuerung. Das Konnexitätsprinzip soll sicherstellen, dass neue oder veränderte Auf-
gaben der Bezirke frühzeitig auf ihre finanziellen und personellen Folgen geprüft werden. Diese Reform 
löst die mobilitätsspezifischen Schnittstellen nicht automatisch. Sie schafft aber erstmals einen allge-
meinen institutionellen Rahmen, in dem Zuständigkeiten, Standards, Ressourcen und Steuerung neu 
gekoppelt werden können.27 

Unterschiedliche Interessen, ähnliche Umsetzungssymptome 

Ein ähnliches Bild zeigt sich auch außerhalb der Verwaltung: Trotz unterschiedlicher Interessen benen-
nen Verbände und weitere Akteure wiederkehrende Probleme bei Umsetzung, Zuständigkeiten und Ver-
lässlichkeit. Die öffentliche Kritik ist dabei nicht einheitlich und darf nicht als neutraler Tatsachenbe-
richt behandelt werden. Umwelt- und Verkehrsverbände wie ADFC, BUND, Changing Cities, Deutsche 
Umwelthilfe, FUSS, IGEB und VCD kritisieren insbesondere die Novelle des Mobilitätsgesetzes, die Ver-
langsamung des Radnetzausbaus und aus ihrer Sicht geschwächte Vorgaben für Verkehrssicherheit, 
Klimaschutz und Flächenverteilung. Die Senatsverwaltung setzt dem die Forderung nach einer prakti-
kablen, finanzierbaren, sicheren und breit akzeptierten Mobilitätspolitik entgegen. Der Konflikt betrifft 
damit sowohl Ziele als auch die Frage, ob verbindliche Standards Umsetzung ermöglichen oder im Ein-
zelfall blockieren.28 

Beim Fußverkehr bemängeln FUSS e.V. und der VCD vor allem die geringe Umsetzungsgeschwindigkeit 
gesetzlicher Vorgaben. Der ADAC Berlin-Brandenburg kommt aus einer anderen verbandspolitischen 
Perspektive zu einem verwandten Befund: Bei einer Nachuntersuchung unfallträchtiger Kreuzungen 
drei Jahre nach der ersten Erhebung bestanden weiterhin zahlreiche Defizite. Gefordert werden schnell 
umsetzbare Verbesserungen und eine verlässliche Fortführung sicherheitsrelevanter Maßnahmen über 
Legislaturperioden hinweg.29 30 

Wirtschaftsverbände setzen andere Schwerpunkte. Sie verlangen einheitliche und kontrollierbare Re-
geln für Ladezonen, Kurzparkbereiche und Erreichbarkeit sowie eine stärkere Verknüpfung von Rad- 
und Wirtschaftsverkehrsplanung. Auch hier richtet sich die Kritik weniger gegen Planung an sich als ge-
gen uneinheitliche Zuständigkeiten, fehlende Durchsetzung und nicht verlässlich verfügbare Flächen.31 

Die normativen Schlussfolgerungen dieser Akteure widersprechen sich teilweise. Gleichwohl konver-
giert die Symptomdiagnose: Projekte dauern lange, Standards und Prioritäten erscheinen wechselhaft, 
Zuständigkeiten sind für Außenstehende schwer durchschaubar, und die Qualität des Systems hängt 

 

27   Senatskanzlei Berlin (29. Dezember 2025): „Berliner Verwaltungsreform tritt am 1. Januar 2026 in Kraft“; Senatskanzlei Berlin (14. April 
2026): „Senat bringt Konnexitätsausführungsgesetz auf den Weg“. Online: https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilun-
gen/2025/pressemitteilung.1629077.php und https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemittei-
lung.1660781.php. 

28   Gemeinsame Stellungnahme von ADFC Berlin, BUND Berlin, Changing Cities, Deutsche Umwelthilfe, FUSS e.V., IGEB und VCD Nordost zur 
Novelle des Mobilitätsgesetzes, 18. Juni 2026. Online: https://www.bund-berlin.de/service/presse/detail/news/berliner-mobilitaetsge-
setz-umwelt-und-verkehrsverbaende-kritisieren-novelle-als-weiteren-tiefpunkt-der-verkehrspolitik/. Gegenposition: SenMVKU, Pres-
semitteilung vom 8. Februar 2026. 

29   ADAC Berlin-Brandenburg (17. Dezember 2024): „Gefahrenpunkt Kreuzung 2.0 – Der tote Winkel der Berliner Verkehrspolitik“. Online: 
https://presse.adac.de/regionalclubs/berlin-brandenburg/gefaehrliche-kreuzungen-der-tote-winkel-der-berliner-verkehrspolitik.html. 

30   VCD Nordost (11. Februar 2026): „Berliner Mobilitätsgesetz: Viel gefeiert, wenig umgesetzt“; FUSS e.V., Newsletter Februar 2026. Online: 
https://nordost.vcd.org/service/presse/pressemitteilung-berliner-mobilitaetsgesetz-viel-gefeiert-wenig-umgesetzt und 
https://www.fuss-ev.de/blog/newsletter/newsletter-februar-2026/. 

31    IHK Berlin: „Fahrrad- und Wirtschaftsverkehr integriert planen“, Positionspapier, laufend online; IHK Berlin u. a. (2020): Stellungnahme zu 
Neue Mobilität und Wirtschaftsverkehr im Berliner Mobilitätsgesetz. Online: https://www.ihk.de/berlin/politische-positionen-und-statis-
tiken-channel/pol-positionen-im-ueberblick/positionspapier-radverkehr-4111164 und https://www.hwk-berlin.de/downloads/stellung-
nahme-der-berliner-wirtschaftsverbaende-zu-den-eckpunkten-neue-mobilitaet-und-wirtschaftsverkehr-im-berliner-mobilitaetsge-
setz-91,407.pdf. 

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1629077.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1629077.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1660781.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1660781.php
https://www.bund-berlin.de/service/presse/detail/news/berliner-mobilitaetsgesetz-umwelt-und-verkehrsverbaende-kritisieren-novelle-als-weiteren-tiefpunkt-der-verkehrspolitik/
https://www.bund-berlin.de/service/presse/detail/news/berliner-mobilitaetsgesetz-umwelt-und-verkehrsverbaende-kritisieren-novelle-als-weiteren-tiefpunkt-der-verkehrspolitik/
https://presse.adac.de/regionalclubs/berlin-brandenburg/gefaehrliche-kreuzungen-der-tote-winkel-der-berliner-verkehrspolitik.html
https://nordost.vcd.org/service/presse/pressemitteilung-berliner-mobilitaetsgesetz-viel-gefeiert-wenig-umgesetzt
https://www.fuss-ev.de/blog/newsletter/newsletter-februar-2026/
https://www.ihk.de/berlin/politische-positionen-und-statistiken-channel/pol-positionen-im-ueberblick/positionspapier-radverkehr-4111164
https://www.ihk.de/berlin/politische-positionen-und-statistiken-channel/pol-positionen-im-ueberblick/positionspapier-radverkehr-4111164
https://www.hwk-berlin.de/downloads/stellungnahme-der-berliner-wirtschaftsverbaende-zu-den-eckpunkten-neue-mobilitaet-und-wirtschaftsverkehr-im-berliner-mobilitaetsgesetz-91,407.pdf
https://www.hwk-berlin.de/downloads/stellungnahme-der-berliner-wirtschaftsverbaende-zu-den-eckpunkten-neue-mobilitaet-und-wirtschaftsverkehr-im-berliner-mobilitaetsgesetz-91,407.pdf
https://www.hwk-berlin.de/downloads/stellungnahme-der-berliner-wirtschaftsverbaende-zu-den-eckpunkten-neue-mobilitaet-und-wirtschaftsverkehr-im-berliner-mobilitaetsgesetz-91,407.pdf
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stark von einzelnen Schnittstellen und lokalen Kapazitäten ab. Diese Konvergenz ist für ein Grundprob-
lembild aussagekräftiger als die Übernahme einer einzelnen Verbandsbilanz. 

Sieben Strukturprobleme der Berliner Umsetzung 

Aus den identifizierten Problemfeldern lassen sich sieben miteinander verbundene Strukturprobleme 
ableiten. Sie sind als analytische Hypothesen zu verstehen, nicht als abschließende Bewertung einzelner 
Organisationseinheiten oder Beschäftigter. 

 

STRUKTURELLER BEFUND ANALYTISCHE BEDEUTUNG 

Stabile Ziele, wechselnde Projektprioritäten 
Wenn strategische Entscheidungen auf Projektebene wiederholt neu ge-
öffnet werden, sinken Planungs- und Investitionssicherheit. 

Geteilte Zuständigkeiten entlang  
der Umsetzungskette 

Spezialisierung wird zum Risiko, wenn Übergaben nicht aktiv gesteuert 
werden und niemand den Gesamterfolg eines Programms verantwortet. 

Projekt- statt Programmsteuerung 
Einzelmaßnahmen konkurrieren um Aufmerksamkeit und Mittel; räumliche 
Prioritäten, Standards, Budgets und Kapazitäten bleiben nur begrenzt syn-
chronisiert. 

Ungleiche personelle Leistungsfähigkeit 
Identische gesetzliche Aufgaben treffen in den Bezirken auf unterschiedli-
che Besetzungsstände und Erfahrungsressourcen. 

Haushaltsmittel ohne  
ausreichende Projektreife 

Ein Etatansatz erzeugt noch kein genehmigungs- und baureifes Vorhaben. 
Fehlende Reife kann Mittel binden, verzögern oder für andere Zwecke ver-
fügbar machen. 

Späte Konfliktbearbeitung 
Grundsatzkonflikte über Flächen, Standards und Prioritäten werden häufig 
erst am Einzelprojekt sichtbar und verteuern dort die Entscheidung. 

Fragmentierte Fortschritts- und  
Wirkungsbeobachtung 

Berichte dokumentieren viele Teilindikatoren, machen aber den vollständi-
gen Weg von Ziel, Programm und Budget bis zu Wirkung und Verzögerungs-
ursache nur eingeschränkt sichtbar. 

 

Berlin hat weder zu wenig Fachwissen noch grundsätzlich ungeeignete Ziele. Das öffentliche Grund-
problembild weist vielmehr auf ein institutionelles Strukturproblem: Politisches Mandat, Fachplanung, 
Haushaltsmechanismen, bezirkliche Kapazität, Anordnung, Bau, Betrieb und Wirkungskontrolle bilden 
noch kein verlässliches Umsetzungs- und Lernsystem. Genau an dieser Stelle wird der internationale 
Vergleich relevant. 



   

Gebrauchsanleitung für eine handlungsfähige Berliner Mobilitätspolitik Alexander Rammert 

10 Berlin kann Paris 

3 Was Berlin von Paris, London und Barcelona lernen kann 

Politische Führung, Organisation, Finanzierung und Umsetzung im Vergleich 

Paris, London und Barcelona werden in der deutschen Debatte häufig über sichtbare Einzelmaßnahmen 
beschrieben: Radverkehrsanlagen, Superblocks, Schulstraßen, Verkehrsberuhigung oder eine leis-
tungsfähige Verkehrsorganisation. Für den Vergleich wurden sie hier gewählt, weil sie drei unterschied-
liche, für Berlin besonders relevante Steuerungsansätze sichtbar machen: Paris bei der kommunalen 
Straßenraumgestaltung, London bei der Verbindung von gesamtstädtischer Strategie, Finanzierung und 
lokaler Umsetzung und Barcelona bei der Verbindung von Mobilität, Stadtgestaltung und quartiersbezo-
gener Transformation. Für Berlin ist deshalb weniger entscheidend, welche einzelne Maßnahme kopiert 
werden könnte. Relevant sind die institutionellen Arrangements, die politische Richtung, administrative 
Verantwortung, Finanzierung, territoriale Umsetzung und Ergebniskontrolle miteinander verbinden.  

Die Modelle sind weder widerspruchsfrei noch unmittelbar übertragbar. Paris ist bei der metropolitanen 
Koordination fragmentiert, London bleibt von langfristiger Kapitalfinanzierung abhängig, und Barcelona 
zeigt, dass ambitionierte Programme politisch umkämpft und in ihrer stadtweite Ausweitung langsam 
sein können. Gerade diese Grenzen machen den Vergleich für Berlin interessant: Er zeigt keine idealen 
Städte, sondern unterschiedliche Wege, staatliche Umsetzungsfähigkeit für eine langfristige Mobili-
tätstransformation zu organisieren. 

Vergleichsthese 
Nicht einzelne Radwege oder Superblocks bilden den entscheidenden Vorsprung. Paris, London und 
Barcelona übersetzen politische Ziele systematischer in dauerhafte Trägerorganisationen, mehrjäh-
rige Programme, finanzierte lokale Umsetzung und regelmäßige Rechenschaft. Der Vorsprung ist in-
stitutionell. 

Vergleichsmaßstab: vom politischen Ziel zur Umsetzung 

Ein sachgerechter Städtevergleich darf weder auf Modal-Split-Werte noch auf einzelne Vorzeigepro-
jekte reduziert werden. Die Städte unterscheiden sich erheblich in Fläche, Einwohnerzahl, Staatsaufbau 
und Zuständigkeitsordnung. Verglichen werden deshalb funktionale Mechanismen: Wie wird ein politi-
sches Ziel stabilisiert? Wer trägt Verantwortung für die gesamte Umsetzungskette? Wie werden Mittel 
über mehrere Jahre gebunden? Wie werden lokale Ebenen eingebunden? Und wie wird gemessen, ob 
Programme tatsächlich wirken? Die vergleichende Forschung zur institutionellen Steuerung betont ge-
nau diese Verbindung von langfristiger Vision, institutioneller Koordination und konkreter Umsetzungs-
fähigkeit. 
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VERGLEICHSDIMENSION ERFOLGSFAKTOR 

Politische Führung 
Langfristige Richtung und nachvollziehbare Prioritäten, die nicht bei jedem Einzel-
projekt neu entschieden werden. 

Organisation 
Eine erkennbare Verantwortung für Planung, Anordnung, Bau, Betrieb und Pro-
grammsteuerung. 

Finanzierung 
Mehrjährige, programmbezogene Budgets sowie ein Mechanismus, der Mittel mit 
vereinbarten Ergebnissen verbindet. 

Lokale Umsetzung 
Territoriale Einheiten oder Kommunen erhalten Aufgaben, Standards, Daten und 
finanzielle Handlungsfähigkeit. 

Fortschritts- und 
Wirkungsbeobachtung 

Indikatoren dienen nicht nur der nachträglichen Berichterstattung, sondern der 
laufenden Steuerung und Kurskorrektur. 

Drei Modelle institutioneller Umsetzungsfähigkeit 

Paris: politische Kontinuität und eine integrierte Straßenraumverwaltung 

Die Einordnung folgt einer funktionalen Steuerungsperspektive, die langfristige Zielbildung, institutio-
nelle Koordination und die räumliche Bündelung von Maßnahmen gemeinsam betrachtet.32 33 Der Pariser 
Ansatz beruht zunächst auf einer über mehrere Wahlperioden erkennbaren Richtung. Der 2025 be-
schlossene lokale Mobilitätsplan bündelt 18 strategische Ziele und 63 Maßnahmen. Er ersetzt die sekt-
oralen Programme nicht, sondern setzt für Verwaltung und Öffentlichkeit einen gemeinsamen politi-
schen Referenzrahmen. Damit werden Radverkehr, Fußverkehr, Verkehrssicherheit, Parken, Logistik, 
Gesundheit, Barrierefreiheit und Klimaanpassung als Teile einer zusammenhängenden Straßenraum- 
und Mobilitätspolitik behandelt. Politische Führung besteht hier nicht nur aus einem Leitbild. Sie zeigt 
sich darin, dass aufeinanderfolgende Programme - etwa die beiden Radverkehrspläne, Schulstraßen 
oder quartiersbezogene Umbauten - dieselbe räumliche Grundrichtung fortschreiben.34 

Organisatorisch besonders relevant ist die Direction de la Voirie et des Déplacements (DVD). Sie bewirt-
schaftet den öffentlichen Straßenraum, entwickelt Mobilitäts- und Parkraumpolitik, steuert Verkehr und 
öffentliche Raumnutzung und plant beziehungsweise realisiert Straßenbau- und größere Umgestal-
tungsprojekte. Innerhalb der Direktion bestehen unter anderem eine Mission Vélo, eine Agence de la Mo-
bilité, Dienste für Verkehr, Straßenvermögen und Großprojekte sowie territoriale Straßenraumsektio-
nen für Gruppen von Arrondissements. Die institutionelle Stärke liegt damit nicht in vollständiger Zent-
ralisierung, sondern in der engen Verbindung von Strategie, Straßenbaulast, Verkehrsorganisation, 
Projektentwicklung und territorialer Präsenz.35 

Paris ist gleichwohl kein vollständig integriertes Mobilitätssystem. Der regionale öffentliche Verkehr 
wird durch Île-de-France Mobilités organisiert, finanziert und weiterentwickelt; die Stadt muss deshalb 

 

32   vgl. Halpern, Charlotte; Artigas, Frédéric (2024): Mobility Transition and Governance in European Cities. Paris: acatech/Institut pour la 
ville en mouvement, insbesondere die vergleichende Einordnung von Zielbildung, institutioneller Koordination und Umsetzung. 
https://www.acatech.de/wp-content/uploads/2024/02/Acatech-ISM-draft-report-Halpern-Artigas-VF-February-2024.pdf. 

33    vgl. OECD/International Transport Forum (2022): Urban Planning and Travel Behaviour. Paris: OECD Publishing. Die Studie hebt hervor, 
dass Wirkungen von Mobilitätspolitik nicht nur von Einzelmaßnahmen, sondern von deren räumlicher und institutioneller Bündelung ab-
hängen. https://doi.org/10.1787/afc6e258-en. 

34   Ville de Paris (2025): Plan local de mobilité de Paris. Der im Juli 2025 beschlossene Plan bündelt 18 strategische Ziele und 63 Maßnahmen 
in einem gesamtstädtischen Handlungsrahmen. https://cdn.paris.fr/paris/2025/07/23/01-plm-partie-4-fiches-actions-dhr9.pdf. 

35   Ville de Paris (2025): Arrêté portant organisation de la Direction de la Voirie et des Déplacements. Die Direktion vereint unter anderem 
Straßenraum- und Mobilitätspolitik, Verkehrsplanung, große Umbauvorhaben, territoriale Einheiten, eine Mission Vélo und die Agence de 
la Mobilité. https://bovp.apps.paris.fr/doc_num_data.php?explnum_id=28889. 

https://www.acatech.de/wp-content/uploads/2024/02/Acatech-ISM-draft-report-Halpern-Artigas-VF-February-2024.pdf
https://doi.org/10.1787/afc6e258-en
https://cdn.paris.fr/paris/2025/07/23/01-plm-partie-4-fiches-actions-dhr9.pdf
https://bovp.apps.paris.fr/doc_num_data.php?explnum_id=28889
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bei Bus, Metro, RER und regionalen Pendelverkehren mit einer eigenständigen regionalen Behörde und 
den Verkehrsunternehmen kooperieren. Für den Vergleich mit Berlin ist gerade diese Differenz wichtig: 
Paris verfügt nicht über eine TfL-ähnliche Gesamtorganisation wie London, wohl aber über eine kom-
munale Verwaltung mit hoher Durchgriffsfähigkeit auf den Straßenraum.36 

Die Finanzierung wird sichtbar an konkrete Programme gebunden. Der Radverkehrsplan 2021-2026 ist 
mit mehr als 250 Millionen Euro Investitionen hinterlegt; 180 Millionen Euro sind insbesondere für Infra-
struktur und Fahrradparken vorgesehen. Für den regionalen öffentlichen Verkehr verfügt Île-de-France 
Mobilités daneben über eine diversifizierte Finanzierungsbasis aus Fahrgeldeinnahmen, Beiträgen der 
Gebietskörperschaften und dem arbeitgeberfinanzierten Versement mobilité. Entscheidend ist weniger 
die absolute Summe als die programmatische Verknüpfung: Politische Prioritäten erhalten einen mehr-
jährigen finanziellen Rahmen und eine organisatorisch verantwortliche Umsetzungseinheit.37 38 

Die lokale Umsetzung erfolgt nicht als lose Sammlung von Einzelprojekten, sondern zunehmend als Pro-
gramm wiederholbarer Maßnahmen. Bis September 2025 wurden mehr als 300 Straßen an Schulen ver-
kehrsberuhigt; rund 100 davon waren baulich umgestaltet und begrünt. Ein solches Programm erzeugt 
Lernkurven: Standards, Beteiligungsformate, Ausschreibungen und Betriebsfragen müssen nicht für je-
den Standort neu erfunden werden. Die territorialen Einheiten der DVD und die Arrondissements bleiben 
dabei für lokale Anpassung und Kommunikation relevant.39 

Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung ist in der Agence de la Mobilité institutionell verankert. Das Ob-
servatoire Parisien des Mobilités sammelt, analysiert und veröffentlicht Daten, erstellt Jahres- und vier-
teljährliche Berichte und arbeitet mit Polizei, Statistik, Region, Verkehrsbehörden und Verkehrsunter-
nehmen zusammen. Empirische Forschung zu den Pariser Radverkehrsplänen zeigt zugleich, warum 

 

36    Île-de-France Mobilités (2026): Who we are / Investors. Île-de-France Mobilités ist die regionale Aufgabenträgerin für Planung, Organisa-
tion, Finanzierung und Koordination des öffentlichen Verkehrs in der Hauptstadtregion. https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decou-
vrir/investisseurs. 

37    Île-de-France Mobilités (2026): Financing und Versement mobilité. Die Finanzierung des regionalen öffentlichen Verkehrs stützt sich auf 
einen Mix aus Fahrgeldeinnahmen, öffentlichen Beiträgen und einer zweckgebundenen Arbeitgeberabgabe. https://www.iledefrance-
mobilites.fr/en/decouvrir/financements; https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/versement-mobilite. 

38    Ville de Paris (2021/2025): Plan Vélo 2021–2026. Für den zweiten Radverkehrsplan wurden mehr als 250 Mio. Euro vorgesehen, darunter 
rund 180 Mio. Euro für Infrastruktur und Abstellanlagen. https://www.paris.fr/en/pages/a-new-cycling-plan-for-a-100-bikeable-city-
28350. 

39    Ville de Paris (2025): Les rues aux écoles. Bis September 2025 wurden mehr als 300 Schulstraßen eingerichtet; rund 100 davon waren 
dauerhaft umgestaltet und begrünt. https://www.paris.fr/pages/57-nouvelles-rues-aux-ecoles-dans-paris-8197. 

Abbildung 2: Pariser „Rues aux écoles“ – verkehrsberuhigte und begrünte Schulstraßen (Ville de Paris: Christoph Berlin / Jo-
sephine Brueder) 

https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/investisseurs
https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/investisseurs
https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/financements
https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/financements
https://www.iledefrance-mobilites.fr/en/decouvrir/versement-mobilite
https://www.paris.fr/en/pages/a-new-cycling-plan-for-a-100-bikeable-city-28350
https://www.paris.fr/en/pages/a-new-cycling-plan-for-a-100-bikeable-city-28350
.%20https:/www.paris.fr/pages/57-nouvelles-rues-aux-ecoles-dans-paris-8197
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eine solche Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung notwendig ist: Die großräumige Umverteilung von 
Straßenraum hat die Kapazität und Geschwindigkeit des Autoverkehrs messbar verändert; die beobach-
teten Netzzustände deuten jedoch nur auf einen geringen Anstieg der Überlastung und damit auf Ver-
haltensanpassungen hin. Die Autoren kennzeichnen diese Interpretation ausdrücklich als weiter zu prü-
fende Hypothese. Paris zeigt damit sowohl den Nutzen konsequenter Veränderung als auch die Notwen-
digkeit, Wirkungen auf Busverkehr, Lieferverkehr und angrenzende Gebiete fortlaufend nachzusteu-
ern.40 41 

London: gesetzlich verankerte Gesamtsteuerung und finanzierte Bezirksprogramme 

London verfügt über die formal stärkste vertikale Steuerungsarchitektur der drei Vergleichsstädte. 
Transport for London (TfL) ist ein durch den Greater London Authority Act 1999 geschaffenes öffentliches 
Organ. Der Mayor entwickelt die Verkehrsstrategie, bestimmt den politischen Rahmen und beruft das 
TfL Board; TfL trägt die operative und programmatische Umsetzungsverantwortung. Die Mayor's Trans-
port Strategy verbindet das langfristige Ziel, bis 2041 einen Anteil von 80 Prozent für Fuß-, Rad- und öf-
fentlichen Verkehr zu erreichen, mit neun Ergebnissen zu Healthy Streets, Verkehrssicherheit, Effizienz, 
öffentlichem Verkehr sowie Stadtentwicklung.42 43 

Die organisatorische Besonderheit liegt darin, dass TfL nicht nur plant. Die Organisation betreibt große 
Teile des öffentlichen Verkehrs, steuert strategische Straßen, vergibt Busleistungen, entwickelt Infra-
struktur und verbindet Verkehrs-, Investitions- und Betriebsplanung. Die interne TfL-Strategie wird in 
den Geschäftsplan und von dort in eine jährliche Kennzahlenübersicht übersetzt. Auf diese Weise ent-
steht eine Kaskade vom politischen Ziel über das Investitionsprogramm bis zur Leitungsverantwortung. 
Eine solche Organisation kann Zielkonflikte nicht auflösen, aber sie macht sichtbar, wer sie entscheiden 
und wer anschließend umsetzen muss.44 

Für die lokalen Straßen bleiben die 32 Boroughs und die City of London zentrale Umsetzungsträger. Der 
entscheidende Mechanismus sind die lokalen Umsetzungspläne (LIP). Jeder Borough legt dar, wie er die 
Ziele der Mayor's Transport Strategy lokal umsetzt, und erstellt dazu einen dreijährigen Umsetzungsplan. 
TfL stellt Datenpakete und Leitlinien bereit, prüft die Programme und finanziert die vereinbarten Maß-
nahmen. Damit wird kommunale Eigenständigkeit nicht aufgehoben, sondern an einen gesamtstädti-
schen Ziel- und Finanzierungsrahmen gekoppelt.45 

 

40    Natterer, Elena S.; Loder, Allister; Bogenberger, Klaus (2026): Effects of Road Space Reallocation on Travel Times and Traffic Flows in 
Paris. Transportation Research Record 2680 (1), S. 138–152. Die Studie findet bei deutlicher Verringerung von Straßenkapazität und freier 
Geschwindigkeit nur begrenzte Zunahmen der Stauintensität; Aussagen zu Verlagerungseffekten bedürfen weiterer Daten. 
https://doi.org/10.1177/03611981251356507. 

41   Ville de Paris (2026): L’Observatoire parisien des mobilités. Das Observatorium veröffentlicht regelmäßig Daten und Berichte zu Verkehrs-
entwicklung, Nutzung des Straßenraums und Mobilitätsverhalten. https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-des-mobilites-
33972. 

42   Mayor of London/Transport for London (2018; Fortschrittsbericht 2025): Mayor’s Transport Strategy. Ziel ist, bis 2041 insgesamt 80 Pro-
zent der Wege zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückzulegen. https://tfl.gov.uk/corporate/about-tfl/the-
mayors-transport-strategy; https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf. 

43   Transport for London (2026): How we are governed. TfL ist eine durch den Greater London Authority Act 1999 geschaffene, dem Mayor of 
London zugeordnete Körperschaft; der Mayor setzt die strategische Richtung und beruft den TfL Board. https://tfl.gov.uk/corpo-
rate/about-tfl/how-we-work/how-we-are-governed. 

44   Transport for London (2025): Delivering the Mayor’s Transport Strategy 2024/25, insbesondere S. 6–8. Die Umsetzungskette verbindet 
Strategie, mehrjährigen Business Plan, jährliche Scorecard und einen datenbasierten Strategy Tracker. https://tfl.gov.uk/cdn/sta-
tic/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf. 

45   Transport for London (2025): Local Implementation Plans und Delivery Plan Guidance. Die Boroughs müssen dreijährige Umsetzungspro-
gramme mit Maßnahmen, Budgets und Kennzahlen vorlegen, die auf die Mayor’s Transport Strategy ausgerichtet sind. 
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans; https://content.tfl.gov.uk/lip-delivery-plan-
guidance-2025.pdf. 

https://doi.org/10.1177/03611981251356507
https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-des-mobilites-33972
https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-des-mobilites-33972
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf
https://tfl.gov.uk/corporate/about-tfl/how-we-work/how-we-are-governed
https://tfl.gov.uk/corporate/about-tfl/how-we-work/how-we-are-governed
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://content.tfl.gov.uk/lip-delivery-plan-guidance-2025.pdf
https://content.tfl.gov.uk/lip-delivery-plan-guidance-2025.pdf
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Für 2026/27 stellt TfL den Boroughs und der City of London 94,8 Millionen Pfund für unter anderem si-
chere Korridore und Quartiere, Radverkehrsnetze, Buspriorisierung, Verkehrssicherheit, Schulungen 
und Brückenerhalt zur Verfügung. Die Zuweisung ist nicht bedingungslos: Förderbriefe verknüpfen die 
Freigabe und spätere Mittelzuweisungen mit der Übereinstimmung des lokalen Programms mit den LIP-
Vorgaben; nicht abgestimmte Änderungen können zu Kürzungen oder Rückforderungen führen. In den 
drei Jahren 2022/23 bis 2024/25 wurden über diesen Mechanismus unter anderem geschützte Radver-
bindungen, Fußverkehrsmaßnahmen, Buspriorisierung, Querungsanlagen und Schulstraßen umge-
setzt.46 47 48 

London behandelt Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung ausdrücklich als Steuerungsaufgabe. Der 
jährliche Bericht zur Umsetzung der Mayor's Transport Strategy wird dem TfL Board vorgelegt. Eine da-
tenbasierte Kennzahlenübersicht stellt für zentrale Kennzahlen die historische Entwicklung, den aktu-
ellen Stand, den Zielpfad und gegebenenfalls die strategische Lücke zwischen finanziertem Vorhaben-
bestand und politischem Anspruch dar. Ergänzend veröffentlicht TfL die Reihe Travel in London mit Da-
tensätzen zu Modal Split, Verkehrsverhalten, öffentlichem Verkehr, aktiver Mobilität und Straßenver-
kehr. Der wesentliche Unterschied zu klassischen Fortschrittsberichten ist der Steuerungsbezug: Ab-
weichungen sollen früh anzeigen, ob Programme oder Investitionen angepasst werden müssen.49 

Auch dieses Modell hat Grenzen. TfL finanziert seinen laufenden Betrieb inzwischen weitgehend aus ei-
genen Einnahmen, bleibt für langfristige Kapitalinvestitionen aber auf Unterstützung der britischen Re-
gierung angewiesen. Zudem unterscheiden sich politische Mehrheiten und Umsetzungskapazitäten der 

 

46   Transport for London (2025): Local Implementation Plan Boroughs Three-Year Report 2022/23–2024/25. Der Bericht führt Umsetzung, 
Ausgaben und Ergebnisse der lokalen Programme zusammen. https://content.tfl.gov.uk/lip-boroughs-three-year-report-2022-25.pdf. 

47   Transport for London (2026): Borough funding letters 2026/27, beispielhaft London Borough of Wandsworth. Die Zuweisungen sind mit 
Programm-, Berichts- und Freigabebedingungen verbunden. https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/wandsworth-funding-letter-
26-27.pdf. 

48   Transport for London (12. März 2026): TfL invests £94.8m with London boroughs to deliver safer, greener streets in 2026/27. Die Mittel 
werden über die Local Implementation Plans an die 32 Boroughs und die City of London vergeben. https://tfl.gov.uk/info-for/me-
dia/press-releases/2026/march/tfl-invests-94-8m-with-london-boroughs-to-deliver-safer-greener-streets-in-2026-27. 

49   Transport for London (2025): Delivering the Mayor’s Transport Strategy 2024/25; ergänzend die jährlich erscheinenden Travel in London 
Reports. https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf; 
https://tfl.gov.uk/corporate/publications-and-reports/travel-in-london-reports. 

Abbildung 3: „Healthy Streets“ in London – Straßenräume für öffentlichen Verkehr, Rad- und Fußverkehr (TfL Press Office) 

https://content.tfl.gov.uk/lip-boroughs-three-year-report-2022-25.pdf
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/wandsworth-funding-letter-26-27.pdf
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/wandsworth-funding-letter-26-27.pdf
https://tfl.gov.uk/info-for/media/press-releases/2026/march/tfl-invests-94-8m-with-london-boroughs-to-deliver-safer-greener-streets-in-2026-27
https://tfl.gov.uk/info-for/media/press-releases/2026/march/tfl-invests-94-8m-with-london-boroughs-to-deliver-safer-greener-streets-in-2026-27
https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf
https://tfl.gov.uk/corporate/publications-and-reports/travel-in-london-reports
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Boroughs. Die Londoner Architektur verhindert Konflikte daher nicht; sie schafft jedoch ein regelgebun-
denes Verfahren, in dem Strategie, lokales Programm, Geld und Rechenschaft miteinander verknüpft 
sind.50 

Barcelona: Mobilität, Stadtumbau und Quartier verbinden 

Barcelona unterscheidet sich von Paris und London durch eine besonders enge organisatorische Ver-
bindung von Mobilität, Stadtplanung, Klimapolitik, Infrastruktur und öffentlichem Raum. Die exekutive 
Stadtverwaltung ist unter einer gesamtstädtischen Leitungsebene in sektorale Gerències und zehn Dis-
triktverwaltungen gegliedert. In der aktuellen Struktur besteht eine Gerència d'Àrea de Mobilitat, 
Infraestructures i Obres innerhalb des breiteren Politikfeldes Urbanismus, Klimaschutz, Mobilität, Quar-
tiersentwicklung und städtische Dienste. Diese Kopplung ist für Programme wie die Superblocks ent-
scheidend, weil Verkehrsführung, Straßenbau, Begrünung, Nutzung des öffentlichen Raums, Beteili-
gung und Unterhaltung gemeinsam geplant werden müssen.51 

Der Superblock-Ansatz wurde nicht nur als Verkehrsmaßnahme, sondern als städtisches Transforma-
tionsprogramm organisiert. Barcelona integrierte 2015 Mobilität und Infrastruktur, ökologische Dienste 
und Stadtplanung organisatorisch und schuf für das Programm eine multidisziplinäre technische Koor-
dination. Diese arbeitete ressortübergreifend sowie mit den Distrikten, Beteiligungsstellen und der Ge-
sundheitsverwaltung. Die lokale Ebene wird über quartierbezogene Aktionspläne und Beteiligungsgrup-
pen mit lokalen Akteuren eingebunden. Lokales Wissen beeinflusst damit die räumliche Ausgestaltung, 
ohne dass das gesamtstädtische Ziel der Verkehrsberuhigung und Neuverteilung des Straßenraums an 
jedem Standort grundsätzlich neu verhandelt werden muss.52 

Auf strategischer Ebene wurde 2025 der Entwurf des Urban Mobility Plan 2025-2030 vorgestellt. Er 
strebt an, den Anteil nachhaltiger Verkehrsmittel bis 2030 auf 85 Prozent zu erhöhen und verbindet Stra-
ßenraumgestaltung, öffentlichen Verkehr und die Verringerung der Abhängigkeit vom privaten Kraft-
fahrzeug. Das Verfahren wurde über den seit 1998 bestehenden Pacte per la Mobilitat und die Beteili-
gungsplattform Decidim begleitet. Der Plan befand sich allerdings auch Anfang 2026 noch im politischen 
Beratungs- und Beschlussprozess. Barcelona belegt somit zweierlei: Eine leistungsfähige Verwaltung 
kann konsistente Programme vorbereiten; politische Mehrheitsbildung und gesellschaftliche Konflikt-
bearbeitung bleiben dennoch eigenständige Voraussetzungen.53 54 

Die Metropolregion wird über ergänzende Institutionen einbezogen. Die Àrea Metropolitana de Barcelona 
(AMB) erstellt den metropolitanen Mobilitätsplan als Rahmen für 36 Kommunen und verantwortet unter 
anderem Teile des Busverkehrs, metropolitane Straßen- und Radverkehrsnetze sowie Umwelt- und Mo-
bilitätsprogramme. Die Autoritat del Transport Metropolità (ATM) koordiniert als öffentliches Konsortium 

 

50   Transport for London (2025): Delivering the Mayor’s Transport Strategy 2024/25, S. 4–5. TfL bewertet den laufenden Betrieb inzwischen 
als finanziell tragfähig, weist aber zugleich auf die fortbestehende Abhängigkeit größerer Investitionen von mehrjährigen staatlichen 
Finanzierungszusagen hin. https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf. 

51   Ajuntament de Barcelona (2026): Estructura ejecutiva. Die Stadt führt Mobilität, Infrastruktur und Bau in einer gemeinsamen Bereichslei-
tung zusammen; die Umsetzung bleibt zugleich in die zehn Distrikte und weitere Fachorganisationen eingebettet. https://ajunta-
ment.barcelona.cat/es/organizacion-municipal/estructura-ejecutiva. 

52   Council of Europe Development Bank (2023): Resilience in Action: Barcelona’s Superblock Programme, insbesondere S. 21–29. Das Pro-
gramm wurde ab 2015 über eine interdisziplinäre technische Einheit, ressortübergreifende Zusammenarbeit und lokale Beteiligung ver-
stetigt. https://coebank.org/media/documents/Thematic_Review_Barcelona_Superblock.pdf. 

53    Ajuntament de Barcelona (2026): Protokoll der Comissió d’Ecologia, Urbanisme, Mobilitat i Habitatge vom 20. Januar 2026. Der Mobili-
tätsplan 2025–2030 befand sich zu diesem Zeitpunkt noch im politischen Beratungs- und Genehmigungsverfahren. https://bcnroc.ajun-
tament.barcelona.cat/jspui/bitstream/11703/145020/1/GM_acta-ecologia-urbanisme-mobilitat-habitatge_20-01-2026.pdf. 

54   Ajuntament de Barcelona (2025): Pla de Mobilitat Urbana 2025–2030 – Resum executiu. Der Entwurf strebt einen Anteil nachhaltiger Ver-
kehrsmittel von 85 Prozent an und verbindet Netze, Straßenraum, Sicherheit, Logistik und Parkraumpolitik. https://bcnroc.ajunta-
ment.barcelona.cat/items/2bb63dcf-bce0-4d18-bdbc-dad9e20282df. 

https://tfl.gov.uk/cdn/static/cms/documents/delivering-the-mayors-transport-strategy-2024-25-acc.pdf
https://ajuntament.barcelona.cat/es/organizacion-municipal/estructura-ejecutiva
https://ajuntament.barcelona.cat/es/organizacion-municipal/estructura-ejecutiva
https://coebank.org/media/documents/Thematic_Review_Barcelona_Superblock.pdf
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/jspui/bitstream/11703/145020/1/GM_acta-ecologia-urbanisme-mobilitat-habitatge_20-01-2026.pdf
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/jspui/bitstream/11703/145020/1/GM_acta-ecologia-urbanisme-mobilitat-habitatge_20-01-2026.pdf
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/items/2bb63dcf-bce0-4d18-bdbc-dad9e20282df
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/items/2bb63dcf-bce0-4d18-bdbc-dad9e20282df


   

Gebrauchsanleitung für eine handlungsfähige Berliner Mobilitätspolitik Alexander Rammert 

16 Berlin kann Paris 

das integrierte Verkehrs- und Tarifsystem in mehr als 300 Kommunen; die katalanische Regierung hält 
51 Prozent, kommunale und metropolitane Akteure gemeinsam 49 Prozent. Diese Arbeitsteilung ist kom-
plex, schafft aber institutionelle Foren für Aufgaben, die die Stadtgrenze überschreiten.55 

Auch die Finanzierung des Superblock-Programms wurde diversifiziert. Zwischen 2016 und 2022 setzte 
die Stadt rund 30,7 Millionen Euro aus dem kommunalen Haushalt ein. Hinzu kamen staatliche Transfers, 
EU-Mittel und langfristige Kredite internationaler Finanzinstitutionen. Temporäre Interventionen er-
möglichten eine schnellere und räumlich größere Erprobung, erzeugten aber höhere Anforderungen an 
Wartung und spätere Verstetigung. Die relevante Lehre ist daher nicht „taktisch statt dauerhaft“, son-
dern eine bewusste Finanzierung der gesamten Innovationskette: Beteiligung, Versuch, Unterhaltung, 
Evaluation und dauerhafter Umbau.56 

 

Abbildung 4: „Eixos Verds“ in Barcelona – Straßenraum als grüner Aufenthalts- und Mobilitätsraum (Urbidermis 2026) 

Barcelona hat für die stadtweite Ausweitung der Superblocks eine Fortschritts- und Wirkungsbeobach-
tung mit 36 Indikatoren zu öffentlichem Raum, Mobilität, Umweltqualität und sozioökonomischer Ent-
wicklung aufgebaut. Quantitative Daten sollen jährlich, qualitative Daten in größeren Abständen erhoben 
werden; beteiligt ist auch die städtische Gesundheitsagentur. Wissenschaftliche Überprüfungen bestä-
tigen erste Verbesserungen bei Umwelt, Lebensqualität und Gesundheit, verweisen aber zugleich auf 
langsame und uneinheitliche Umsetzung sowie offene Fragen zu Verdrängung, Gentrifizierung und der 
räumlichen Verlagerung von Verkehr und Umweltbelastungen. Gerade dadurch wird Fortschritts- und 
Wirkungsbeobachtung zu einem Bestandteil legitimer Umsetzung und nicht nur zu einem Instrument der 
Erfolgskommunikation.57 

 

55    Àrea Metropolitana de Barcelona (AMB) (2026): Pla Metropolità de Mobilitat Urbana für 36 Gemeinden; Autoritat del Transport Metropolità 
(ATM) (2026): Who we are. Die ATM ist ein öffentliches Konsortium mit 51 Prozent Beteiligung der Generalitat und 49 Prozent kommunaler 
bzw. metropolitaner Beteiligung. https://www.catalonia2050.cat/metropolitan-urban-mobility-plan-pmmu/; https://t-mobili-
tat.cat/en/web/t-mobilitat/who-we-are. 

56   Council of Europe Development Bank (2023): Resilience in Action: Barcelona’s Superblock Programme, S. 24–27. Für 2016–2022 werden 
rund 30,7 Mio. Euro aus kommunalen, staatlichen und europäischen Quellen sowie über Darlehen internationaler Finanzinstitutionen aus-
gewiesen; taktische Eingriffe waren günstiger, erforderten jedoch zusätzlichen Unterhalt. https://coebank.org/media/documents/The-
matic_Review_Barcelona_Superblock.pdf. 

57    Nieuwenhuijsen, Mark J. et al. (2024): The Superblock model: A review of an innovative urban model for sustainability, liveability, health 
and well-being. Environmental Research 251, 118550. Die Literaturübersicht dokumentiert positive Umwelt- und Gesundheitswirkungen, 
weist aber auch auf langsame und inkonsistente Skalierung sowie Fragen von Verdrängung, Gentrifizierung und räumlicher Verteilung 
hin. https://doi.org/10.1016/j.envres.2024.118550. 

https://www.catalonia2050.cat/metropolitan-urban-mobility-plan-pmmu/
https://t-mobilitat.cat/en/web/t-mobilitat/who-we-are
https://t-mobilitat.cat/en/web/t-mobilitat/who-we-are
https://coebank.org/media/documents/Thematic_Review_Barcelona_Superblock.pdf
https://coebank.org/media/documents/Thematic_Review_Barcelona_Superblock.pdf
https://doi.org/10.1016/j.envres.2024.118550
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Was die drei Städte gemeinsam haben 

Die drei Städte besitzen keine einheitliche Blaupause. Paris ist stark in der kommunalen Straßenraum-
transformation, London in der gesetzlich abgesicherten Gesamtsteuerung und Barcelona in der Verbin-
dung von Mobilität, Stadtgestaltung, Gesundheit und quartiersbezogener Umsetzung. Gemeinsam ist 
ihnen jedoch, dass Strategie nicht am Rand der Verwaltung steht. Sie wird in Organisation, Budgets, lo-
kale Programme und Datenroutinen übersetzt. 

DIMENSION PARIS LONDON BARCELONA 

Politische Führung 

Langfristige Straßenraum- und 
Klimarichtung; sektorale Pro-
gramme unter einem lokalen Mo-
bilitätsplan. 

Gesetzlich verankerte Stra-
tegie des Mayor; TfL als ver-
antwortliche Umsetzungsor-
ganisation. 

Mobilität als Teil von Stad-
tumbau und Klimapolitik; 
strategische Pläne plus pro-
grammatische Zielbilder. 

Organisation 

DVD verbindet Mobilität, Straße, 
Verkehr, Projekte und territoriale 
Einheiten; ÖPNV regional ge-
trennt. 

TfL integriert Strategie, Be-
trieb und Investition; 
Boroughs bleiben lokale Um-
setzungsträger. 

Mobilität, Infrastruktur und 
öffentlicher Raum in einer 
Verwaltungsstruktur; multi-
disziplinäre Programm-
teams. 

Finanzierung 
Mehrjährige Programmbudgets; 
regionaler ÖPNV mit breiter Finan-
zierungsbasis. 

Geschäftsplan plus zweckge-
bundene und konditionierte 
LIP-Mittel. 

Kommunale Mittel, Staat, EU 
und Entwicklungsbanken; Fi-
nanzierung von Erprobung 
bis Verstetigung. 

Lokale Umsetzung 
Arrondissements und territoriale 
Straßenraumsektionen; standar-
disierte Programmpakete. 

Dreijährige Programme der 
Boroughs mit TfL-Prüfung, 
Daten und Finanzierung. 

Distrikte, quartierbezogene 
Aktionspläne und organi-
sierte Beteiligung; metropo-
litaner Rahmen. 

Fortschritts- und Wir-
kungsbeobachtung 

Mobilitätsobservatorium mit lau-
fenden Daten und Berichten. 

Kennzahlenübersicht, Jah-
resbericht und offene Da-
tensätze mit Zielpfaden und 
strategischen Lücken. 

Programmbezogene Wir-
kungsindikatoren, Gesund-
heitsbewertung und langfris-
tige Evaluation. 

 
Der Vergleich relativiert damit die Vorstellung, erfolgreiche Mobilitätspolitik beruhe vor allem auf beson-
ders mutigen Einzelentscheidungen. Politische Entschlossenheit ist notwendig, aber erst dann dauer-
haft wirksam, wenn sie institutionell gebunden wird: durch eine Organisation mit erkennbarem Auftrag, 
eine Finanzierung über den Projektzyklus, verlässliche Beziehungen zur lokalen Ebene und eine Fort-
schritts- und Wirkungsbeobachtung, die Zielabweichungen sichtbar macht. Eine aktuelle OECD-Analyse 
zur Mobilitätswende in Katalonien unterstreicht entsprechend den Bedarf an klaren Zuständigkeiten, 
Ressourcen für Datenanalyse und robusten Steuerungsstrukturen; ausdrücklich wird auf die Londoner 
Erfahrung mit Datenerhebung und Steuerung verwiesen.58 

Paris, London und Barcelona machen nicht alles besser. Sie organisieren jedoch die Verbindung zwi-
schen politischem Auftrag und administrativer Umsetzung klarer. Für Berlin ist deshalb keine Stadt voll-
ständig zu kopieren: relevant ist die Kombination aus Pariser Straßenraumkompetenz, Londoner Ziel-
Finanzierungs-Kopplung und Barcelonas Verbindung von Mobilität, Stadtumbau, lokaler Beteiligung und 
Wirkungsmessung. 

 

58    OECD (2025): Transforming Catalonia’s Mobility System for Net Zero, insbesondere S. 139 ff. Die OECD empfiehlt eine stärkere gemein-
same Daten- und Monitoringarchitektur, klarere institutionelle Verantwortlichkeiten und eine systematische Evaluation der Mobilitätspo-
litik. https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2025/01/transforming-catalonia-s-mobility-system-for-net-
zero_a4eb88a8/1cac3681-en.pdf. 

https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2025/01/transforming-catalonia-s-mobility-system-for-net-zero_a4eb88a8/1cac3681-en.pdf
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2025/01/transforming-catalonia-s-mobility-system-for-net-zero_a4eb88a8/1cac3681-en.pdf
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4 Wie die Senatsverwaltung handlungsfähiger wird 

Klare Verantwortung von der politischen Entscheidung bis zur Umsetzung 

Berlin braucht für die nächste Legislaturperiode keine neue Mobilitäts-Großbehörde. Notwendig ist ein 
strukturelle Anpassung der bestehenden Senatsverwaltung, der politische Prioritäten, fachliche Evi-
denz, straßenverkehrsrechtliche Entscheidung, Planung, Bau, Betrieb und Evaluation zu einer belastba-
ren Umsetzungskette verbindet. Der Schlüssel liegt deshalb weniger in zusätzlichen Referaten als in kla-
rer Ergebnisverantwortung: Für jedes prioritäre Programm muss erkennbar sein, wer vom politischen 
Auftrag bis zur Wirkung im Straßenraum für Termin, Budget, Qualität und Zielerreichung einsteht. 

Reformthese 
Nicht mehr Hierarchie, sondern weniger Übergaben. Die Senatsverwaltung sollte fachliche Speziali-
sierung erhalten, zugleich aber für prioritäre Mobilitätsprogramme eine durchgängige Verantwortung 
über Abteilungsgrenzen hinweg schaffen. Politische Führung entscheidet über Ziele und Prioritäten; 
die Fachverwaltung muss Optionen, Risiken und Wirkungen offen benennen können. 

Von geteilten Zuständigkeiten zu gemeinsamer Verantwortung 

Der Organisationsplan der Senatsverwaltung weist die mobilitätsbezogenen Kernaufgaben weiterhin 
mehreren Linien zu: strategische und verkehrsmittelbezogene Aufgaben liegen insbesondere in der Ab-
teilung IV Mobilität, Bau- und Erhaltungsaufgaben in der Abteilung V Tiefbau und die straßenverkehrs-
behördliche Regelung sowie das Verkehrsmanagement in der Abteilung VI Verkehrsmanagement.59 
Diese Arbeitsteilung ist fachlich nachvollziehbar. In der Umsetzung entsteht jedoch eine Kette von Über-
gaben, sobald ein Vorhaben zugleich strategische Planung, verkehrsrechtliche Anordnung, bauliche 
Veränderung, Signalsteuerung, Finanzierung und bezirkliche Zuständigkeiten berührt.  

Berlin hat auf solche Schnittstellenprobleme bereits organisatorisch reagiert. Die frühere Verkehrslen-
kung Berlin wurde 2020 zusammen mit der obersten Straßenverkehrsbehörde in die neue Abteilung VI 
Verkehrsmanagement integriert. Die Reform sollte ausdrücklich Schnittstellen reduzieren, Abstimmun-
gen beschleunigen und zuvor diagnostizierte strukturelle Defizite sowie personelle Unterausstattung 
adressieren.60 Eine formale Zusammenführung kann Zuständigkeiten verbessern, verändert aber nicht 
automatisch Routinen, fachliche Deutungsmuster und das Verhältnis zwischen strategischer Mobili-
tätsplanung und straßenverkehrsrechtlichem Vollzug. 

Auch für eine programmbezogene Zusammenarbeit über Organisationsgrenzen hinweg gibt es in Berlin 
bereits einen Vorläufer. Mit der 2022 eingerichteten „Projekteinheit Radwege“ vereinbarte die Senats-
verwaltung mit zunächst acht Bezirken ein gemeinsames Verfahren zur beschleunigten Umsetzung von 
Radverkehrsvorhaben an Hauptstraßen. Finanzierung, Planung, straßenverkehrsrechtliche Anordnung 

 

59    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2026): Organisation der Senatsverwaltung; Organisationsplan, Stand 
01.08.2026. https://www.berlin.de/sen/uvk/ueber-uns/organisation/. 

60    Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz (2019): Neue Abteilung für Verkehrsmanagement startet am 1. Januar 2020, 
Pressemitteilung vom 30.12.2019. Die Neuorganisation sollte Schnittstellen reduzieren; zugrunde lag eine Organisationsuntersuchung, 
die strukturelle Defizite und personelle Unterausstattung festgestellt hatte. https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilun-
gen/2019/pressemitteilung.879378.php. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/ueber-uns/organisation/
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2019/pressemitteilung.879378.php
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2019/pressemitteilung.879378.php


   

Gebrauchsanleitung für eine handlungsfähige Berliner Mobilitätspolitik Alexander Rammert 

19 Berlin kann Paris 

und Umsetzung sollten dadurch enger miteinander verzahnt werden. Die Erfahrung zeigt, dass Schnitt-
stellen nicht zwingend durch neue Zuständigkeiten beseitigt werden müssen – sie können auch durch 
verbindliche gemeinsame Verfahren überbrückt werden.61 

Die Verwaltungsforschung zeigt, dass komplexe Querschnittsaufgaben nicht allein durch eine immer 
feinere fachliche Spezialisierung besser steuerbar werden. Gerade ressortübergreifende Ansätze sind 
als Reaktion auf die Fragmentierung stark spezialisierter Verwaltungsstrukturen entstanden. Entschei-
dend ist dabei nicht nur, wie Zuständigkeiten formal zugeschnitten sind, sondern auch, wie Zusammen-
arbeit organisiert wird: Koordination muss strukturell abgesichert, in gemeinsamen Prozessen veran-
kert und durch eine entsprechende Verwaltungskultur getragen werden.62 Für die Handlungsfähigkeit 
einer Verwaltung kommt hinzu, dass unterschiedliche Fähigkeiten zusammenwirken müssen. Neben 
fachlich-analytischer Kompetenz braucht es operative Fähigkeiten zur Umsetzung und politische Fähig-
keiten, um Interessen, Konflikte und institutionelle Rahmenbedingungen zu bearbeiten. Diese Fähigkei-
ten sind auf Ebene einzelner Beschäftigter, der Organisation und des gesamten politisch-administrati-
ven Systems unterschiedlich verteilt. Schwächen an einer Stelle können deshalb die Umsetzung auch 
dann begrenzen, wenn einzelne Fachbereiche fachlich leistungsfähig sind.63 

Für Berlin folgt daraus: Handlungsfähigkeit entsteht weder durch Zentralisierung allein noch durch zu-
sätzliche Koordination neben bestehenden Zuständigkeiten. Entscheidend ist, politische Führung, 
fachliche Verantwortung und operative Umsetzung so miteinander zu verbinden, dass Konflikte früh 
sichtbar werden und Entscheidungen nicht zwischen den beteiligten Stellen verloren gehen. 

Fünf Prinzipien für eine Reform 

Handlungsfähigkeit bedeutet deshalb nicht, politische Konflikte, Beteiligung oder rechtliche Prüfung zu 
umgehen. Sie bedeutet, diese frühzeitig in den Umsetzungsprozess einzubeziehen, Verantwortlichkei-
ten klar zuzuordnen und notwendige Entscheidungen dort herbeizuführen, wo sie getroffen werden 
müssen. Aus diesem Verständnis lassen sich fünf Reformprinzipien ableiten: 

PROBLEMBILD REFORMPRINZIP 

Zu viele Übergaben durchgängige Ergebnisverantwortung für prioritäre Programme statt Zu-
ständigkeit nur für einzelne Verfahrensschritte. 

Strategie und Vollzug laufen auseinander Straßenverkehrsrecht, Bau und Betrieb ab Projektbeginn in gemeinsame 
Programmteams einbinden; gesetzliche Zuständigkeiten bleiben bestehen. 

Politisch-fachliche Verunsicherung Politische Entscheidung und fachliche Bewertung transparent trennen; 
Wirkungen und Risiken abweichender Entscheidungen dokumentieren. 

Senat-Bezirk-Schnittstelle Gesamtstädtische Ziele mit mehrjährigen bezirklichen Umsetzungsverein-
barungen, Ressourcen und Standards verbinden. 

Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung 
ohne Steuerungswirkung 

Umsetzungs- und Wirkungsbeobachtung institutionell verankern und für 
regelmäßige politische Steuerung nutzen. 

 

61    SenMVKU (2022): Start von zwei weiteren 100-Tage-Projekten: Senatsverwaltung und Bezirke vereinbaren raschen Ausbau von Radwe-
gen und Busspuren, Pressemitteilung vom 28.03.2022. Die Projekteinheit Radwege sollte über Rahmenvereinbarungen mit den Bezirken 
ein gemeinsames Verfahren zur schnelleren Umsetzung von Radverkehrsvorhaben an Hauptstraßen etablieren. https://www.ber-
lin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2022/pressemitteilung.1190899.php. 

62    Christensen, Tom; Lægreid, Per (2007): The Whole-of-Government Approach to Public Sector Reform. Public Administration Review 
67(6), S. 1059-1066. https://doi.org/10.1111/j.1540-6210.2007.00797.x. 

63    Wu, Xun; Ramesh, M.; Howlett, Michael (2015): Policy capacity: A conceptual framework for understanding policy competences and capa-
bilities. Policy and Society 34(3-4), S. 165-171. https://doi.org/10.1016/j.polsoc.2015.09.001. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2022/pressemitteilung.1190899.php
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2022/pressemitteilung.1190899.php
https://doi.org/10.1111/j.1540-6210.2007.00797.x
https://doi.org/10.1016/j.polsoc.2015.09.001
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Das Zielbild: Fachrollen erhalten, Umsetzung gemeinsam steuern 

Drei Fachlinien und eine kompakte Mobilitätssteuerung 

Die bestehenden fachlichen Kompetenzen sollten nicht in einer neuen Superabteilung verschmolzen 
werden. Zweckmäßiger ist ein Funktionsmodell aus drei klar profilierten Linien und einer kleinen, direkt 
an die politische Leitung angebundenen Steuerungsfunktion. Die Abteilungen behalten ihre gesetzli-
chen und technischen Rollen; prioritäre Programme werden jedoch nicht mehr von Übergabe zu Über-
gabe, sondern über eine gemeinsame Ergebnisverantwortung geführt. 

POLITISCHE LEITUNG  |  Senator/in + Staatssekretär/in Mobilität und Verkehr 

STABSSTELLE MOBILITÄTSSTEUERUNG 
Prioritäten · integrierte Termin-/Budgetsteuerung · Risiken · Eskalation · Zielvereinbarungen · Steuerungsrunden 

IV  MOBILITÄTSSTRATEGIE,               
PROGRAMME & WISSEN 

Strategie · ÖPNV/regionale Mobilität · 
Standards · Programmgestaltung · Da-

ten/Evaluation 

V  INFRASTRUKTUR & UMSETZUNG 

 
Straßen-/Ingenieurbau · Erhaltungsma-

nagement · Vergabe · Bau · Erhaltung · 
technische Umsetzung 

VI  VERKEHRSREGELUNG & BETRIEB 

 
Straßenverkehrsbehörde · Anordnun-

gen · LSA/Steuerung · Baustellen · Ver-
kehrsregelungszentrale 

ABTEILUNGSÜBERGREIFENDE PRIORITÄTSPROGRAMME 
jeweils eine Programmleitung + festes Kernteam IV/V/VI + durchgängiger Umsetzungsplan 

UMSETZUNGSPARTNER  
  12 Bezirke · infraVelo · BVG/VBB · weitere Landesunternehmen und Vorhabenträger 

Einbindung über Programmaufträge, Zielvereinbarungen, Standards und gemeinsame Daten 

Abbildung 5: Funktionsmodell für eine umsetzungsorientierte Mobilitätsverwaltung mit dem Zielbild eines Verantwortungs-
modells (eigene Darstellung) 

Die Stabsstelle Mobilitätssteuerung sollte bewusst klein bleiben und vorhandene Steuerungs- und Ko-
ordinationskapazitäten bündeln. Sie plant keine Radwege, erlässt keine Anordnungen und führt keine 
Bauvergaben durch. Ihre Aufgabe ist, für eine begrenzte Zahl politischer Prioritäten einen integrierten 
Zeit-, Budget- und Risikoplan zu führen, Blockaden sichtbar zu machen und Entscheidungen der politi-
schen Leitung vorzubereiten. Internationale Erfahrungen mit Umsetzungseinheiten zeigen, dass solche 
Einheiten vor allem dann einen Mehrwert haben, wenn sie wenige prioritäre Ziele bearbeiten, Zugang zur 
politischen Spitze besitzen und bestehende Fachverwaltungen unterstützen statt Parallelstrukturen 
aufzubauen.64 

Die drei Fachlinien erhalten klarere Rollen. Abteilung IV verantwortet den strategischen Rahmen, die 
Programmstruktur, Mobilitätswissen und Wirkungsbewertung; Abteilung V bündelt technische Infra-
struktur- und Umsetzungskompetenz; Abteilung VI bleibt fachlich und rechtlich verantwortliche Stra-
ßenverkehrsbehörde und Betriebsorganisation. Die fachrechtlichen Zuständigkeiten und gesetzlichen 
Prüfmaßstäbe der Straßenverkehrsbehörden bleiben dabei unberührt. Entscheidend ist, diese Exper-
tise frühzeitig in Planung und Standardentwicklung einzubinden, damit die rechtliche Prüfung nicht erst 
am Ende einer langen Planungskette zum entscheidenden Übergabepunkt wird. 

 

64    Lafuente, Mariano; Gonzalez Cordoba, Sebastián (2018): Do Delivery Units Deliver? Assessing Government Innovations. Inter-American 
Development Bank, Technical Note IDB-TN-1431. Die vergleichende Untersuchung von 14 Regierungen betont, dass solche Umsetzungs-
einheiten unter geeigneten institutionellen Voraussetzungen Steuerung und Zielerreichung unterstützen können. 
https://doi.org/10.18235/0001155. 

https://doi.org/10.18235/0001155
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Programmteams mit klarer Ergebnisverantwortung 

Für wenige, politisch priorisierte Handlungsfelder wird eine abteilungsübergreifende Programmstruk-
tur eingerichtet. Sie ist keine neue Linienhierarchie. Ein Programmteam besteht aus einer verantwort-
lichen Programmleitung und dauerhaft benannten Fachpersonen der betroffenen Abteilungen. Bezirke, 
infraVelo, BVG, weitere Senatsverwaltungen und andere Träger werden dort verbindlich eingebunden, 
wo ihre Entscheidungen für das Programm erforderlich sind. Das betrifft je nach Programm insbeson-
dere Bildung, Stadtentwicklung, Wirtschaft und Finanzen.65 

PRIORITÄTSPROGRAMM ERGEBNISVERANTWORTUNG KERNTEAM 

Sichere Kreuzungen & 
Schulwege 

Programmleitung verantwortet Vorhabenbe-
stand, Priorisierung, Termine und Wirkungskenn-
zahlen. 

IV Verkehrssicherheit/Fuß/Rad · V Bau · VI 
Anordnung/LSA · Bezirke 

Bus- & Straßenbahn- 
beschleunigung 

Korridorweise Umsetzung einschließlich Anord-
nung, LSA, Haltestellen und Straßenraum. 

IV ÖPNV · VI Verkehrssteuerung · V Infra-
struktur · BVG · Bezirke 

Durchgängige  
Fuß- & Radnetze 

Netzlücken als Programmpaket statt Einzelpro-
jektorientierung; standardisierte Lösungen. 

IV Fuß/Rad · V/infraVelo · VI · Bezirke 

Lebenswerte & klimaan-
gepasste Straßenräume 

Straßenraum, Grün, Entsiegelung und Verkehrs-
organisation gemeinsam programmieren. 

IV · V · VI · Abt. III/Natur & Grün · Bezirke 

Erreichbarkeit &  
Wirtschaftsverkehr 

Lieferverkehr, Parken, Baustellen und Erreichbar-
keit in räumlichen Programmen integrieren. 

IV Wirtschaftsverkehr · VI · V · Bezirke · 
Wirtschaftspartner 

Jedes Programm benötigt nur fünf verbindliche Steuerungsgegenstände: ein politisch beschlossenes 
Ergebnisziel, einen mehrjährigen Umsetzungsplan, eine konsolidierte Budgetübersicht, ein gemeinsa-
mes Risiko- und Entscheidungsregister sowie wenige öffentliche Wirkungs- und Umsetzungsindikato-
ren. Die Begrenzung ist bewusst: Daten sollten möglichst einmal erhoben und anschließend für interne 
Steuerung, parlamentarische Berichterstattung und öffentliche Transparenz gemeinsam genutzt wer-
den. Fortschrittsbeobachtung soll Entscheidungen verbessern, statt durch parallele Berichtssysteme 
zusätzliche Umsetzungskapazität zu binden. Fachrechtliche Entscheidungen verbleiben bei den zustän-
digen Stellen. Die Programmleitung erhält aber Mandat und Zugang, um Zielkonflikte früh sichtbar zu 
machen und bei nicht auflösbaren Blockaden eine Entscheidung der politischen Leitung herbeizufüh-
ren. 

Politische Führung und Fachlichkeit produktiv verbinden 

Ministerial- und Senatsverwaltungen sind auf politische Responsivität angelegt. Verwaltungswissen-
schaftliche Forschung zeigt zugleich, dass die Organisation politischer Beratung entscheidend dafür ist, 
ob fachliche Kompetenz lediglich politisch angepasst oder produktiv „contestable“ - also durch alterna-
tive Argumente und Expertise geprüft - wird.66 Für Berlin sollte deshalb institutionell deutlicher zwischen 
politischer Entscheidung und fachlicher Bewertung unterschieden werden. 

Für strategisch bedeutsame Entscheidungen wird ein kurzer Entscheidungs- und Wirkungsvermerk ein-
geführt. Er dokumentiert die fachlich geprüften Optionen, maßgebliche Rechtsfragen, Wirkungen auf 
beschlossene Ziele, Termin- und Kostenfolgen sowie die abschließende politische Entscheidung. Eine 

 

65   Molenveld, Astrid; Verhoest, Koen; Voets, Joris; Steen, Trui (2020): Images of Coordination: How Implementing Organizations Perceive 
Coordination Arrangements. Public Administration Review 80(1), S. 9-22. https://doi.org/10.1111/puar.13136. 

66    Öhberg, Patrik; Christiansen, Peter Munk; Niklasson, Birgitta (2017): Administrative Politicization or Contestability? How Political Advisers 
Affect Neutral Competence in Policy Processes. Public Administration 95(1), S. 269-285. https://doi.org/10.1111/padm.12253. 

https://doi.org/10.1111/puar.13136
https://doi.org/10.1111/padm.12253
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Senatorin oder ein Senator kann damit selbstverständlich von einer fachlichen Präferenz abweichen; 
die Abweichung wird aber nicht dadurch hergestellt, dass alternative fachliche Einschätzungen aus dem 
Verfahren verschwinden. Das stärkt zugleich politische Verantwortlichkeit und professionelle Integri-
tät. 

Hinzu kommt eine kulturelle Voraussetzung. Forschung zur psychologischen Sicherheit zeigt, dass 
Teams eher lernen, Fehler thematisieren und Wissen austauschen, wenn Beschäftigte interpersonelle 
Risiken ansprechen können.67 Übertragen auf eine Fachverwaltung heißt das nicht, Konfliktfreiheit zu 
erzeugen. Erwartet werden vielmehr fachlich begründeter Widerspruch, dokumentierte Abwägung und 
eine Führungskultur, die schlechte Nachrichten früh sichtbar macht. Regelmäßige abteilungsübergrei-
fende fachliche Überprüfungen, temporäre Personalrotationen zwischen IV, V und VI sowie mit ausge-
wählten Bezirken und eine gemeinsame Weiterbildung zu Straßenverkehrsrecht, Straßenraumgestal-
tung, Projektsteuerung und Evaluation könnten diese gemeinsame Verwaltungspraxis unterstützen. 

Zu einer solchen Verwaltungspraxis gehört auch, neue Lösungen systematisch in Regelwissen zu über-
führen. Gerade bei neuartigen straßenverkehrsrechtlichen und planerischen Instrumenten entstehen 
Erfahrung und Rechtssicherheit häufig erst durch Erprobung, Überprüfung und Anpassung. Erfolgreiche 
Verfahren sollten deshalb zügig ausgewertet und in Arbeitshilfen, Regelpläne und Standardbaukästen 
überführt werden. So hängt Innovation nicht dauerhaft von einzelnen besonders risikobereiten Beschäf-
tigten ab, sondern wird schrittweise zur belastbaren Verwaltungspraxis.68 

Die Verwaltungsreform 2026 als institutionellen Hebel nutzen 

Die vorgeschlagene Reform muss nicht gegen die Berliner Verwaltungsordnung durchgesetzt werden. 
Seit 1. Januar 2026 richtet das neue Landesorganisationsgesetz die gesamtstädtische Steuerung stär-
ker an Politikfeldern aus und soll Verantwortlichkeiten zwischen Hauptverwaltung und Bezirken klarer 
fassen.69 Die im Juni 2026 beschlossene Zuständigkeitsverordnung macht für jedes Politik- und Quer-
schnittsfeld die gesamtstädtische Steuerungsverantwortung der zuständigen Senatsverwaltung trans-
parent.70 Für das Politikfeld Mobilität liegt damit ein institutionelles Fenster vor, die Steuerungsrolle der 
SenMVKU praktisch auszugestalten. 

Besonders geeignet sind die neuen gesamtstädtischen Zielvereinbarungen. Sie sollen von Senatsver-
waltungen und Bezirken gemeinsam entwickelt, mit konkreten Zielen versehen und datengestützt kon-
trolliert werden.71 Das Konnexitätsprinzip ergänzt diese Steuerung durch den Anspruch, Bezirke für neue 

 

67    Edmondson, Amy (1999): Psychological Safety and Learning Behavior in Work Teams. Administrative Science Quarterly 44(2), S. 350-383. 
https://doi.org/10.2307/2666999. 

68    Stein, Thomas, Tobias Klein, und Sandra Lindner. 2022. Was hemmt die Umsetzung der kommunalen Radverkehrsplanung?: Erste Ergeb-
nisse aus dem laufenden BMBF-Forschungsprojekt „KoRa – Beseitigung von Umsetzungshemmnissen in der kommunalen Radverkehrs-
planung – soziotechnische Innovationen und kommunale Steuerungsmöglichkeiten“. https://repository.difu.de/handle/difu/583610. 

69    Der Regierende Bürgermeister von Berlin - Senatskanzlei (2025): Berliner Verwaltungsreform tritt am 1. Januar 2026 in Kraft, 29.12.2025. 
Das neue Landesorganisationsgesetz führt die Politikfeldorientierung ein und stärkt Instrumente gesamtstädtischer Steuerung. 
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1629077.php. 

70    Der Regierende Bürgermeister von Berlin - Senatskanzlei (2026): Senat beschließt Zuständigkeitsverordnung mit Aufgabenkatalog für die 
Berliner Verwaltung, 02.06.2026. Die ZustV macht transparent, welche Senatsverwaltung für ein Politikfeld auch hinsichtlich bezirklicher 
Durchführungsaufgaben die gesamtstädtische Steuerungsverantwortung trägt. https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemittei-
lungen/2026/pressemitteilung.1676495.php. 

71    Der Regierende Bürgermeister von Berlin - Senatskanzlei (2026): Mehr Einheitlichkeit für ganz Berlin: Zielvereinbarungen als Erfolgsfak-
tor der Verwaltungsreform, 05.01.2026. Zielvereinbarungen werden gemeinsam von Senatsverwaltungen und Bezirken entwickelt und 
sollen Zielerreichung datengestützt kontrollierbar machen. https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/presse-
mitteilung.1629938.php. 

https://doi.org/10.2307/2666999
https://repository.difu.de/handle/difu/583610
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1629077.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1676495.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1676495.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1629938.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1629938.php
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oder veränderte Aufgaben angemessen finanziell und personell auszustatten.72 Darauf baut der in Kapi-
tel 5 entwickelte Berliner Mobilitätsvertrag mit den Bezirken auf (siehe Seite 26). Für die Binnenorgani-
sation der Senatsverwaltung bedeutet dies bereits hier: Eine zentrale Programm- und Umsetzungssteu-
erung muss Zielvereinbarungen, Finanzierung und die realen Kapazitäten der Bezirke gemeinsam be-
trachten. 

Das Berliner Zielbild im europäischen Vergleich 

Die drei Vergleichsstädte liefern keine kopierbaren Organigramme. Sie zeigen jedoch auch hier wieder 
unterschiedliche Möglichkeiten, Strategie und Umsetzung organisatorisch näher zusammenzuführen: 

STADT BEOBACHTBARER MECHANISMUS ÜBERTRAGUNG AUF BERLIN 

Paris 

Die Direction de la Voirie et des Déplacements ist als starke Stra-
ßenraum- und Mobilitätsdirektion organisiert; ihre Agence de la 
Mobilité verbindet Wissen, strategische Studien, Planung, Ak-
teursnetzwerke und Evaluation. Sechs territoriale Straßen-
raumsektionen sichern die lokale Anschlussfähigkeit.73 74 75 

Strategie, Daten und Evaluation institutio-
nell stärken; Umsetzung territorial denken, 
ohne die Bezirke durch eine zweite lokale 
Verwaltung zu duplizieren. 

London 

TfL beschreibt seine Wertschöpfungskette ausdrücklich als 
Strategie und Planung, Finanzierung und Vergabe, Bau und Er-
haltung sowie Betrieb und Optimierung. Programme der 
Boroughs werden über lokale Umsetzungspläne mit Strategie, 
Finanzierung und Fortschrittsbericht verbunden.76 77 

Die Berliner Umsetzungskette als durch-
gängiger Umsetzungsprozess steuern; Be-
zirksprogramme mehrjährig finanzieren 
und jährlich fortschreiben. 

Barcelona 

Die aktuelle Gerència d’Àrea de Mobilitat, Infraestructures i Ob-
res führt Mobilität, Verkehrsinfrastruktur und städtische Infra-
struktur in einer gemeinsamen Verwaltungsstruktur; eine 
Dienstleistungsvereinbarung definiert Leistungen und Qualitäts-
bezug.78 

Mobilität und technische Umsetzung enger 
koppeln; gemeinsame Dienstleistungs- 
und Qualitätsstandards über die beteilig-
ten Fachlinien definieren. 

 

  

 

72   Der Regierende Bürgermeister von Berlin - Senatskanzlei (2026): Senat beschließt Konnexitätsausführungsgesetz, 05.05.2026. Das Ge-
setz soll eine angemessene finanzielle und personelle Ausstattung der Bezirke bei neuen oder veränderten Aufgaben sicherstellen. 
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1667786.php. 

73    Ville de Paris (2025): Arrêté portant nouvelle organisation de la Direction de la Voirie et des Déplacements, signé le 22.07.2025. Portail 
des publications administratives de la Ville de Paris. https://bovp.apps.paris.fr/index.php?id=39704&lvl=notice_display. 

74   Ville de Paris (2025): Agence de la Mobilité, Beschreibung in einer offiziellen Stellenausschreibung der Direction de la Voirie et des Dépla-
cements. Die Agence bündelt Wissensproduktion, strategische Studien und Experimente, öffentliche Strategien und Mobilitätsplanung, 
Akteursnetzwerke sowie Expertise und Evaluation. https://travaillerpourparis.offres.paris.fr/13949/4/data-analyste-f-h. 

75    Ville de Paris (2026): Effectuer des travaux sur la voie publique, aktualisiert 21.05.2026. Die Direction de la Voirie et des Déplacements 
stützt sich auf sechs dezentrale Sections Territoriales de Voirie, die lokale Umgestaltungen untersuchen und den öffentlichen Straßen-
raum vor Ort betreuen. https://www.paris.fr/pages/effectuer-des-travaux-sur-la-voie-publique-3506/. 

76   Transport for London (2025): Annual Report and Statement of Accounts 2024/25. TfL beschreibt seine Wertschöpfungskette unter ande-
rem mit „Strategise and plan“, „Fund and procure“, „Build and maintain“ sowie „Operate and optimise“. https://content.tfl.gov.uk/tfl-an-
nual-report-and-statement-of-accounts-2024-25.pdf. 

77   Transport for London (2026): Local Implementation Plans. Jeder Borough legt dar, wie er die Mayor’s Transport Strategy umsetzt; dreijäh-
rige Programme werden jährlich überprüft und über ein detailliertes Jahresprogramm finanziert und nachverfolgt. 
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans. 

78    Ajuntament de Barcelona (2026): Carta de Serveis de Mobilitat i Infraestructures (Gerència), aktualisiert 18.03.2026. Die aktuelle Verwal-
tungsstruktur führt Mobilität und Infrastruktur in der Gerència d’Àrea de Mobilitat, Infraestructures i Obres zusammen. 
http://hdl.handle.net/11703/147424 ; vgl. auch Ajuntament de Barcelona (2025): Ernennung des Gerenten der Gerència d’Àrea de Mobili-
tat, Infraestructures i Obres, Gaseta Municipal vom 30.09.2025. https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/jspui/bit-
stream/11703/142444/1/GM_2025_27533.pdf. 

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1667786.php
https://bovp.apps.paris.fr/index.php?id=39704&lvl=notice_display
https://travaillerpourparis.offres.paris.fr/13949/4/data-analyste-f-h
https://www.paris.fr/pages/effectuer-des-travaux-sur-la-voie-publique-3506/
https://content.tfl.gov.uk/tfl-annual-report-and-statement-of-accounts-2024-25.pdf
https://content.tfl.gov.uk/tfl-annual-report-and-statement-of-accounts-2024-25.pdf
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
http://hdl.handle.net/11703/147424
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/jspui/bitstream/11703/142444/1/GM_2025_27533.pdf
https://bcnroc.ajuntament.barcelona.cat/jspui/bitstream/11703/142444/1/GM_2025_27533.pdf


   

Gebrauchsanleitung für eine handlungsfähige Berliner Mobilitätspolitik Alexander Rammert 

24 Berlin kann Paris 

Für Berlin ergibt sich daraus ein Mittelweg: keine vollständige Integration nach TfL-Muster, weil Aufga-
ben- und Rechtsstruktur des Stadtstaates anders sind; keine bloße Kopie der Pariser DVD, weil Berlin 
über eigenständige Bezirksverwaltungen verfügt. Übertragbar ist vielmehr das Prinzip, dass die Verwal-
tung eine erkennbare Wertschöpfungskette benötigt. Verkehrspolitische Ziele dürfen nicht nur einem 
Strategiereferat gehören, während spätere Glieder der Umsetzungskette jeweils nur ihre Teilzuständig-
keit optimieren. 

Auch die Verkehrsforschung unterstützt diese Richtung. Eine vergleichende Untersuchung zur Kompe-
tenzverteilung im nachhaltigen Stadtverkehr kommt zu dem Ergebnis, dass stärker integrierte öffentli-
che Kompetenzen tendenziell mit klareren, zeitgebundenen Zielen und höherer Umsetzungseffizienz 
verbunden sind.79 Für Berlin folgt daraus kein Plädoyer für maximale Zentralisierung, sondern für eine 
bewusste Integration dort, wo Ziele nur durch das Zusammenwirken mehrerer Stellen erreicht werden 
können. 

Umsetzungssteuerung braucht ein unabhängiges Wirkungsbild 

Wichtig ist zudem, dass Umsetzungssteuerung und Wirkungsbewertung institutionell unterscheidbar 
bleiben sollten. Innerhalb der strategischen Abteilung IV sollte deshalb ein Berliner Mobilitätsobserva-
torium, nach dem Vorbild von Paris,  mit methodisch klar definierten Indikatoren, offenen Daten und re-
gelmäßiger Wirkungsberichterstattung aufgebaut beziehungsweise aus vorhandenen Daten-, Beobach-
tungs- und Bewertungsfunktionen gebündelt werden. Die Stabsstelle berichtet über Termine, Budgets 
und Umsetzungshemmnisse; das Observatorium bewertet davon fachlich und methodisch getrennt die 
tatsächlichen Wirkungen. Paris verankert Wissensproduktion, Daten, Evaluation und das Observatoire 
innerhalb der Agence de la Mobilité; die Funktion dient ausdrücklich der Entscheidungsvorbereitung und 
öffentlichen Indikatorik.80 London berichtet den Fortschritt der Mayor’s Transport Strategy jährlich an 
das TfL Board und verbindet dies mit wiederkehrender Berichterstattung.81 

  

 

79    Shibayama, Takeru (2020): Competence distribution and policy implementation efficiency towards sustainable urban transport: A com-
parative study. Research in Transportation Economics 83, 100939. Die Studie findet in den untersuchten Städten einen Zusammenhang 
zwischen stärker integrierten öffentlichen Kompetenzen und erfolgreicherer Umsetzung quantifizierter Modal-Shift-Ziele. 
https://doi.org/10.1016/j.retrec.2020.100939. 

80    Ville de Paris / Direction de la Voirie et des Déplacements (2026): Observatoire Parisien des Mobilités - Bilan des déplacements: données 
annuelles. Das offene Datenset bündelt jährliche Mobilitätsindikatoren des Pariser Observatoriums; Daten wurden zuletzt im Juli 2026 
verarbeitet. https://opendata.paris.fr/explore/dataset/donnees-annuelles/ ; ergänzend zur organisatorischen Verankerung: 
https://travaillerpourparis.offres.paris.fr/13949/4/data-analyste-f-h. 

81    Transport for London (2025/2026): The Mayor’s Transport Strategy - Monitoring our progress. TfL berichtet den Umsetzungsstand jähr-
lich an das TfL Board; für 2024/25 wurde der jährliche Umsetzungsbericht im Juni 2025 dem Board vorgelegt. https://tfl.gov.uk/corpo-
rate/about-tfl/the-mayors-transport-strategy. 

https://doi.org/10.1016/j.retrec.2020.100939
https://opendata.paris.fr/explore/dataset/donnees-annuelles/
https://travaillerpourparis.offres.paris.fr/13949/4/data-analyste-f-h
https://tfl.gov.uk/corporate/about-tfl/the-mayors-transport-strategy
https://tfl.gov.uk/corporate/about-tfl/the-mayors-transport-strategy
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Für Berlin sollte der Unterschied zwischen Umsetzungssteuerung und Wirkungsbeobachtung sichtbar 
bleiben: Die Stabsstelle berichtet, ob Projekte und Programme bei Terminen, Budgets und Entscheidun-
gen vorankommen. Das Observatorium berichtet unabhängig davon, ob sich Verkehrssicherheit, Er-
reichbarkeit, Barrierefreiheit, Zuverlässigkeit und Umweltwirkungen tatsächlich verbessern. 

Umsetzungspfad: Reform der Senatsverwaltung für Mobilität 

 

Die strukturelle Reform der Senatsverwaltung ist kein Selbstzweck. Sie ist die Voraussetzung dafür, 
dass ein politischer Richtungswechsel nicht jedes Mal die gesamte fachliche Umsetzungskette destabi-
lisiert und dass umgekehrt fachliche Spezialisierung nicht zu institutioneller Verantwortungslosigkeit 
führt. Das Ziel ist eine Verwaltung, in der politische Führung Richtung gibt, Fachlichkeit widerspruchs-
fähig bleibt und eine benannte Verantwortung dafür sorgt, dass aus Beschlüssen verlässlich gebaute, 
betriebene und evaluierte Mobilitätspolitik wird. 

Erste 100 Tage

- Fünf Prioritätsprogramme politisch festlegen
- Programmleitungen benennen
- durchgängige Umsetzungsprozesse und Entscheidungsrechte erfassen
- Stabsstelle Mobilitätssteuerung aus bestehenden Steuerungskapazitäten bilden
- Ausgangswert für Zeit, Kosten und Wirkung veröffentlichen

Erstes Jahr

- Aufgabenprofile IV/V/VI verbindlich schärfen
- gemeinsame Projekt- und fachliche Überprüfungen einführen
- Entscheidungs- und Wirkungsvermerk erproben
- erste Zielvereinbarungen mit ausgewählten Bezirken an Mobilitätsprogrammen erproben
- Mobilitätsobservatorium organisatorisch bündeln

2028-2029

- Prozesslaufzeiten, Schnittstellen, Mittelabfluss, Zielerreichung und Beschäftigtenperspektive 
evaluieren

- redundante Abstimmungsstufen abbauen
- erfolgreiche Bezirksvereinbarungen und Programmstandards berlinweit ausweiten

Bis 
Legislaturende

- Organisationsstruktur anhand der Evaluation nachjustieren
- Programme und Budgets für die folgende Legislatur institutionell absichern
- öffentlich bilanzieren, welche Zielabweichungen auf politische Entscheidungen, Ressourcen, Recht 

oder Umsetzungsprobleme zurückzuführen sind
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5 Der Berliner Mobilitätsvertrag 

Gesamtstädtisch steuern, lokal umsetzen und verlässlich finanzieren 

Berlins Mobilitätspolitik wird zu einem erheblichen Teil dort umgesetzt, wo die gesamtstädtische Stra-
tegie nicht unmittelbar durch die Senatsverwaltung verfügt werden kann: in den zwölf Bezirken. Das ist 
kein Organisationsfehler, sondern Ausdruck der zweistufigen Berliner Verwaltung. Problematisch wird 
die Arbeitsteilung dort, wo Ziele, Zuständigkeiten, Standards, Finanzierung und Rechenschaft nicht als 
zusammenhängendes System organisiert sind. Der Berliner Mobilitätsvertrag soll deshalb keine zusätz-
liche Förderkulisse schaffen. Er soll Senat und Bezirke für eine Legislaturperiode auf ein gemeinsames 
Leistungsversprechen verpflichten – mit klarer Aufgabenverteilung, gesicherten Ressourcen und über-
prüfbaren Ergebnissen. 

Vertragsidee 
Berlin braucht weder zwölf identische Mobilitätspolitiken noch zwölf voneinander unabhängige. Das 
Land setzt gesamtstädtische Ziele, Netze und Mindeststandards und stellt die dafür erforderlichen 
Ressourcen bereit. Die Bezirke erhalten verlässliche mehrjährige Budgets und Gestaltungsspiel-
räume für die lokale Umsetzung. Rechenschaft wird gemeinsam über Fortschritt und Wirkung abge-
legt – nicht erst dann, wenn Projekte scheitern. 

Warum Berlin einen Mobilitätsvertrag braucht 

Mobilität ist ein klassisches Mehrebenenproblem. Verkehrsnetze, Wegeketten und Wirkungen über-
schreiten administrative Grenzen, während Planung, Anordnung, Bau, Unterhaltung und Beteiligung auf 
unterschiedliche Ebenen und Organisationen verteilt sind. Veeneman und Mulley zeigen für den öffent-
lichen Verkehr, dass die beteiligten Regierungsebenen gerade wegen unterschiedlicher räumlicher 
Maßstäbe und Zielperspektiven nicht automatisch koordiniert handeln, obwohl ihre Entscheidungen 
wechselseitig voneinander abhängen.82 Marsden und Rye beschreiben diese institutionelle Vielschich-
tigkeit schon früh als ein Kernproblem der institutionellen Steuerung von Verkehrspolitik.83 

Berlin weist diese Struktur innerhalb eines einzigen Bundeslandes besonders deutlich auf. Die Senats-
verwaltung setzt unter anderem übergeordnete Planungsgrundlagen und unterstützt die Bezirke finan-
ziell; für Detailplanung, bauliche Umsetzung und Unterhaltung vieler Radverkehrsanlagen sind dagegen 
die Bezirke als Baulastträger zuständig. Welche Projekte sie wann bearbeiten, lag bislang wesentlich in 
bezirklicher Verantwortung.84 Auch im Straßenverkehrsrecht teilen sich Landes- und Bezirksebene die 

 

82   Veeneman, Wijnand; Mulley, Corinne (2018): Multi-level governance in public transport: Governmental layering and its influence on public 
transport service solutions. Research in Transportation Economics 69, S. 430–437. Die Autoren zeigen, dass unterschiedliche Regie-
rungsebenen im Verkehr wechselseitig abhängig sind, ihre unterschiedlichen räumlichen Maßstäbe aber auch unterschiedliche Perspek-
tiven und Ziele hervorbringen. https://doi.org/10.1016/j.retrec.2018.07.005. 

83    Marsden, Greg; Rye, Tom (2010): The governance of transport and climate change. Journal of Transport Geography 18(6), S. 669–678. 
https://doi.org/10.1016/j.jtrangeo.2009.09.014. 

84    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2026): Radverkehr – Akteure und Gremien. Die Senatsverwaltung ver-
antwortet übergeordnete Planungsvorgaben und unterstützt die Finanzierung; Detailplanung, bauliche Umsetzung und Unterhaltung 
liegen für viele Radverkehrsanlagen bei den Bezirken. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radver-
kehr/akteure-und-gremien/. 

https://doi.org/10.1016/j.retrec.2018.07.005
https://doi.org/10.1016/j.jtrangeo.2009.09.014
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radverkehr/akteure-und-gremien/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radverkehr/akteure-und-gremien/
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Aufgaben: Die bezirklichen Straßenverkehrsbehörden sind insbesondere für Nebenstraßen und den ru-
henden Verkehr zuständig, während im übergeordneten Straßennetz grundsätzlich die zentrale Stra-
ßenverkehrsbehörde der Senatsverwaltung zuständig ist.85 

Diese Verteilung hat einen sachlichen Vorteil: Lokale Verwaltung kennt Nutzungskonflikte, Baustellen, 
Sozialräume und politische Prioritäten vor Ort. Sie erzeugt aber ein Steuerungsproblem, wenn gesamt-
städtische Ziele nicht zugleich mit lokalen Umsetzungsprogrammen, Ressourcen und gemeinsamen 
Standards verbunden werden. Die Forschung zur Integration verschiedener Politikfelder zeigt, dass 
nachhaltige Verkehrspolitik nicht allein an fehlenden Strategien scheitert, sondern an unzureichenden 
Umsetzungsinstrumenten, starren vertikalen Vorgaben oder fehlender Koordination zwischen den be-
teiligten Politik- und Verwaltungsebenen.86 

Ziel 
Der Mobilitätsvertrag soll die bezirkliche Ebene nicht entmachten. Er soll die heutige Arbeitsteilung 
so organisieren, dass lokale Eigensteuerung und gesamtstädtische Verantwortung nicht gegenei-
nander arbeiten. Dafür müssen Ziel, Aufgabe, Standard, Geld und Rechenschaft in einem Instrument 
zusammengeführt werden. 

Der rechtliche Rahmen ist bereits vorhanden 

Die Berliner Verwaltungsreform schafft für diesen Ansatz erstmals einen ausgesprochen passenden 
Rechtsrahmen. Der hier vorgeschlagene „Berliner Mobilitätsvertrag“ ist dabei keine neue Vertragsform, 
sondern bündelt bestehende Instrumente der politischen und gesamtstädtischen Zielvereinbarung so-
wie – für besonders komplexe Vorhaben – Projektvereinbarungen. Das Landesorganisationsgesetz (LOG 
BE) ordnet Mobilität als eigenes Politikfeld ein und verpflichtet die zuständige Senatsverwaltung zur 
strategischen und wirkungsorientierten gesamtstädtischen Steuerung. Zu den Leitungsaufgaben ge-
hören ausdrücklich Zielsetzung und Priorisierung, Maßnahmen und Fortschritts- und Wirkungsbeobach-
tung, die Festlegung rechtlicher, organisatorischer und finanzieller Rahmenbedingungen sowie Pro-
zesse und Standards. Bemerkenswert ist dabei die neue Ergebnisorientierung: Die gesamtstädtische 
Steuerung umfasst grundsätzlich auch Verantwortung für den Erfolg bezirklicher Durchführungsaufga-
ben, soweit diese durch Steuerungsinstrumente beeinflusst werden können.87 

§ 19 LOG BE liefert die passende Vertragsarchitektur. Für die Dauer der Wahlperiode soll zwischen Re-
gierender Bürgermeisterin beziehungsweise Regierendem Bürgermeister und den Bezirksbürgermeis-
terinnen und Bezirksbürgermeistern eine Politische Zielvereinbarung zu gesamtstädtisch relevanten 
Zielen geschlossen werden. Darauf aufbauend schließen die fachlich zuständige Senatsverwaltung und 

 

85    Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (o. J.): Aufgaben der Straßenverkehrsbehörden. Die Bezirke sind ins-
besondere für Nebenstraßen und ruhenden Verkehr zuständig; Aufgaben im übergeordneten Straßennetz liegen grundsätzlich bei der 
zentralen Straßenverkehrsbehörde. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsmanagement/aufgaben-der-beho-
erden/. 

86   Hull, Angela (2008): Policy integration: What will it take to achieve more sustainable transport solutions in cities? Transport Policy 15(2), S. 
94–103. Die Fallstudie hebt die Bedeutung von Implementierungsinstrumenten, sektorübergreifender Zusammenarbeit sowie der Verfüg-
barkeit von Befugnissen und Ressourcen auf lokaler Ebene hervor. https://doi.org/10.1016/j.tranpol.2007.10.004. 

87    Land Berlin (2025): Landesorganisationsgesetz (LOG BE), insbesondere §§ 8–11. § 9 definiert Leitungsaufgaben der Senatsverwaltungen 
als strategische und wirkungsorientierte gesamtstädtische Steuerung und umfasst Ziele, Priorisierung, Fortschritts- und Wirkungsbe-
obachtung, Standards, Ressourcenrahmen sowie – soweit steuerbar – Verantwortung für den Erfolg bezirklicher Durchführungsaufga-
ben. Verkündet als Art. 1 Verwaltungsstrukturreformgesetz vom 10.07.2025, GVBl. S. 270 ff. https://www.berlin.de/sen/justiz/service/ge-
setze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsmanagement/aufgaben-der-behoerden/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsmanagement/aufgaben-der-behoerden/
https://doi.org/10.1016/j.tranpol.2007.10.004
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
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die zuständigen Bezirksamtsmitglieder Gesamtstädtische Zielvereinbarungen. Das Gesetz verlangt da-
rin mindestens übergeordnete Steuerungsziele, ein Leistungsversprechen gegenüber der Bevölkerung, 
Zeit- und Maßnahmenplan, Steuerungsstruktur, datenbasierte Kontrolle und Ressourcenbezug.88 

Berlin erprobt solche Vereinbarungen bereits in anderen Politikfeldern. Die Zielvereinbarung für die 
Standesämter 2026/27 verbindet berlinweite Leistungsziele mit einem Verteilungsmodell für zusätzli-
che Mittel; andere Zielvereinbarungen regeln etwa Mindestressourcen für Wahlämter oder gemeinsame 
Ziele für Sauberkeit und Ordnung im öffentlichen Raum.89 90 Damit ist der Mobilitätsvertrag keine insti-
tutionelle Neuerfindung, sondern die konsequente Anwendung eines neuen Berliner Steuerungsinstru-
ments auf ein Politikfeld, das besonders stark von ebenenübergreifender Zusammenarbeit abhängt. 

Auch die Ressourcenfrage ist inzwischen systematischer abgesichert. Das seit 17. Juni 2026 geltende 
Konnexitätsausführungsgesetz konkretisiert das Prinzip, dass neue oder veränderte bezirkliche Aufga-
ben mit einem angemessenen finanziellen und personellen Ausgleich verbunden werden müssen.91 Für 
zeitlich begrenzte, besonders komplexe oder bezirksübergreifende Vorhaben bietet § 20 LOG BE ergän-
zend Projektvereinbarungen. Sie können Zuständigkeiten, Leitung, Mitwirkungspflichten und Finanz-
mittel festlegen und sogar zeitlich begrenzte Aufgabenbündelungen ermöglichen.92 

 

So könnte der Berliner Mobilitätsvertrag 2026–2031 aufgebaut sein 

1. Politischer Rahmen für die Legislaturperiode: Eine politische Mobilitäts-Zielvereinbarung 
legt die gemeinsamen Ziele und Prioritäten für 2026–2031 fest. 

2. Verbindliche Vereinbarung zwischen Senat und Bezirken: Eine Gesamtstädtische Zielverein-
barung Mobilität übersetzt diese Ziele in gemeinsame Standards, Ressourcen und Verfahren – 
mit einem berlinweiten Kern und zwölf bezirklichen Umsetzungsanhängen. 

3. Vereinbarungen für besonders komplexe Vorhaben: Projektvereinbarungen regeln bei Be-
darf einzelne bezirksübergreifende Korridore oder Programme, wenn Zuständigkeiten, Mit-
wirkung und Finanzierung gesondert geklärt werden müssen. 

 

88    Land Berlin (2025): LOG BE, § 19 Politische und Gesamtstädtische Zielvereinbarungen. Gesamtstädtische Zielvereinbarungen enthalten 
mindestens Steuerungsziele, Leistungsversprechen, Zeit- und Maßnahmenplan, Steuerungsstruktur, datenbasierte Steuerung und Res-
sourcenbezug. https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-
304.pdf. 

89    Bezirksamt Mitte von Berlin (2026): Zielvereinbarung zur gesamtstädtischen Steuerung der Berliner Standesämter 2026/2027, BA-Vor-
lage Nr. 1131/2026. Für die Zielerreichung werden zusätzliche Mittel über ein Berechnungsmodell und Basiskorrektur verteilt. 
https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/bezirksamt/beschluesse-des-bezirksamts/2026/1131_bav_zv_standesaem-
ter.pdf. 

90    vgl. Der Regierende Bürgermeister von Berlin – Senatskanzlei (2026): Mehr Einheitlichkeit für ganz Berlin: Zielvereinbarungen als Erfolgs-
faktor der Verwaltungsreform, 05.01.2026; sowie Bezirksamt Mitte (2026): Zielvereinbarungen für Wahlen und für Sauberkeit und Ord-
nung im öffentlichen Raum. https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1629938.php. 

91    Land Berlin (2026): Gesetz zur Ausführung des Artikels 85 Absatz 3 Satz 1 der Verfassung von Berlin (Konnexitätsausführungsgesetz – 
KonnexAG), Gesetz vom 03.06.2026, verkündet am 16.06.2026 (GVBl. S. 249–250), in Kraft seit 17.06.2026. Ziel ist eine verbindliche Grund-
lage für Kostenfolgeabschätzung und Belastungsausgleich bei neuen oder veränderten bezirklichen Aufgaben. Beratungsverlauf und 
Gesetzesnachweis: https://pardok.parlament-berlin.de/portala/lobbyregister.tt.html ; Gesetzentwurf Drs. 19/3223: https://www.parla-
ment-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2847-v.pdf. 

92    Land Berlin (2025): LOG BE, § 20 Projektvereinbarungen. Projektvereinbarungen können für zeitlich begrenzte gesamtstädtische oder 
herausgehobene bezirkliche Vorhaben Ziele, Leitung, Mitwirkungspflichten, Zuständigkeiten, Finanzziele und Mittel regeln; auch zeitlich 
begrenzte Aufgabenbündelungen und Pilotverfahren sind möglich. https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnun-
gen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf. 

https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/bezirksamt/beschluesse-des-bezirksamts/2026/1131_bav_zv_standesaemter.pdf
https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/bezirksamt/beschluesse-des-bezirksamts/2026/1131_bav_zv_standesaemter.pdf
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1629938.php
https://pardok.parlament-berlin.de/portala/lobbyregister.tt.html
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2847-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2847-v.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
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Was der Mobilitätsvertrag verbindlich regeln sollte 

Der rechtliche Rahmen beantwortet noch nicht, wie die Zusammenarbeit zwischen Land und Bezirken 
praktisch ausgestaltet werden sollte. Dafür sind vor allem jene internationalen Erfahrungen relevant, die 
gesamtstädtische Ziele mit lokaler Umsetzung verbinden. Paris, London und Barcelona lösen dieses 
Verhältnis unterschiedlich; gemeinsam zeigen sie, dass lokale Verantwortung nicht im Widerspruch zu 
einem verbindlichen gesamtstädtischen Rahmen stehen muss. 

STADT MECHANISMUS SCHLUSSFOLGERUNG FÜR BERLIN 

Paris 

Zentrale Straßenraum- und Mobilitätsorganisation mit ter-
ritorialen Sektionen; ein stadtweiter Mobilitätsplan bündelt 
sektorale Programme und enthält Fortschritts- und Wir-
kungsbeobachtung. 

Das stärkste Vorbild für den Mobilitätsvertrag: 
lokale Programme werden nicht ersetzt, son-
dern verbindlich mit gesamtstädtischer Strate-
gie und Finanzierung verkoppelt. 

London 

Boroughs müssen strategiekonforme lokale Umsetzungs-
pläne vorlegen. TfL koppelt Leitfäden, Daten, mehrjährige 
Programme, Finanzierung und Fortschrittsmeldung; der 
Mayor verfügt zusätzlich über formale Genehmigungs- und 
Korrekturrechte.93 

Lokale Nähe muss nicht zu unterschiedlichen 
strategischen Welten führen. Einheitlicher 
fachlicher Rahmen und territoriale Umsetzung 
können zugleich bestehen. 

Barcelona 

Das Superblock-Programm wird als stadtweites Transfor-
mationsmodell verstanden; bei lokaler Umsetzung werden 
Nachbarschaften, Einrichtungen und weitere lokale Ak-
teure in Diagnose, Vorschläge und Ausführung eingebun-
den.94 

Lokale Beteiligung sollte die konkrete Umset-
zung qualifizieren, nicht bei jedem Projekt die 
gesamtstädtische Zielrichtung neu eröffnen. 

Auch London zeigt allerdings die Grenze vertraglicher Steuerung: Lokale Umsetzungspläne garantieren 
nicht automatisch, dass alle strategischen Ziele erreicht werden; 2026 wurde dort politisch erneut dar-
über gestritten, wie konsequent bestehende LIP-Verpflichtungen durchgesetzt werden sollen.95 Der 
Vertrag ersetzt damit weder politische Führung noch ausreichende Ressourcen und fachliche Kapazität. 
Er macht aber sichtbar, an welcher Stelle der Umsetzungskette ein Problem entsteht und wer es lösen 
muss. Für Berlin folgt daraus kein Modell maximaler Zentralisierung, sondern ein verbindlicher Rahmen 
für geteilte Verantwortung. Wie diese Verantwortung zwischen Land, Bezirken und gemeinsamer Steu-
erung verteilt werden sollte, ist deshalb der erste Regelungsgegenstand des Mobilitätsvertrags. 

Aufgaben: gesamtstädtisch steuern, lokal umsetzen 

Der Vertrag muss nicht jede bestehende Zuständigkeitsregel neu verhandeln. Er sollte vielmehr festle-
gen, wer in der gemeinsamen Umsetzungskette welche Verantwortung trägt. Die OECD empfiehlt für 

 

93 Transport for London / Greater London Authority: Local Implementation Plans. Nach dem Greater London Authority Act müssen Borough-
LIPs mit der Mayor’s Transport Strategy konsistent und für ihre Umsetzung ausreichend sein; der Mayor kann Änderungen verlangen. TfL 
prüft die Pläne und koppelt ihre Umsetzung an Finanzierung. https://www.london.gov.uk/decisions/dd2338-local-implementation-plan-
approvals-2019-batch-1 ; https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans. 

94 Ajuntament de Barcelona, Districte de Sant Martí (o. J.): Superilles a Sant Martí. Das stadtweite Superblock-Konzept wird lokal unter Betei-
ligung von Anwohnenden, Einrichtungen, stadtweiten Organisationen und Fachleuten in Diagnose, Vorschlägen und Umsetzung konkreti-
siert. https://ajuntament.barcelona.cat/santmarti/ca/lajuntament/estrategia-i-accio-de-govern/plans-i-projectes/superilles-sant-
marti. 

95 Mayor of London / London Assembly (2026): Delivery of borough Local Implementation Plans (3), Antwort vom 03.03.2026. Die Debatte 
zeigt, dass LIP-Strukturen allein keine Zielerreichung garantieren und die Frage ihrer konsequenten Umsetzung politisch fortbesteht. 
https://www.london.gov.uk/who-we-are/what-london-assembly-does/questions-mayor/find-an-answer/delivery-borough-local-imple-
mentation-plans-3. 

https://www.london.gov.uk/decisions/dd2338-local-implementation-plan-approvals-2019-batch-1
https://www.london.gov.uk/decisions/dd2338-local-implementation-plan-approvals-2019-batch-1
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://ajuntament.barcelona.cat/santmarti/ca/lajuntament/estrategia-i-accio-de-govern/plans-i-projectes/superilles-sant-marti
https://ajuntament.barcelona.cat/santmarti/ca/lajuntament/estrategia-i-accio-de-govern/plans-i-projectes/superilles-sant-marti
https://www.london.gov.uk/who-we-are/what-london-assembly-does/questions-mayor/find-an-answer/delivery-borough-local-implementation-plans-3
https://www.london.gov.uk/who-we-are/what-london-assembly-does/questions-mayor/find-an-answer/delivery-borough-local-implementation-plans-3
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Mehrebenensysteme eine Verbindung vertikaler Koordination – Zielabgleich, Fortschritts- und Wir-
kungsbeobachtung und Unterstützung – mit horizontaler Zusammenarbeit, um Doppelarbeit zu vermei-
den und Ressourcen zu bündeln.96 Für Berlin lässt sich daraus folgende Grundverteilung ableiten: 

AUFGABEN-
FELD 

LAND / SENAT BEZIRKE GEMEINSAM 

Ziele & Netze 
Gesamtstädtische Ziele, Netzprio-
ritäten, Wirkungskennzahlen und 
Prioritätsprogramme festlegen. 

Bezirkliche Ziele und Maßnah-
men daraus ableiten; lokale Zu-
satzprioritäten definieren. 

Vorhaben für die Wahlperiode 
vereinbaren und jährlich fort-
schreiben. 

Standards 
& Daten 

Mindeststandards, Musterpro-
zesse, Datenschnittstellen und 
zentrale Fachgrundlagen bereit-
stellen. 

Standards anwenden; lokale 
Abweichungen fachlich begrün-
den und dokumentieren. 

Standards regelmäßig anhand 
von Umsetzungserfahrung wei-
terentwickeln. 

Planung & Bau 

Übergeordnete beziehungsweise 
gesamtstädtische Vorhaben füh-
ren; zentrale Fach- und Umset-
zungskapazität bereitstellen. 

Örtliche Vorhaben planen, be-
auftragen, bauen und unterhal-
ten, soweit die Zuständigkeit 
dort liegt. 

Frühzeitige gemeinsame Projekt-
prüfung; bei Schnittstellen ein-
deutige Projektleitung festlegen. 

Verkehrs- 
regelung 

Zuständigkeiten im übergeordne-
ten Netz und gesamtstädtische 
verkehrliche Standards wahrneh-
men. 

Straßenverkehrsbehördliche 
Aufgaben im bezirklichen Zu-
ständigkeitsbereich wahrneh-
men. 

Rechtliche Prüfung parallel zur 
Planung organisieren statt erst 
am Prozessende. 

Beteiligung & 
Quartier 

Gesamtstädtische Kommunika-
tion, Grundsätze und überbezirkli-
che Beteiligung koordinieren. 

Lokales Wissen, Betroffene 
und politische Gremien vor Ort 
einbinden. 

Konflikte und Varianten früh 
transparent machen. 

Wirkung & 
Rechenschaft 

Berlinweite Indikatoren, Umset-
zungsübersicht und Evaluation 
verantworten. 

Einheitliche Daten liefern und 
lokale Umsetzung erläutern. 

Jährliche Überprüfung mit Ursa-
chenanalyse und Anpassungsent-
scheidungen. 

Die Leitlinie lautet: So viel Einheitlichkeit wie für Netzfunktion, Sicherheit, Barrierefreiheit und Ver-
lässlichkeit erforderlich – so viel lokale Entscheidung wie für ortsspezifische Lösungen sinnvoll. Auf-
gaben sollten nur dann weiter zentralisiert werden, wenn überbezirkliche Wirkung, hohe Schnittstellen-
dichte oder fehlende Möglichkeit zur stadtweiten Übertragung eine lokale Durchführung strukturell inef-
fizient machen. Genau diese Abwägung ist im LOG BE für gesamtstädtische Durchführungsaufgaben an-
gelegt.97 

Standards: gemeinsamer Rahmen, lokale Spielräume 

Verbindliche Standards sind der Kern des Vertrags, dürfen aber nicht mit Detailsteuerung verwechselt 
werden. § 17 LOG BE erlaubt der fachlich zuständigen Senatsverwaltung Verwaltungsvorschriften mit 
Wirkung für die Bezirke insbesondere dann, wenn einheitliches Verwaltungshandeln erforderlich ist; zu-
gleich müssen Ressourcenfolgen berücksichtigt und die Bezirke beteiligt werden. 98 Dieser Ansatz eig-
net sich für Mobilität: Der Senat sollte definieren, was berlinweit erreicht und eingehalten werden muss, 

 

96    OECD (2017): Multi-level Governance Reforms: Overview of OECD Country Experiences. OECD Multi-level Governance Studies. Erfolgrei-
che Mehrebenensteuerung verbindet klare Verantwortlichkeiten mit vertikaler und horizontaler Koordination. 
https://doi.org/10.1787/9789264272866-en. 

97   Land Berlin (2025): LOG BE, § 11 Abs. 3–5. Bei der Abgrenzung gesamtstädtischer Durchführungsaufgaben sind unter anderem überbezirk-
liche Wirkung, Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse und eine hohe Zahl von Schnittstellen zu berücksichtigen. https://www.ber-
lin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf. 

98    Land Berlin (2025): LOG BE, §§ 16–17. Verwaltungsvorschriften mit Wirkung für die Bezirke sollen insbesondere erlassen werden, wenn ein 
einheitliches Verwaltungshandeln erforderlich ist. https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-
nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf. 

https://doi.org/10.1787/9789264272866-en
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2025/ausgabe-nr-19-vom-2372025-s-265-304.pdf
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nicht jede lokale Entwurfsentscheidung vorwegnehmen. Zum gemeinsamen Mindeststandard sollte 
auch gehören, unterschiedliche Alltagsmobilitäten systematisch zu berücksichtigen. Internationale 
Forschung ebenso wie unsere Untersuchungen zu gendergerechter Mobilität in Berlin zeigen, dass Er-
reichbarkeit nicht allein eine Frage von Entfernung oder technischer Begehbarkeit ist.99 Wegeketten, 
Barrierefreiheit, Querungssicherheit, Aufenthaltsqualität sowie soziale und räumliche Sicherheit beein-
flussen, ob Angebote im Alltag tatsächlich nutzbar sind. Solche Kriterien sollten deshalb in Fußver-
kehrschecks, Priorisierung und Wirkungsbeobachtung berlinweit mitgeführt und – soweit methodisch 
sinnvoll – nach unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen ausgewertet werden.100 

STANDARD BERLINWEITER KERN 

Netz & Priorisierung 
Ein gemeinsames Prioritätsnetz und nachvollziehbare Kriterien: Verkehrssicherheit, Erreichbar-
keit, Netzlücke, ÖPNV-Wirkung, soziale und räumliche Dringlichkeit. 

Entwurf & Qualität 
Verbindliche Mindestanforderungen für Sicherheit, Barrierefreiheit, Breiten, Querungen, Haltestel-
len, Baustellenführung und klimaangepassten Straßenraum; standardisierte Regel- und Musterlö-
sungen. 

Projektreife 
Ein einheitliches Stufenmodell von Vorprüfung bis baureifem Projekt mit klaren Nachweisen zu 
Recht, Leitungen, Kosten, Beteiligung und Betrieb. 

Prozess 
Gemeinsame Fristen, parallele Stellungnahmen und definierte Eskalationspunkte; frühe Einbin-
dung von Straßenverkehrsbehörden, Tiefbau, ÖPNV und Leitungsträgern. 

Daten & Wirkung 
Einheitliche Datendefinitionen, Projektkennungen und Wirkungsindikatoren; Daten nur einmal er-
fassen und für Steuerung wie Öffentlichkeit weiterverwenden. 

Beteiligung 
Ein berlinweiter Mindeststandard für Transparenz und Beteiligung; Umfang und Format werden an 
Konfliktintensität, Projektgröße und lokalen Kontext angepasst. 

London zeigt, wie solche Standards mit lokaler Programmhoheit verbunden werden können. Jeder 
Borough muss in einem lokalen Umsetzungsplan darlegen, wie er die Mayor’s Transport Strategy lokal 
umsetzt. Transport for London stellt dafür gemeinsame Leitfäden und Daten bereit; die Boroughs ent-
wickeln darauf ihre eigenen Programme.101 Paris löst die Nähe zum Ort anders: Die zentrale Direction de 
la Voirie et des Déplacements arbeitet mit sechs territorialen Straßenraumsektionen, die lokale Maß-
nahmen untersuchen und den öffentlichen Straßenraum vor Ort betreuen, ohne eine eigenständige 
städtische Mobilitätsstrategie je Arrondissement zu erzeugen.102 Für Berlin folgt daraus keine instituti-
onelle Kopie, sondern ein Prinzip: lokale Kenntnis innerhalb eines gemeinsamen fachlichen Rahmens. 

 

99    OECD (2023): Assessing gender equality in transport policies. In: Joining Forces for Gender Equality: What is Holding us Back? OECD 
Publishing, Paris. https://www.oecd.org/en/publications/joining-forces-for-gender-equality_67d48024-en.html. 

100    STRATMO (2026): Gendergerecht zu Fuß. Wissenschaftliche Untersuchung zur gendersensiblen Planung von Fußverkehr am Beispiel von 
Charlottenburg-Wilmersdorf. Forschungsbericht 03/2026. Berlin: STRATMO – Strategische Mobilitätsplanung. 
https://doi.org/10.26128/2026.6. 

101    Transport for London (2026): Local Implementation Plans. Jeder London Borough legt dar, wie er die Ziele der Mayor’s Transport Stra-
tegy lokal umsetzt; TfL stellt Leitfäden, Daten und gemeinsame Anforderungen bereit. https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-commu-
nities/local-implementation-plans 

102    Ville de Paris (2026): Effectuer des travaux sur la voie publique. Die Direction de la Voirie et des Déplacements arbeitet mit sechs de-
zentralen Sections Territoriales de Voirie, die lokale Umgestaltungen untersuchen und den öffentlichen Straßenraum in Verbindung mit 
der Zentrale betreuen. Aktualisiert 21.05.2026. https://www.paris.fr/pages/effectuer-des-travaux-sur-la-voie-publique-3506/ ; vgl. Ville 
de Paris (2025): neue Organisation der Direction de la Voirie et des Déplacements. https://bovp.apps.paris.fr/doc_num_data.php?expl-
num_id=41234 

https://www.oecd.org/en/publications/joining-forces-for-gender-equality_67d48024-en.html
https://doi.org/10.26128/2026.6
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://www.paris.fr/pages/effectuer-des-travaux-sur-la-voie-publique-3506/
https://bovp.apps.paris.fr/doc_num_data.php?explnum_id=41234
https://bovp.apps.paris.fr/doc_num_data.php?explnum_id=41234
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Finanzierung: mehrjährige Programme statt Einzelbewilligungen 

Verbindliche Zielvereinbarungen funktionieren nur, wenn die Mittel genauso planbar sind wie die Ziele. 
Die Finanzierung sollte deshalb nicht primär an einzelne, jährlich neu zu beantragende Maßnahmen ge-
koppelt werden, sondern an mehrjährige bezirkliche Umsetzungsprogramme. London verbindet LIPs 
mit einem dreijährigen Rahmenprogramm, das jährlich überprüft und für das folgende Haushaltsjahr 
konkretisiert wird. Ein Teil der Mittel wird nach einer mit den Boroughs abgestimmten Formel verteilt, 
andere Programme werden nach fachlichen Kriterien vergeben; Fortschritt und Mittelabruf laufen über 
ein gemeinsames Portal.103 

Für Berlin bietet sich ein dreiteiliges Modell an. Der größte Anteil wird als mehrjähriges Grundbudget 
nach transparenten Struktur- und Bedarfsindikatoren verteilt – beispielsweise Einwohnerzahl, Umfang 
und Zustand des Straßennetzes, Unfallbelastung, soziale und räumliche Anforderungen sowie Umfang 
vereinbarter gesamtstädtischer Netze. Ein zweiter Anteil finanziert prioritäre Programme mit beson-
ders hoher gesamtstädtischer Wirkung, etwa sichere Kreuzungen, Schulwege, Busbeschleunigung oder 
Netzlückenschlüsse. Ein dritter, kleinerer Transformations- und Reservefonds finanziert zusätzliche 
Planungskapazität, schwierige Vorleistungen oder Projekte, die kurzfristig zwischen Bezirken nach Pro-
jektreife verschoben werden können. Die Gewichtung der Kriterien sollte vor Einführung anhand vergan-
gener Projekt- und Haushaltsdaten simuliert und anschließend regelmäßig überprüft werden. 

Dabei müssen nicht nur Baukosten berücksichtigt werden. OECD-Analysen zeigen, dass lokale Investi-
tionsfähigkeit von der Ausgestaltung intergouvernementaler Finanzierung, eigener Kapazität und ver-
lässlichen mehrjährigen Rahmenbedingungen abhängt; lokale Ebenen tragen in OECD-Staaten im 
Durchschnitt einen erheblichen Anteil der öffentlichen Investitionen.104 Ein Berliner Mobilitätsbudget 
muss deshalb Personal, Planung, Vermessung, Beteiligung, Gutachten, Bau, Daten und Evaluation als 
zusammenhängende Umsetzungskosten behandeln. Neue oder qualitativ veränderte Aufgaben dürfen 
nicht ohne Prüfung des Personal- und Sachmittelbedarfs auf die Bezirke verlagert werden. 

Finanzierungsprinzip 
Mehrjährige Vorhabenplanung braucht eine ebenso verlässliche haushaltsrechtliche Absicherung. 
Doppelhaushalte, Verpflichtungsermächtigungen und – soweit zulässig – übertragbare Ansätze soll-
ten so genutzt werden, dass planmäßig mehrjährige Projekte nicht allein am Wechsel des Haushalts-
jahres scheitern. Nicht benötigte Mittel können nach gemeinsamer Projektprüfung transparent auf 
andere baureife Vorhaben innerhalb des Programms umgesteuert werden. Die Budgetentscheidun-
gen des Abgeordnetenhauses bleiben davon unberührt. 

Rechenschaft: Fortschritt und Ursachen sichtbar machen 

Rechenschaft ist notwendig, weil gesamtstädtische Ziele und öffentliche Mittel sonst voneinander ent-
koppelt bleiben. Sie muss jedoch so gestaltet werden, dass sie Problemlösung statt strategisches Be-
richtswesen fördert. Die OECD weist für leistungsorientierte öffentliche Investitionssysteme darauf hin, 

 

103    Transport for London (2026): Local Implementation Plans / LIP Funding. Die Programme enthalten einen dreijährigen Rahmen, werden 
jährlich überprüft und durch ein detailliertes Jahresprogramm konkretisiert. Ein Teil der Mittel wird formelbasiert vergeben; weitere 
Programme werden fachlich bewertet. Ein gemeinsames Boroughs Portal dient Mittelverwaltung und Fortschrittsmeldung. 
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans. 

104    Vammalle, Camila; Bambalaite, Indre (2021): Funding and financing of local government public investment: A framework and application 
to five OECD Countries. OECD Working Papers on Fiscal Federalism No. 34. Lokale Regierungen tragen im OECD-Durchschnitt einen gro-
ßen Teil der öffentlichen Investitionen; ihre Investitionsfähigkeit hängt wesentlich von Finanzierungsarchitektur und institutionellen 
Rahmenbedingungen ab. https://doi.org/10.1787/162d8285-en. 

https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://doi.org/10.1787/162d8285-en
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dass Verantwortungszurechnung in Mehrebenensystemen schwierig ist und schlecht konstruierte An-
reizsysteme sowie Systeme der Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung zusätzliche Bürokratie oder 
Fehlanreize erzeugen können.105 Der Mobilitätsvertrag sollte deshalb nicht Bezirke anhand weniger Um-
setzungszahlen gegeneinander ausspielen. 

Die gemeinsame Umsetzungsübersicht sollte drei Ebenen unterscheiden: Ressourcen und Vorausset-
zungen (Personal, Budget, Projektreife), Umsetzung (Meilensteine, Entscheidungen, Vergaben, Baufort-
schritt) und Wirkung (Verkehrssicherheit, Erreichbarkeit, Barrierefreiheit, Zuverlässigkeit, Netzqualität 
und ausgewählte Umweltwirkungen). Für Abweichungen wird zusätzlich eine Ursache dokumentiert: be-
zirkliche Steuerung, Senatsentscheidung, Finanzierung, Recht, Vergabe, Leitungen oder externe Ab-
hängigkeit. Dadurch wird sichtbar, wo nachgesteuert werden muss, ohne daraus eine pauschale Rang-
liste der Bezirke abzuleiten. 

Vorgesehen werden sollte eine vierteljährliche operative Programmsteuerungsrunde zwischen Sen-
MVKU und Bezirken, ein halbjährlicher Steuerungskreis auf Leitungsebene und ein öffentlicher Jahres-
bericht. Bestehende Berliner Zielvereinbarungen nutzen bereits Steuerungskreise, in denen Bezirke, 
Fachverwaltung und Finanzperspektive zusammenkommen.106 Das in Kapitel 4 vorgeschlagene Mobili-
tätsobservatorium übernimmt die unabhängige Wirkungsbeobachtung; die Stabsstelle Mobilitätssteu-
erung berichtet dagegen über Umsetzungsfortschritt, Entscheidungen und Risiken. Paris ergänzt sei-
nen lokalen Mobilitätsplan inzwischen durch einen Indikatorensatz für nahezu alle Ziele; sein Mobilitäts-
observatorium veröffentlicht regelmäßig Daten und Jahresbilanzen.107 

Vom politischen Ziel zum bezirklichen Vorhabenplan 

Entscheidend ist, dass die einzelnen Bausteine des Mobilitätsvertrags nicht nebeneinanderstehen, son-
dern eine durchgängige Steuerungskette bilden. Politische Ziele für die Legislaturperiode werden dafür 
zunächst in berlinweite Standards, Finanzierungsregeln und gemeinsame Programmziele übersetzt. Die 
bezirklichen Umsetzungsanhänge konkretisieren anschließend, welche Vorhaben mit welchen Ressour-
cen und in welchem Zeitraum tatsächlich bearbeitet werden können. Für besonders komplexe oder be-
zirksübergreifende Vorhaben kommen Projektvereinbarungen hinzu. So entsteht aus einer politischen 
Zielvereinbarung schrittweise ein belastbarer Vorhabenplan, der gesamtstädtische Verbindlichkeit mit 
lokaler Umsetzungsverantwortung verbindet. Die folgende Zielarchitektur zeigt dieses Zusammenspiel 
der Ebenen; der Umsetzungspfad ordnet ihren Aufbau über die Legislaturperiode. 

 

105 OECD (2018): Incentivising performance in public investment policies delivered at national and subnational levels: Managing across tem-
poral and institutional horizons. OECD Regional Development Papers No. 90. Der Bericht diskutiert insbesondere Mess-, Zurechnungs- 
und Fehlanreizprobleme leistungsorientierter Steuerung in Mehrebenensystemen. https://doi.org/10.1787/0e7cd4af-en. 

106  Der Regierende Bürgermeister von Berlin – Senatskanzlei (2026): Gesamtstädtische Zielvereinbarungen als Instrument der Verwaltungs-
reform. Bestehende Vereinbarungen arbeiten mit gemeinsam besetzten Steuerungskreisen und datengestützter Fortschrittskontrolle. 
Vgl. Informationsflyer „Gemeinsam mehr erreichen – datengestützt steuern mit Gesamtstädtischen Zielvereinbarungen“. 
https://www.berlin.de/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/flyer-gesamtstaedtische-zielvereinbarungen.pdf. 

107 Ville de Paris (2025/2026): Plan local de mobilité und Observatoire parisien des mobilités. Der 2025 verabschiedete PLM wurde um einen 
Indikatorensatz für nahezu alle 18 Ziele ergänzt; das Observatorium veröffentlicht Quartals- und Jahresbilanzen sowie offene Mobilitäts-
daten. https://www.paris.fr/pages/paris-lance-son-plan-local-de-mobilite-26709 ; https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-
des-mobilites-33972. 

https://doi.org/10.1787/0e7cd4af-en
https://www.berlin.de/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/flyer-gesamtstaedtische-zielvereinbarungen.pdf
https://www.paris.fr/pages/paris-lance-son-plan-local-de-mobilite-26709
https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-des-mobilites-33972
https://www.paris.fr/pages/l-observatoire-parisien-des-mobilites-33972
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Abbildung 6: Zielarchitektur und Kernprinzip des Berliner Mobilitätsvertrags auf vier Ebenen (eigene Darstellung mit gemini) 

Umsetzungspfad: Berliner Mobilitätsvertrag 

 

Erste 100 Tage

- Mobilität in die politische Zielvereinbarung nach § 19 LOG BE aufnehmen
- fünf Prioritätsprogramme festlegen
- SenMVKU, SenFin und Bezirke setzen eine gemeinsame Verhandlungsgruppe ein
- Ausgangsdaten und bestehende Mittelströme offenlegen

Erstes Jahr

- Gesamtstädtische Zielvereinbarung Mobilität einschließlich Standards, Datenmodell und 
Finanzierungsregeln abschließen

- zwölf Umsetzungsanlagen vereinbaren
- erstes dreijähriges Programm 2027–2029 beschließen
- eine gemeinsame digitale Vorhabenübersicht einführen

2028-2029

- Mittel nach Fortschritt und Projektreife innerhalb des vereinbarten Rahmens flexibel steuern
- Standards und Verfahren nach den ersten Überprüfungen vereinfachen
- für besonders komplexe Korridore Projektvereinbarungen abschließen
- Unabhängig prüfen, ob Laufzeiten, Projektreife, Mittelabfluss und Wirkungsindikatoren sich verbessern
- Finanzierungsformel und Zuständigkeitszuschnitt gegebenenfalls anpassen.

Bis 
Legislaturende

- Öffentlichen Erfüllungsbericht vorlegen: Was wurde zugesagt, was umgesetzt, welche Wirkungen sind 
sichtbar und welche Abweichungen lagen bei Politik, Senat, Bezirk oder externen Abhängigkeiten

- Vertrag für die folgende Wahlperiode aus den Ergebnissen fortschreiben
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6 Fünf Programme für die nächste Legislaturperiode 

Wenige Prioritäten, berlinweit und sichtbar umsetzen 

Berlin verfügt bereits über Strategien, Fachpläne, gesetzliche Ziele und umfangreiche Maßnahmenka-
taloge. Was für die nächste Legislaturperiode fehlt, ist deshalb keine weitere Liste von Einzelmaßnah-
men, sondern eine überschaubare Zahl gesamtstädtischer Programme, an denen politische Prioritäten, 
Verwaltungsverantwortung, Finanzierung und Wirkung sichtbar zusammenlaufen. Fünf Programme 
sollten die bestehenden Planwerke in eine wiederholbare Umsetzung übersetzen: sicher, verlässlich, 
netzorientiert, klimaangepasst und wirtschaftsfreundlich. 

Sie bilden bewusst nicht die gesamte Berliner Mobilitätspolitik ab. Schieneninfrastruktur, Angebots- 
und Tarifpolitik, regionale Verkehre sowie Erhalt und Sanierung der bestehenden Infrastruktur bleiben 
eigenständige Kernaufgaben. Die fünf Programme konzentrieren sich auf Handlungsfelder, an denen 
sich die gemeinsame Umsetzungsfähigkeit von Senat, Bezirken und weiteren Trägern besonders unmit-
telbar beweisen muss. 

Programmstruktur 
Die fünf Programme sind keine neue Planungsebene. Sie bündeln bereits beschlossene Ziele und In-
strumente in umsetzungsfähige Programmpakete. Jedes Programm erhält eine verantwortliche Pro-
grammleitung, einen berlinweiten Standardbaukasten, eine räumliche Prioritätenliste, ein mehrjähri-
ges Budget mit jährlicher Fortschreibung und wenige öffentlich berichtete Ergebnisindikatoren. Die 
nachfolgenden Zielwerte markieren zunächst politische Orientierungsgrößen; im ersten Jahr werden 
sie anhand des vorhandenen Projektbestands, der personellen Kapazitäten und des Finanzierungs-
rahmens überprüft und als belastbare Zielkorridore festgelegt. Damit werden politische Ambition und 
tatsächliche Umsetzungskapazität von Beginn an miteinander verbunden. 

Warum fünf Programme statt weiterer Einzelmaßnahmen 

Berlin beginnt nicht bei null. Der Stadtentwicklungsplan Mobilität und Verkehr 2030 bildet den strategi-
schen Rahmen; das Verkehrssicherheitsprogramm 2030 enthält 60 Maßnahmen, der Radverkehrsplan 
ein stadtweites Zielnetz, der Fußverkehrsplan entwickelt Standards und Modellprojekte, der Nahver-
kehrsplan setzt Qualitätsanforderungen für Bus und Bahn und das Integrierte Wirtschaftsverkehrskon-
zept bündelt die Anforderungen des Güter- und Personenwirtschaftsverkehrs.108 109 Die Herausforderung 
liegt damit weniger in der Formulierung weiterer Maßnahmen als in deren Priorisierung, zeitlichen Staf-
felung und stadtweiten Umsetzung. 

Die Forschung zu nachhaltiger urbaner Mobilität spricht dafür, Maßnahmen nicht isoliert, sondern als 
miteinander abgestimmte Maßnahmenbündel zu behandeln. Einzelmaßnahmen können sich gegenseitig 
verstärken, negative Nebenwirkungen ausgleichen und politische wie administrative Ressourcen auf 
wenige Wirkungszusammenhänge konzentrieren.110 Auch die europäische SUMP-Systematik verbindet 
strategische Ziele ausdrücklich mit integrierter Umsetzung, Beteiligung und Evaluation. Für Berlin folgt 

 

108  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt: StEP Mobilität und Verkehr 2030; Verkehrssicherheitsprogramm 
2030; Radverkehrsplan; Fußverkehrsplan; Nahverkehrsplan. Überblick: https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/. 

109  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2021): Integriertes Wirtschaftsverkehrskonzept Berlin 2021. 
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/integriertes-wirtschaftsverkehrskonzept-iwvk/. 

110  Valdes, C.; Monzon, A.; Benitez, F. G. (2016): Sustainable urban transportation strategies: Searching for synergies. KSCE Journal of Civil 
Engineering 20(3), S. 1066–1075. https://doi.org/10.1007/s12205-016-0685-0. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/integriertes-wirtschaftsverkehrskonzept-iwvk/
https://doi.org/10.1007/s12205-016-0685-0
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daraus: Die nächste Regierung sollte wenige Programme politisch priorisieren, vollständig finanzieren 
und über mehrere Jahre konsequent umsetzen.111 

PROGRAMM WAS GEBÜNDELT WIRD PRIMÄRE WIRKUNG ORIENTIERUNGSWERT BIS 2031 

1 · Sichere Wege 
Schul- und Kitaumfelder; si-
chere Knoten und Querungen 

Verkehrssicherheit; 
selbstständige Mobilität 
von Kindern 

50 Schulumfelder  
+ 20 Risikoknoten/Jahr 

2 · Bus & Tram voran 
Bus- und Tramkorridore be-
schleunigen 

Reisezeit, Zuverlässigkeit, 
betriebliche Effizienz 

30 Korridore bis 2031 
 ≥ 10 % Reisezeitgewinn 

3 · Netze ohne Lücken 
Kritische Lücken im Fuß- und 
Radnetz schließen 

Netzqualität statt isolier-
ter Kilometer 

Top 100; ≥ 20 prioritäre Lü-
cken/Jahr 

4 · Lebenswerte Kieze 
Verkehrsberuhigung, Entsie-
gelung, Begrünung, Regen-
wasser 

Sicherheit, Aufenthalts-
qualität, Klimaresilienz 

12 Quartiersprogramme/Jahr; 
mind. 1 je Bezirk 

5 · Stadtlogistik 
Lieferflächen, Ladezonen, 
Mikrodepots, digitale Bord-
steinsteuerung 

Erreichbarkeit und effizi-
ente Wirtschaftsverkehre 

Lieferflächennetz + 10–15 Erpro-
bungsräume bis 2031 

 

 Programm 1 · Sichere Schulwege und Kreuzungen 

Verkehrssicherheit eignet sich als erstes 
Leitprogramm, weil sie ein verkehrsmit-
telübergreifendes Ziel ist und unmittel-
bar an bestehende Berliner Verpflichtun-
gen anknüpft. 2025 wurden in Berlin 1.840 
Menschen schwer verletzt und 37 getö-
tet; 60 Prozent der Todesopfer waren zu 
Fuß oder mit dem Fahrrad unterwegs. Die 
häufigsten Unfallursachen blieben Fehler 
beim Abbiegen, Vorfahrtverstöße und 
nicht angepasste Geschwindigkeit.112 Das 
Verkehrssicherheitsprogramm 2030 
identifiziert fünf Handlungsschwer-
punkte – darunter Fußverkehr beim Que-
ren, Radverkehr an Knotenpunkten sowie 
Kinder und Jugendliche –, die zusammen 
rund 84 Prozent des schweren Unfallge-
schehens abbilden.113 

 

111  Europäische Kommission (2024): Sustainable urban mobility planning and monitoring. https://transport.ec.europa.eu/transport-the-
mes/urban-transport/sustainable-urban-mobility-planning-and-monitoring_en. 

112  Polizei Berlin; Senatsverwaltung für Inneres und Sport; SenMVKU (2026): Bilanz zur Verkehrssicherheitslage 2025 in Berlin. 1.840 Schwer-
verletzte, 37 Getötete; 60 Prozent der Getöteten waren Radfahrende oder zu Fuß Gehende. https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldun-
gen/2026/pressemitteilung.1649161.php. 

113   Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2025): Verkehrssicherheitsprogramm Berlin 2030. Die fünf Hand-
lungsschwerpunkte Fußverkehr beim Queren, Radverkehr an Knotenpunkten, motorisierter Verkehr an Knotenpunkten, Kinder/Jugendli-
che und Seniorinnen/Senioren bilden rund 84 Prozent des schweren Unfallgeschehens ab. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-
und-verkehr/verkehrspolitik/verkehrssicherheit/verkehrssicherheitsprogramm/. 

Abbildung 7: Schulzone in der Singerstraße – sichere und selbstständige 
Wege als Ziel der Schulstraßengestaltung (eigene Aufnahme) 

https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/urban-transport/sustainable-urban-mobility-planning-and-monitoring_en
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/urban-transport/sustainable-urban-mobility-planning-and-monitoring_en
https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/2026/pressemitteilung.1649161.php
https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/2026/pressemitteilung.1649161.php
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/verkehrssicherheit/verkehrssicherheitsprogramm/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/verkehrssicherheit/verkehrssicherheitsprogramm/
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Berlin sollte daraus ein sichtbares Umsetzungsprogramm machen. Im Schuljahr 2025/26 gibt es 385 öf-
fentliche Grundschulen; einschließlich freier Träger und weiterer Grundschulangebote sind es mehr als 
450 Standorte. In den ersten zwölf Monaten sollte für alle Grundschulen eine standardisierte Sicher-
heitsprüfung erfolgen. Anschließend werden jährlich rund 50 prioritäre Schulumfelder und 20 besonders 
unfallauffällige Knoten in einem festen Programm umgesetzt. Der Maßnahmenbaukasten reicht von 
Gehwegvorstreckungen, Querungshilfen und Sichtfreihaltung bis zu Schulstraßen, Tempoanpassungen 
und der Neuordnung von Hol- und Bringverkehren.114 

Internationale Programme zeigen, dass Schulumfelder in größerer Zahl nach wiederkehrenden Stan-
dards bearbeitet werden können. Paris hat bis September 2025 mehr als 300 „Rues aux écoles“ einge-
richtet, davon rund 100 baulich umgestaltet und begrünt.115 Barcelona hatte bereits bis 2023 die Umfel-
der von 217 Schulen im Programm „Protegim les Escoles“ transformiert.116 London berichtet von rund 500 
School Streets. Welche jährliche Größenordnung für Berlin tatsächlich erreichbar ist, sollte aus dem vor-
handenen Projektbestand und den verfügbaren Umsetzungskapazitäten abgeleitet werden.117 Eine aktu-
elle natürliche Experimentstudie zeigt zudem, dass School-Street-Interventionen die aktive Mobilität 
und die wahrgenommene Verkehrssicherheit von Kindern verbessern können.118 

 

Erfolgskriterium 
Nicht die Zahl aufgestellter Poller oder angeordneter Tempo-30-Abschnitte zählt, sondern ob Kinder 
ihre Schule sicherer und selbstständiger erreichen. Zentrale Kennzahlen: behandelte Schulumfelder 
und Knoten, gemessene Kfz-Geschwindigkeiten, Konflikt- und Unfallentwicklung, Anteil aktiver 
Schulwege und subjektive Sicherheit. 

 

114  Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie (2025): Schulstart 2025/2026. Berlin zählt 385 öffentliche Grundschulen; die Senats-
verwaltung weist insgesamt 457 Grundschulen in öffentlicher und freier Trägerschaft einschließlich entsprechender Angebote aus. 
https://www.berlin.de/sen/bjf/service/presse/pm-schulstart-2025_2026.pdf. 

115  Ville de Paris (2025): Plus de 300 « rues aux écoles » dans Paris. Zum Schuljahresbeginn 2025 waren mehr als 300 Straßen an Schulen 
verkehrsberuhigt; rund 100 waren baulich umgestaltet und begrünt. https://www.paris.fr/pages/57-nouvelles-rues-aux-ecoles-dans-
paris-8197. 

116  Universitat Autònoma de Barcelona (2023): La pacificació dels entorns escolars fomenta la convivència i la salut ciutadana. Der Beitrag 
fasst die Evaluation des Programms „Protegim les Escoles“ zusammen und nennt 217 bis 2023 umgestaltete Schulumfelder. 
https://www.uab.cat/web/sala-de-premsa/detall-noticia/la-pacificacio-dels-entorns-escolars-fomenta-la-convivencia-i-la-salut-
ciutadana-1345829508832.html?detid=1345902929044. 

117  Transport for London (2026): Local Implementation Plans. TfL berichtet unter anderem von rund 500 School Streets in London. 
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans. 

118  Dowling, L.; Arthurs-Hartnett, S.; Ortegon-Sanchez, A. et al. (2025): The effect of a School Street intervention on children’s active travel, 
satisfaction with their street, and perception of road safety: a natural experimental evaluation. BMC Public Health 25, 2207. 
https://doi.org/10.1186/s12889-025-23236-8. 

https://www.berlin.de/sen/bjf/service/presse/pm-schulstart-2025_2026.pdf
https://www.paris.fr/pages/57-nouvelles-rues-aux-ecoles-dans-paris-8197
https://www.paris.fr/pages/57-nouvelles-rues-aux-ecoles-dans-paris-8197
https://www.uab.cat/web/sala-de-premsa/detall-noticia/la-pacificacio-dels-entorns-escolars-fomenta-la-convivencia-i-la-salut-ciutadana-1345829508832.html?detid=1345902929044
https://www.uab.cat/web/sala-de-premsa/detall-noticia/la-pacificacio-dels-entorns-escolars-fomenta-la-convivencia-i-la-salut-ciutadana-1345829508832.html?detid=1345902929044
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://doi.org/10.1186/s12889-025-23236-8
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 Programm 2 · Bus und Straßenbahn verlässlich beschleunigen 

Beim Berliner Oberflächen-ÖPNV liegt ein 
zentraler Hebel nicht nur im zusätzlichen 
Angebot, sondern in der Geschwindigkeit 
und Planbarkeit des bestehenden Be-
triebs. Die durchschnittliche Reisege-
schwindigkeit der Berliner Busse lag 
2025 bei 17,8 km/h und damit praktisch 
auf dem Niveau von 2019 mit 17,9 km/h.119 
Gleichzeitig hat die BVG die betriebliche 
Zuverlässigkeit – also den Anteil tatsäch-
lich durchgeführter Fahrten – zuletzt 
deutlich stabilisiert.120 Das zeigt: Fahr-
zeug- und Personalverfügbarkeit sind 
eine Voraussetzung, lösen aber nicht das 
Straßenraumproblem. Ein Bus, der zuver-
lässig kommt, aber anschließend im 
Mischverkehr steht, bleibt für Fahrgäste 
und Betrieb teuer. 

Das Programm „Bus & Tram voran“ sollte daher 30 hochbelastete Korridore bis 2031 priorisieren. Für je-
den Korridor werden BVG, Verkehrsmanagement, Straßenbaulastträger und Bezirke in einem gemein-
samen Umsetzungsteam zusammengeführt. Der Maßnahmenbaukasten umfasst durchgängige Busspu-
ren mit langen Betriebszeiten, signaltechnische Bevorrechtigung, konfliktarme Haltestellen, konse-
quente Freihaltung von Halte- und Lieferbereichen, Baustellenkoordination und – wo betrieblich sinnvoll 
– Haltestellenkaps. 

London behandelt Busbeschleunigung als eigenes gesamtstädtisches Programm. TfL verfolgt das Ziel, 
Busreisezeiten gegenüber 2015 um zehn Prozent zu verkürzen, baut zusätzliche Busspuren und kombi-
niert Infrastruktur, Signalsteuerung, Bewirtschaftung des Straßenrands und Durchsetzung.121 Die For-
schung zur ÖPNV-Zuverlässigkeit unterstreicht, dass kurze und vor allem konsistente Reisezeiten für 
Fahrgäste zentral sind und zugleich betriebliche Kosten reduzieren können.122 Für Berlin sollte deshalb 
auf behandelten Korridoren ein Reisezeitgewinn von mindestens zehn Prozent angestrebt und zusätz-
lich die Reisezeitstreuung öffentlich ausgewiesen werden. 

 

119  Abgeordnetenhaus von Berlin (2026): Schriftliche Anfrage 19/25250 „Was tut der Senat für die Busbeschleunigung?“. Nach Angaben der 
BVG betrug die durchschnittliche Reisegeschwindigkeit im Busverkehr 17,9 km/h im Jahr 2019 und 17,8 km/h im Jahr 2025. 
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25250.pdf. 

120  Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) (2026): Die Bilanz stimmt: BVG schafft 2025 die Trendwende. Im ersten Quartal 2026 lag die Zuverlässig-
keit des Busverkehrs bei 99,4 Prozent und der Straßenbahn bei 99 Prozent; die Kennzahl misst den Anteil tatsächlich durchgeführter 
planmäßiger Fahrten. https://www.bvg.de/de/unternehmen/medienportal/pressemitteilungen/20260430-pm-bilanz-stimmt. 

121  Transport for London (o. J.): 25x25 bus priority programme / Improving buses. TfL will zusätzliche Busspuren schaffen und verfolgt das 
Ziel, Busreisezeiten gegenüber 2015 um zehn Prozent zu verkürzen; eingesetzt werden u. a. Busspuren, Signalpriorisierung und Bord-
steinmanagement. https://tfl.gov.uk/modes/buses/bus-priority-programme. 

122 Diab, E. I.; Badami, M. G.; El-Geneidy, A. M. (2015): Bus Transit Service Reliability and Improvement Strategies: Integrating the Perspec-
tives of Passengers and Transit Agencies in North America. Transport Reviews 35(3), S. 292–328. 
https://doi.org/10.1080/01441647.2015.1005034. 

Abbildung 8: Fahrgastinformation bei Störungen im Straßenbahnverkehr 
– Zuverlässigkeit als zentrale Qualität des ÖPNV (eigene Aufnahme) 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-25250.pdf
https://www.bvg.de/de/unternehmen/medienportal/pressemitteilungen/20260430-pm-bilanz-stimmt
https://tfl.gov.uk/modes/buses/bus-priority-programme
https://doi.org/10.1080/01441647.2015.1005034
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 Programm 3 · Fuß- und Radnetze ohne Lücken 

Berlin verfügt im Radverkehr über ein 
planerisches Zielnetz von rund 2.376 Kilo-
metern, davon 871 Kilometer Vorrang-
netz. Die Senatsverwaltung weist selbst 
darauf hin, dass das Netz die konzeptio-
nelle Grundlage bildet, die konkrete Pla-
nung und Umsetzung aber erst vor Ort er-
folgen muss.123 Beim Fußverkehr entsteht 
mit dem ersten Berliner Fußverkehrsplan 
ebenfalls ein berlinweiter Standardrah-
men; zwölf Modellprojekte – eines je Be-
zirk – sollen die Umsetzung exemplarisch 
konkretisieren.124 Der nächste Schritt 
sollte deshalb nicht ein weiterer Netzplan 
sein, sondern ein öffentliches Lücken-
programm. 

Empfohlen wird eine jährlich fortgeschriebene „Top-100-Lückenliste“ für Fuß- und Radverkehr. Aufge-
nommen werden nicht nur fehlende Radwegkilometer, sondern Unterbrechungen, die ganze Wegeket-
ten schwächen: gefährliche Knoten, fehlende Querungen, nicht barrierefreie Übergänge, kurze Netzab-
brüche, Engstellen und fehlende Anschlüsse an Bahnhöfe, Schulen oder Stadtteilzentren. Mindestens 
20 dieser prioritären Lücken sollten pro Jahr geschlossen werden. Entscheidend ist die Netzfunktion: 
Ein 150 Meter langer Lückenschluss kann für die Nutzbarkeit einer Route relevanter sein als ein kilome-
terlanges, aber isoliertes Teilstück. 

Internationale Erfahrungen stützen diese Netzperspektive. Paris verbindet sein Ziel eines vollständigen 
Radnetzes mit einem Investitionsprogramm von mehr als 250 Millionen Euro und 180 Kilometern neuer 
beziehungsweise verstetigter geschützter Infrastruktur.125 Londoner Bezirke haben über ihre lokalen 
Umsetzungspläne innerhalb weniger Jahre 157 Kilometer neue oder verbesserte Radrouten, 50 Kilome-
ter verbreiterte Gehwege und 74 neue Fußgängerquerungen umgesetzt.126 Forschungsübersichten zei-
gen, dass insbesondere zusammenhängende, geschützte Radinfrastruktur mit höherer Nutzung und hö-
herem Sicherheitsempfinden verbunden ist; Diskontinuitäten mindern dagegen den Komfort deutlich.127 

 

123  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2026): Radverkehrsnetz – Netzumfang und Karte. Das Zielnetz umfasst 
rund 2.376 km, davon rund 871 km Vorrangnetz. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radver-
kehr/radverkehrsnetz/karte/. 

124 Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2025): Fußverkehrsplan. Der Senat beschloss im September 2025 
einen Bericht mit zwölf Modellprojekten – eines je Bezirk. https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/fuss-
verkehr/fussverkehrsplan/. 

125 Ville de Paris (2021–2026): Un nouveau plan vélo pour une ville 100 % cyclable. Der Plan umfasst mehr als 250 Mio. Euro Investitionen und 
180 km neue bzw. verstetigte geschützte Radverkehrsanlagen. https://www.paris.fr/pages/un-nouveau-plan-velo-pour-une-ville-100-
cyclable-19554. 

126 Transport for London (o. J.): Local Implementation Plans. TfL berichtet für die jüngeren LIP-Programme unter anderem 157 km neue oder 
verbesserte Radrouten, 50 km verbreiterte Gehwege und 74 neue Fußgängerquerungen. https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-com-
munities/local-implementation-plans. 

127  Buehler, R.; Dill, J. (2016): Bikeway Networks: A Review of Effects on Cycling. Transport Reviews 36(1), S. 9–27. Die Übersicht zeigt posi-
tive Zusammenhänge zwischen geschützter Infrastruktur, Nutzung und wahrgenommener Sicherheit und verweist auf Komfortverluste 
bei diskontinuierlichen Anlagen. https://doi.org/10.1080/01441647.2015.1069908. 

Abbildung 9: Geschützte Radvorrangroute an der Invalidenstraße – 
Netzqualität entscheidet sich an sicheren Knoten (eigene Aufnahme) 

https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radverkehr/radverkehrsnetz/karte/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/radverkehr/radverkehrsnetz/karte/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/fussverkehr/fussverkehrsplan/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrsplanung/fussverkehr/fussverkehrsplan/
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://tfl.gov.uk/info-for/boroughs-and-communities/local-implementation-plans
https://doi.org/10.1080/01441647.2015.1069908
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 Programm 4 · Lebenswerte und klimaangepasste Kieze 

Der Straßenraum ist nicht nur Verkehrs-
fläche, sondern zugleich Aufenthalts-, 
Grün-, Wasser- und Gesundheitsraum. 
Diese Mehrfachfunktion gewinnt durch 
den Klimawandel an Bedeutung. Die Ber-
liner Klimarisikoanalyse 2026 identifiziert 
besonders hohe Betroffenheiten unter 
anderem in den Handlungsfeldern Ge-
sundheit sowie Stadtgrün und öffentli-
cher Raum; Hitze, Trockenheit und Stark-
regen treffen insbesondere hoch versie-
gelte Innenstadtbereiche mehrfach.128 
Der StEP Klima 2.0 fordert deshalb blau-
grüne Anpassung, mehr Kühlung und eine 
bessere Verbindung von Stadtentwick-
lung und Wasserhaushalt.129 

 

Ein Quartiersprogramm sollte diese Ziele mit Mobilität verbinden. Vorgeschlagen werden bis zu zwölf 
integrierte Programmräume pro Jahr. Die Auswahl sollte anhand transparenter Kriterien zu Klimabelas-
tung, Verkehrssicherheit, Erreichbarkeit, sozialräumlicher Dringlichkeit und Projektreife erfolgen und 
zugleich eine ausgewogene räumliche Verteilung über die Stadt sicherstellen. Dort werden Durchgangs-
verkehr, sichere Querungen, Gehwege, Aufenthaltsflächen, Entsiegelung, Baumpflanzungen, Regen-
wasserbewirtschaftung, Lieferbedarfe und ÖPNV-Zugänge gemeinsam betrachtet. Der Ansatz unter-
scheidet sich damit von einem Kiezblock als singulärem Verkehrsprojekt: Nicht die Sperre ist das Pro-
gramm, sondern die messbare Verbesserung von Sicherheit, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität und 
Klimaresilienz. 

Für Berlin liegt inzwischen eine breitere empirische Grundlage zu verkehrsberuhigten Quartieren vor. 
Die STRATMO-Metastudie zu Berliner Kiezblocks weist zwischen 2018 und 2024 einen Rückgang der po-
lizeilich registrierten Unfälle mit Rad- und Fußbeteiligung von rund 34 Prozent innerhalb der untersuch-
ten Kiezblocks aus; berlinweit lag der Rückgang im selben Zeitraum bei rund 14 Prozent. Die Ergebnisse 
sprechen auch gegen die Annahme, Verkehrsberuhigung gehe dort mit einem zusätzlichen Sicherheits-
risiko für den nichtmotorisierten Verkehr einher. Zugleich zeigen Befragungen und Diskursanalysen, 
dass Akzeptanz stark von Gestaltung, Beteiligungsqualität und nachvollziehbarer Kommunikation ab-
hängt.130 Für London bestätigt eine breitere empirische Basis ähnliche Wirkungsrichtungen. Eine Meta-

 

128  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2026): Klimarisikoanalyse Berlin. Die Analyse weist besonders hohe 
Betroffenheiten unter anderem in Gesundheit sowie Stadtgrün und öffentlichem Raum aus und zeigt Mehrfachbelastungen in stark ver-
siegelten Innenstadtbereichen. https://www.berlin.de/sen/uvk/klimaschutz/anpassung-an-den-klimawandel/klimarisikoanalyse/. 

129  Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (2022): Stadtentwicklungsplan Klima 2.0. Der StEP beschreibt räumliche 
Prioritäten für blau-grüne Anpassung, Kühlung, Starkregenvorsorge und Synergien zwischen Stadtentwicklung und Wasserhaushalt. 
https://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/stadtentwicklungsplaene/step-klima-2-0/. 

130  STRATMO (2026): Verkehrsberuhigung in Berlin. Wissenschaftliche Metastudie zu Verkehrssicherheit, Akzeptanz und öffentlichen Diskur-
sen im Rahmen von flächendeckenden Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in Berlin. Forschungsbericht 01/2026. Berlin: STRATMO – Strat-
egische Mobilitätsplanung. https://doi.org/10.26128/2026.1. 

Abbildung 10: Graefekiez als Pilotquartier in Kreuzberg – öffentlicher 
Raum als Verkehrs-, Aufenthalts- und Stadtraum (eigene Aufnahme) 

https://www.berlin.de/sen/uvk/klimaschutz/anpassung-an-den-klimawandel/klimarisikoanalyse/
https://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/stadtentwicklungsplaene/step-klima-2-0/
https://doi.org/10.26128/2026.1
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Analyse von 46 verkehrsberuhigten Quartieren (Low Traffic Neighbourhoods, LTN) fand deutliche Rück-
gänge des motorisierten Verkehrs innerhalb der Gebiete und im Mittel nur geringe Veränderungen auf 
den Randstraßen.131 Eine kontrollierte Vorher-Nachher-Analyse berichtet für LTN-Gebiete rund 35 Pro-
zent weniger Verletzte und 37 Prozent weniger Getötete oder Schwerverletzte, ohne einen statistisch 
nachweisbaren Anstieg auf den Randstraßen.132 Die Schlussfolgerung für Berlin lautet deshalb nicht 
„Kiezblocks überall“, sondern: stadtweit einheitlich planen, Wirkungen überprüfen sowie Zugänglichkeit, 
Sorgewege und lokale Besonderheiten von Beginn an berücksichtigen. 

 Programm 5 · Wirtschafts- und Lieferverkehr verlässlich organisieren 

Eine funktionierende Mobilitätswende 
muss die Versorgung der Stadt ausdrück-
lich mitorganisieren. Das Berliner Inte-
grierte Wirtschaftsverkehrskonzept be-
schreibt Wirtschaftsverkehr als unver-
zichtbare Grundlage von Arbeit, Konsum 
und Dienstleistungen und fordert unter 
anderem Planungsvorgaben für Lieferflä-
chen sowie Mikrodepots. 133  Mit dem 2025 
veröffentlichten Leitfaden „Lieferflächen 
für Berlin“ existiert bereits ein berlinwei-
ter Planungsstandard.134 Der nächste 
Schritt ist die stadtweite Ausweitung: 
Aus einzelnen Lieferflächen muss ein 
verlässliches Netz werden. 

 

Vorgeschlagen wird ein Programm „Stadtlogistik“, das in allen relevanten Geschäftsstraßen den Bedarf 
an Lade- und Lieferflächen systematisch erhebt, Flächen nach einheitlichen Kriterien markiert und – wo 
sinnvoll – zeitlich flexibel bewirtschaftet. In 10 bis 15 Erprobungsräumen sollten zusätzlich digitale Bord-
steinsteuerung, Mikrodepots, Lastenradlogistik und gemeinschaftlich nutzbare Flächen erprobt wer-
den. Die Pankower Gewerbestudie zeigt, warum die betriebliche Perspektive dabei früh in die Planung 
gehört: Von den befragten Betrieben, die Angaben zu Ladezonen machten, verfügten 72 Prozent über 
keine Ladezone. Zugleich erwartete mehr als die Hälfte negative oder eher negative Folgen der geplan-
ten Kiezblockmaßnahmen für Lieferverkehr und Erreichbarkeit. Da es sich um eine Ersterhebung vor der 
Umsetzung handelt, sind dies keine gemessenen Umsatz- oder Standorteffekte. Sie markieren vielmehr 

 

131 Thomas, A.; Aldred, R. (2024): Changes in motor traffic in London’s Low Traffic Neighbourhoods and boundary roads. Case Studies on 
Transport Policy. Meta-Analyse von 46 LTN-Projekten; deutliche Rückgänge des Kfz-Verkehrs in den Gebieten, im Mittel nur geringe Än-
derungen auf Randstraßen. https://uwe-repository.worktribe.com/output/11457285/. 

132  Furlong, J.; Fevyer, D.; Armstrong, B. et al. (2025): Low Traffic Neighbourhoods in London reduce road traffic injuries: a controlled be-
fore-and-after analysis (2012–2024). Injury Prevention. Die Studie berichtet 35 % weniger Verletzte und 37 % weniger Getötete oder 
Schwerverletzte innerhalb der LTNs; auf den Randstraßen fand sich kein statistisch nachweisbarer Anstieg. https://doi.org/10.1136/ip-
2024-045571. 

133  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2021): Integriertes Wirtschaftsverkehrskonzept Berlin 2021. Zu den 
Maßnahmen gehören Planungsvorgaben für Liefer- und Ladeflächen sowie Leitlinien und Pilotvorhaben für Mikrohubs. https://www.ber-
lin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/integriertes-wirtschaftsverkehrskonzept-iwvk/. 

134  Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (2025): Lieferflächen für Berlin – Leitfaden zur einheitlichen Planung 
und Umsetzung. Pressemitteilung vom 20.02.2025. https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2025/pressemittei-
lung.1533667.php. 

Abbildung 11: Verkehrschaos in der Marienburger Straße – Erreichbarkeit 
und Ladebedarfe müssen mitorganisiert werden (eigene Aufnahme) 

https://uwe-repository.worktribe.com/output/11457285/
https://doi.org/10.1136/ip-2024-045571
https://doi.org/10.1136/ip-2024-045571
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/integriertes-wirtschaftsverkehrskonzept-iwvk/
https://www.berlin.de/sen/uvk/mobilitaet-und-verkehr/verkehrspolitik/integriertes-wirtschaftsverkehrskonzept-iwvk/
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1533667.php
https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1533667.php
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konkrete betriebliche Anforderungen, die durch verlässliche Ladezonen, erreichbare Betriebsstandorte 
und differenzierte Regelungen planerisch bearbeitet werden müssen.135 Paris kombiniert seine Lo-
gistikstrategie mit einem dichten Netz regulierter Lieferzonen und strebt in Geschäftslagen eine Liefer-
zone etwa alle 100 Meter an.136 TfL behandelt sichere, saubere und effiziente Lieferverkehre als eigenes 
Aktionsfeld.137 

Mikrodepots sind kein Selbstzweck. Die internationale Fallstudienliteratur zeigt unterschiedliche Typen 
und Erfolgsbedingungen und betont, dass sie vor allem in dichten Gebieten eine Chance für effizientere 
und emissionsärmere letzte Meilen bieten, zugleich aber Kooperation zwischen öffentlicher Hand, Flä-
cheneigentümern und Logistikunternehmen benötigen.138 Berlin sollte deshalb nicht primär einzelne 
Mikrodepots fördern, sondern die infrastrukturellen Bedingungen organisieren: verlässliche Flächen, 
klare Regeln, digitale Information und gute Erreichbarkeit für Betriebe und Dienstleister. 

Eine gemeinsame Umsetzungsstruktur für alle fünf Programme 

Die fünf Programme entfalten nur dann Wirkung, wenn sie nicht erneut in getrennten Zuständigkeits-
ketten zerfallen. Sie sollten deshalb unmittelbar an die in Kapitel 4 vorgeschlagene Stabsstelle Mobili-
tätssteuerung und an den Berliner Mobilitätsvertrag mit den Bezirken aus Kapitel 5 gekoppelt werden. 
Jedes Programm erhält eine fachlich verantwortliche Programmleitung, ein gemeinsames Senat-Be-
zirke-Team und einen verbindlichen mehrjährigen Vorhabenplan. Finanzierungsentscheidungen folgen 
dem vereinbarten Programmpaket und nicht dem Zeitpunkt, zu dem einzelne Projekte zufällig planreif 
werden. 

 

Politischer Auftrag 
Ein Senatsbeschluss definiert fünf Programme, Zielkorridore und Verantwort-
lichkeiten für die Wahlperiode. 

Programmleitung 

Eine Person verantwortet Gesamtübersicht, Termin- und Budgetsteuerung, 
Entscheidungsbedarf und Fortschrittsbericht über die gesamte Umsetzungs-
kette; fachrechtliche und bezirkliche Entscheidungszuständigkeiten bleiben 
bestehen. 

Standardbaukasten 
Vorgeprüfte Typenlösungen, Musterprozesse, Datenanforderungen und Betei-
ligungsformate reduzieren Wiederholungsaufwand. 

Mehrjähriger Vorhabenplan 
Drei Jahre mit jährlicher Fortschreibung: „umsetzungsreif“, „in Planung“, „in 
Vorbereitung“; Engpässe werden in der Umsetzungsrunde eskaliert. 

Finanzierung 
Mehrjährige Programmbudgets einschließlich Planung, Beteiligung, Bau, Be-
trieb und Evaluation; Mittel können überjährig weitergeführt werden. 

Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung 
Wenige Leistungs- und Wirkungsindikatoren je Programm; vierteljährliche 
Steuerungsrunde intern, jährlicher öffentlicher Fortschrittsbericht. 

 

135  gruppe F & STRATMO (2026): Kiezblocks Pankow: Gewerbestudie. Forschungsbericht 05/2026. Berlin: STRATMO – Strategische Mobili-
tätsplanung. https://doi.org/10.26128/2026.8. Der Bericht ist eine Ersterhebung vor Umsetzung der Maßnahmen; eine zweite Erhebung 
und Evaluation ist nach der Umsetzung vorgesehen. 

136 Ville de Paris (2025): Logistique, marchandises, livraisons. Regulierte Lieferzonen; für neue Lieferflächen wird u. a. eine Trame von unge-
fähr einer Zone je 100 m als Kriterium genannt. https://www.paris.fr/pages/logistique-marchandises-livraisons-4738. 

137 Transport for London (o. J.): Freight & servicing in London. Handlungsfeld für sichere, saubere und effiziente Liefer- und Servicelogistik. 
https://tfl.gov.uk/info-for/deliveries-in-london/. 

138  Katsela, K.; Güneş, Ş.; Fried, T.; Goodchild, A.; Browne, M. (2022): Defining Urban Freight Microhubs: A Case Study Analysis. Sustainability 
14(1), 532. https://doi.org/10.3390/su14010532. 

https://doi.org/10.26128/2026.8
https://www.paris.fr/pages/logistique-marchandises-livraisons-4738
https://tfl.gov.uk/info-for/deliveries-in-london/
https://doi.org/10.3390/su14010532
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Umsetzungspfad: Mobilitätsprogramme 

 

Der Prüfstein für die Verwaltungsreform 

Die vorgeschlagenen Zielgrößen sind keine starren Quoten. Sie markieren eine Größenordnung, an der 
die neue Regierung ihre tatsächliche Umsetzungsfähigkeit ausrichten und die sie im ersten Jahr anhand 
von Projektbestand, Personal und Finanzierungsrahmen überprüfen sollte. Zugleich sind die Programme 
mit belastbaren Kosten- und Personalansätzen zu hinterlegen und in die Mehrjahresplanung zu überfüh-
ren. Entscheidend ist der Wechsel von der Einzelprojektorientierung zur Serie: Ähnliche Probleme wer-
den mit wiederverwendbaren Standards bearbeitet, Vorhaben gemeinsam priorisiert und Wirkungen 
nach denselben Kriterien überprüft. 

Damit werden die fünf Programme zugleich zum Prüfstein der in den Kapiteln 4 und 5 vorgeschlagenen 
Verwaltungsreform. Die neue Verantwortungsstruktur und der Berliner Mobilitätsvertrag sind kein 
Selbstzweck; sie müssen sich daran messen lassen, ob sichere Schulwege, schnellere Busse und Stra-
ßenbahnen, geschlossene Netze, klimaangepasste Kieze und eine verlässlich organisierte Stadtlogistik 
in allen Bezirken sichtbar häufiger und schneller umgesetzt werden. 

Erste 100 Tage

- Fünf Programme beschließen
- Programmleitungen, Zielkorridore und Indikatoren festlegen
- laufende Projekte zuordnen

Erstes Jahr

- Prioritätenlisten, Standardbaukästen und Datenmodell beschließen
- Vorhabenplanung 2027–2029 mit den Bezirken vereinbaren
- Mehrjahresbudgets hinterlegen

2028-2029

- Serienumsetzung in allen Bezirken
- halbjährliche Anpassung der Vorhabenplanung
- zentrale Beschaffung und Rahmenverträge
- unabhängige Zwischenevaluation

Bis 
Legislaturende

- Programme anhand der Wirkungsevaluation nachschärfen
- erfolgreiche Typenlösungen vereinfachen und stadtweit ausweiten
- schwache Maßnahmen beenden
- Öffentliche Bilanz über Umsetzungsstände und Wirkungen
- erfolgreiche Programme als Regelaufgaben verstetigen
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7 Vier Entscheidungen für die ersten 100 Tage 

Was die nächste Landesregierung unmittelbar auf den Weg bringen sollte  

Die vorangegangenen Kapitel machen deutlich: Berlin braucht für eine handlungsfähigere Mobilitätspo-
litik nicht zuerst neue Ziele und auch keinen weiteren umfassenden Maßnahmenkatalog. Die wesentli-
chen Ziele und Instrumente sind vorhanden. Entscheidend ist, ob die nächste Landesregierung politi-
sche Prioritäten so setzt und organisatorisch absichert, dass sie über mehrere Jahre verlässlich umge-
setzt werden können. 

Die fünf Programme des vorangegangenen Kapitels beschreiben, was in der Stadt sichtbar werden soll: 
sichere Wege, ein schnellerer und verlässlicherer Oberflächenverkehr, geschlossene Fuß- und Rad-
netze, lebenswerte und klimaangepasste Kieze sowie ein besser organisierter Wirtschafts- und Liefer-
verkehr. Sie sind zugleich der praktische Prüfstein für die in diesem Policy Paper vorgeschlagenen in-
stitutionellen Reformen. Die ersten 100 Tage sollten deshalb nicht mit der erneuten Prüfung sämtlicher 
Einzelvorhaben beginnen. Sie sollten genutzt werden, um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
Senat, Verwaltung und Bezirke diese Programme über die gesamte Legislaturperiode gemeinsam um-
setzen können. 

Dafür sind aus meiner Sicht vier grundlegende Entscheidungen erforderlich. 

1. Politische Prioritäten verbindlich festlegen 
Eine politische Zielvereinbarung Mobilität 2026–2031 sollte wenige Wirkungsziele und die fünf Um-
setzungsprogramme für die Legislaturperiode priorisieren. Damit entsteht ein verbindlicher Rah-
men, an dem Verwaltung, Haushaltsplanung und Bezirke ihre Arbeit ausrichten können – und der 
verhindert, dass die grundsätzliche Zielrichtung bei jedem Einzelprojekt erneut zur Disposition 
steht.  

2. Verantwortung für die Umsetzung bündeln 
Für die prioritären Programme sollten verantwortliche Programmleitungen benannt und eine kleine 
Stabsstelle Mobilitätssteuerung bei der politischen Leitung eingerichtet werden. Sie führt Zeitpla-
nung, Budgets, Risiken und notwendige Entscheidungen zusammen; die fachlichen und rechtli-
chen Zuständigkeiten der Abteilungen bleiben bestehen. Entscheidend ist, dass neben der Zustän-
digkeit für einzelne Verfahrensschritte auch eine klare Verantwortung für das Gesamtergebnis ent-
steht.  

3. Den Mobilitätsvertrag mit den Bezirken auf den Weg bringen 
Senat und Bezirke sollten in den ersten 100 Tagen Eckpunkte, Verhandlungsstruktur und Finanzie-
rungsgrundsätze für einen Berliner Mobilitätsvertrag festlegen. Er verbindet gesamtstädtische 
Ziele und Standards mit verlässlicher mehrjähriger Finanzierung und lokalen Gestaltungsspielräu-
men. Dreijährige Vorhabenpläne konkretisieren anschließend, was in welchem Bezirk tatsächlich 
geplant und umgesetzt werden kann und welche personellen und finanziellen Ressourcen dafür er-
forderlich sind. So entsteht im ersten Jahr ein gemeinsames Arbeitsprogramm für die Legislatur-
periode. 

4. Fortschritt und Wirkung sichtbar machen 
Zu Beginn der Legislaturperiode sollten gemeinsame Ausgangswerte und wenige nachvollziehbare 
Indikatoren veröffentlicht werden. Dabei ist zwischen Umsetzungsfortschritt – etwa Planung, Ent-
scheidungen und Bau – und tatsächlichen Wirkungen auf Verkehrssicherheit, Erreichbarkeit, Zu-
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verlässigkeit oder Aufenthaltsqualität zu unterscheiden. Verzögerungen sollten nach ihren Ursa-
chen ausgewiesen werden, damit sichtbar wird, wo politisch oder administrativ nachgesteuert 
werden muss.  

Der Maßstab für 2031 

Die ersten 100 Tage entscheiden noch nicht darüber, wie viele Schulumfelder umgestaltet, Buskorridore 
beschleunigt oder Netzlücken geschlossen werden. Sie entscheiden aber darüber, unter welchen Be-
dingungen die folgenden fünf Jahre arbeiten können: mit stabilen politischen Prioritäten, klarer Ver-
antwortung, verlässlicher Finanzierung, gemeinsamen Standards von Senat und Bezirken und einer 
Fortschritts- und Wirkungsbeobachtung, die Abweichungen früh sichtbar macht. 

Der Maßstab für 2031 ist deshalb nicht allein, ob einzelne Zielzahlen erreicht wurden. Entscheidend ist, 
ob Berlin eine verlässliche Umsetzungskette aufgebaut hat, in der aus politischen Zielen planbare Pro-
gramme und aus Programmen sichtbare Verbesserungen im Alltag werden. Die vorgeschlagenen Refor-
men müssen sich daran messen lassen, ob Kinder sicherer zur Schule kommen, Busse und Straßenbah-
nen verlässlicher fahren, Fuß- und Radnetze tatsächlich zusammenhängender werden, Kieze lebens-
werter und klimaangepasster werden und Wirtschaftsverkehr verlässlich organisiert werden kann. 

Berlin muss Paris dafür nicht kopieren. Es muss die eigenen Ziele so organisieren, dass ihre Umsetzung 
nicht vom Zufall einzelner Projekte, Personen oder Haushaltsjahre abhängt. Darin liegt der eigentliche 
Anspruch von „Berlin kann Paris“.  

 


